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Vorwort 



Die vorliegende Untersuchung ist Teil eines Arbeitsprogrammes, das den Verfasser seit 
Jahren beschäftigt. Der Versuch, hier einigen Querverbindungen zwischen der vorliegenden 
Arbeit und anderen, älteren und jüngeren Datums, nachzugehen, mag dazu dienen, den 
Standort in der Ideenentwicklung aufzuzeigen. Er soll es dem Leser erleichtern, Gemein- 
samkeiten trotz unterschiedlicher und Unterschiede trotz gemeinsamer Terminologie zu 
erkennen. In einer Zeit, in der das Interdisziplinierte oft zum Vorwand für das Undiszi- 
plinierte wird, erscheint es zweckmäßig, einen einmal entwickelten Ansatz zunächst kon- 
sequent weiterzuverfolgen und dann, nach Zurüdklegung einer mittleren Wegstrecke, eine 
Orientierungspause einzuschalten. 

Im Mittelpunkt dieser und anderer Arbeiten des Verfassers steht das Problem der Versor- 
gung. Den Ausgangspunkt von der Wirtschaftswissenschaft her zu nehmen legt sich nahe, 
wenn man bedenkt, daß sich diese Disziplin geradezu als Wissenschaft von der Versor- 
gung bzw. als Herausforderung an die Knappheit begreift. Beschäftigt sich die Mikro- 
ökonomik mit der Versorgung auf einzelnen Märkten, so hat die Makroökonomik die 
Versorgung einer ganzen Volkswirtschaft im Auge. 

Die Mikroökonomik war lange Zeit Herzstück der Versorgungslehre. Sie erreichte in der 
österreichischen, in der Cambridger und der Lausanner Schule den Höhepunkt ihrer Ent- 
wicklung. Mikroökonomik und Volkswirtschaftslehre waren in der Neoklassik praktisch 
identisch. Der Neoliberalismus stellte diesem neoklassischen theoretischen Lehrgebäude 
sein genauso in sich abgeschlossenes wirtschaftspolitisches System an die Seite. 

Um die Mitte der dreißiger Jahre erwuchs der neoklassischen Mikroökonomik in der 
Makroökonomik ein gewichtiger Rivale. Bald traten beide Ökonomiken in Gegensatz 
zueinander. Neoklassiker und Neomerkantilisten lieferten sich einen erbitterten Kampf. 
Rückblickend ist das nicht verwunderlich, denn da Mikroökonomik und Makroökonomik 
von sehr verschiedenen Grundannahmen ausgingen und ihre Problemstellung in oft dia- 
metral entgegengesetzten Richtungen suchten, mußten natürlich auch die Ergebnisse sehr 
verschieden ausfallen und sich zum Teil sogar widersprechen. 

In der Auseinandersetzung schien die Makroökonomik zu obsiegen. Die Mikroökonomik 
verlor zusehends an Terrain. Erst in jüngster Zeit begannen namhafte Autoren sich wie- 
der der Mikroökonomik zuzuwenden. Die Mikroökonomik wurde weiterentwickelt, wenn 
dies auch weniger spektakulär geschah als die Diskussion um die Globalsteuerung. Einen 
wichtigen Anstoß gab die Einsicht, daß Märkte dann keine optimale Versorgung bewir- 
ken, wenn externe Effekte vorliegen. Darunter versteht man heute Interdependenzen, die 
sich nicht in Marktpreisen niederschlagen L Der Anblick von Rosen im Garten des Nach- 
barn, die Umweltverseuchung durch die Schlote eines Industriebetriebes sind nur zwei 
Beispiele für positive bzw. negative Externalitäten. Eine Vielzahl von Problemen drängt 
hier nach Lösungen, nach denen - das Umweltbeispiel zeigt es - ein eminenter poli- 
tischer Bedarf besteht. Wir wagen die Voraussage, daß mikroökonomische Forschung aus 
diesen Gründen einem ähnlichen Aufschwung entgegensieht, wie ihn die Makroökonomik 
in den dreißiger und vierziger Jahren erlebte. 

Für unsere Zwecke bleibt hier festzuhalten: mit der Entdeckung der externen Effekte hat 
sich die Mikroökonomik aus der Zwangsjacke des reinen Marktdenkens befreit. Ihr stand 
nun der Weg offen zu einer Erweiterung, die Probleme der Kooperation von Wirtschafts- 
subjekten zwecks Internalisierung von Externalitäten 2 und selbst eine ökonomische 
Erklärung der Existenz des Staates bzw. des Umfanges der Staatstätigkeiten einschloß 3 . 
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Immer deutlicher wurde im Selbstverständnis der Nationalökonomen, daß Mikroökono- 
mik nicht Marktökonomik allein bedeuten durfte, sondern Analyse rationalen Entschei- 
dens in Markt- und Nichtmarkt-Situationen. Zu Nachbardisziplinen, z. B. zur politischen 
Wissenschaft waren damit Verbindungen hergestellt, die auf fruchtbare Ergebnisse hoffen 
lassen. Einige Ansätze liegen bereits vor. So legte Downs bereits 1957 eine Theorie des 
politischen Prozesses vor, die Politiker und Wähler als Produzenten bzw. Konsumenten 
von politischen Gütern auffaßt und sich um die Anwendung der Konkurrenztheorie auf 
politische Märkte bemüht 4 . In ähnlicher Weise hat der Verfasser, ebenfalls 1957, versucht, 
die Auswirkungen der Parteienkonkurrenz modelltheoretisch herauszuarbeiten 5 . 

In der Systematik von Dahl und Lindblom 6 stehen die Gruppenverhandlungen neben 
Markt und Wahl als wichtiger sozialer Entscheidungsmechanismus. Sie treten gesondert 
ebenso auf wie als Überbau bzw. Ergänzung von Märkten und Wahlen. Wir finden sie 
auf Einzelmärkten ebenso wie auf gesamtwirtschaftlicher Ebene. In mehreren Schriften 7 
hat der Verfasser Kombinationen dieser Entscheidungsmechanismen unter analytischen 
und ordnungspolitischen Gesichtspunkten dargestellt. 

Wir können heute sagen, daß die gesamte Ökonomik in mindestens vier spezielle Ökono- 
miken zerfällt: die Marktökonomik , die Kreislauf Ökonomik, die Verbandsökonomik und 
die Politische Ökonomik. Alle vier Ökonomiken sind weithin isoliert oder gar im Gegen- 
satz zueinander entstanden. Sie haben sich dabei sehr unterschiedlich entwickelt. Natür- 
lich sind die beiden jüngeren Ökonomiken, also die Verbandsökonomik und die Politische 
Ökonomik noch weniger gut ausgebaut als die beiden älteren (die Marktökonomik und 
die Kreislauf Ökonomik). Dennoch haben sie alle gegenwärtig einen Entwicklungsstand 
erreicht, der es möglich und notwendig erscheinen läßt, die vier Ökonomiken aus ihrer 
Isolation herauszuführen und sie zusammen zu sehen. Es erscheint möglich und notwendig, 
von den vier noch getrennten Ausgangspunkten her zur einen, allgemeinen Ökonomik 
wieder zurückzufinden. 

Der Verfasser hat seine besondere wissenschaftliche Aufgabe darin gesehen, zu einer 
Synthese der ökonomischen Theorien beizutragen. Er hat zunächst einen Versuch gemacht, 
Kreislaufökonomik und Politische Ökonomik miteinander zu verbinden. Es entstand ein 
ökonomisch-politisches Modell, das an finanzwissenschaftlichen Problemen entwickelt 
wurde 5 . 

Einen Versuch, die Marktökonomik mit der Verbandsökonomik und der Politischen 
Ökonomik zu verbinden, hat der Verfasser am Problem der Wettbewerbstheorie unter- 
nommen. In der Schrift »Der Markt und seine Alternativen in der freien Gesellschaft« 
wurde 1968 gezeigt, daß Wettbewerb nicht nur in der Form des Marktes, sondern auch 
in der Form von Wahlen und Gruppenverhandlungen organisiert werden kann. Die drei 
verschiedenen Wettbewerbsformen können sich gegenseitig ersetzen (stehen in substituti- 
vem Verhältnis zueinander) und sich gegenseitig ergänzen (komplementäres Verhältnis). 
Diese Arbeit führte so ebenfalls in den gesamtgesellschaftlichen Raum. 

Die hier vorliegende Schrift stößt in den Bereich der Mikroökonomik vor. Es geht um die 
Synthese der vier Ökonomiken (Marktökonomik, Kreislaufökonomik, Verbandsökono- 
mik und Politische Ökonomik) in der mikroökonomischen Fragestellung. Die Mikroöko- 
nomik soll nicht einzig mehr mit der Marktökonomik gleichgesetzt werden. Sie soll aus 
der marktökonomischen Enge herausgeführt werden und durch die Zusammenschau der 
vier Ökonomiken zu einer neuen Weite gebracht werden. Dabei soll gezeigt werden, wie 
aus Arbeitsteilung Kooperation werden kann. 

Fragen wir uns zunächst, wie es überhaupt möglich war, daß die Mikroökonomik sich in 
die marktökonomische Enge begeben konnte, um in dieser Abgeschlossenheit sich klassisch 
zu vollenden. Offensichtlich war ihr diese Enge gar nicht bewußt. Wenn sie sich aber in 
ihrer Selbstbeschränkung nicht beengt fühlte, wird es zuerst unsere Aufgabe sein, die 
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Beschränkung als solche bewußtzumadien. Erst dann werden wir erwarten können, mit 
unserer Bemühung um Erweiterung Resonanz zu finden. 

Selbstbegrenzung, Vollendung und Beengung der Mikroökonomik ergibt sich aus der 
geistesgeschichtlichen und wirtschaftsgeschichtlichen Situation, in der sie jeweils steht. Die 
neoklassische Mikroökonomik hat wie jede Theorie ihren Kairos , ihren historischen 
Augenblick, für den sie Gültigkeit besitzt. Vor diesem Zeitpunkt erscheint sie als Pro- 
phetie, als Voraussage künftiger Zustände, danach als Rechtfertigungslehre überholter 
Verhältnisse, als ideologische Verfestigung einer nicht mehr bestehenden Wirklichkeit. 
Welches ist nun der Kairos der neoklassischen Mikroökonomik? Welches ist jene histo- 
rische Periode, in der sie vollgültig die ökonomischen Probleme zu beschreiben, zu erklä- 
ren und zu lösen vermochte? 

Ein Instrument zur Beantwortung dieser Frage bietet uns die Entwicklungstheorie Allan 
G. B. Fishers 8 . In seinem Ansatz wurde zum erstenmal die Evolution der Wirtschaft nach 
der Dominanz bestimmter Produktionsbereiche beschrieben. Fisher teilte den Ablauf die- 
ser Entwicklung in drei aufeinanderfolgende Phasen oder Stadien ein: auf das erste, das 
sog. »primäre Stadium«, folgt das »sekundäre«, und den Abschluß bildet das »tertiäre« 
Stadium. In diesem Zusammenhang wies Fisher darauf hin, daß in dem ersten Stadium 
die wirtschaftlichen Anstrengungen vor allem auf die »primäre Produktion«, d. h. auf 
die Landwirtschaft beschränkt waren. Im zweiten Stadium, gekennzeichnet durch die An- 
wendung des naturwissenschaftlichen Wissens, bedeutete »Wirtschaften« soviel wie die 
Erstellung von Industriegütern. Im dritten Stadium beginnt dann eine Hinwendung zu 
solchen Leistungen, die von der Industrie nicht in der für sie typischen maschinellen Mas- 
senfertigung erbracht werden können, insbesondere also zu Dienstleistungen. 

Ende der vierziger Jahre hat dann J. Fourastie 9 eine ausführliche Analyse dieses Ent- 
wicklungsschemas unternommen und die Prognose gestellt, daß in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts die Bedeutung des sekundären Sektors ab- und die des tertiären Bereichs 
auf etwa zwei Drittel des gesamten Sozialprodukts zunehmen wird. Die Entwicklung in 
den USA und später in Europa hat seit der Mitte der fünfziger Jahre gezeigt, daß diese 
Voraussage Fourasties zunächst richtig ist. Die ökonomischen Engpässe und Probleme im 
Bereich der Dienstleistungen dringen zunehmend in das Feld wirtschaftswissenschaftlichen 
und wirtschaftspolitischen Interesses vor 10 . 

Dem unterschiedlichen Gewicht der drei Sektoren im Ablauf der Geschichte folgte die Ent- 
wicklung der volkswirtschaftlichen Theorie. Dem Übergewicht des primären Sektors ent- 
sprach die physiokratische Theorie. Hier war es sinnvoll und berechtigt, die Volkswirt- 
schaftslehre auf die Landwirtschaft zu konzentrieren. 

Den ersten tastenden Versuchen nach Industrialisierung (Entwicklung des sekundären 
Sektors) widmeten sich die Merkantilisten. Die volle Wucht der hereinbrechenden Indu- 
strialisierungsprobleme indes beschrieb erst Marx in der Zeit von 1848-1867 (»Kommu- 
nistisches Manifest« 1848; 1. Teil von »Das Kapital« 1867). 

Die innere Gesetzlichkeit der industrialisierten Gesellschaft (Dominanz des sekundären 
Sektors) stellte die Neoklassik dar, beginnend mit der Grenznutzenschule seit 1871 
(Menger, Jevons, Pareto) bis zu ihren Ausläufern in der Gegenwart. Die wirtschaftlichen 
Probleme sind in diesem Zeitraum mit dem sekundären Sektor (Industrie) praktisch 
gleichzusetzen. Eine Selbstbeschränkung auf den sekundären Sektor wird nicht als Been- 
gung fühlbar, sondern als Konzentration auf das eigentlich Wichtige. Ökonomik ist mit 
Recht Industriewarenökonomik. 

In den letzten zwei bis drei Jahrzehnten jedoch hat die wirtschaftsgeschichtliche Situation 
und die geistesgeschichtliche Situation sich entscheidend zu verändern begonnen. Die Be- 
deutung des tertiären Sektors ist nicht mehr zu übersehen und gewinnt zunehmend an 
Gewicht. Mehr und mehr beginnen sich die ökonomischen Probleme aus dem Industrie- 
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Warenbereich herauszuverlagern. Eine reine Industriewarenökonomik wird immer unzu- 
reichender, die Notwendigkeit einer Dienstleistungsökonomik zeichnet sich immer deut- 
licher ab. 

Inwiefern war nun die neoklassische Ökonomik eine Industriewarenökonomik? Der Zu- 
sammenhang wird uns deutlich, wenn wir auf der einen Seite beobachten, daß die Neo- 
klassik das Schwergewicht ihrer Analyse auf den Wettbewerbsmarkt verlegte und ande- 
rerseits feststellen, daß ihre Annahmen nur im sekundären Sektor aktuell sind. 

Zur Beurteilung der Aktualität der neoklassischen Wettbewerbsannahmen bietet uns 
Zimmermann 11 ein theoretisches Instrument. Zimmermann hat gezeigt, daß die Markt- 
formen stark bestimmt werden von den Elastizitäten , unter denen sich Angebot und Nach- 
frage auf dem Markt gegenübertreten. Er hat weiter dargestellt, daß ein Wettbewerbs- 
markt vor allem im Bereich mittlerer Elastizitäten zu erwarten ist, daß dagegen das Auf- 
treten von extremen Elastizitäten (sei es auf der Angebotsseite oder auf der Nachfrage- 
seite) monopolbeherrschte Märkte erwarten läßt. 

Eine Marktökonomik, die das Wettbewerbsproblem in den Mittelpunkt stellt, geht da- 
mit im wesentlichen von der Annahme mittlerer Elastizitäten aus. Nun wissen wir aber 
von Fourastie, daß mittlere Elastizitäten, wenn überhaupt, nur im sekundären Sektor 
zu erwarten sind. Der primäre und der tertiäre Sektor zeichnen sich durch extreme Elasti- 
zitäten entweder auf der Angebotsseite oder der Nachfrageseite oder auf beiden Seiten 
aus. Eine Ökonomik des Wettbewerbsmarktes vermag deswegen nur im sekundären Sektor 
zu greifen. Im primären und im tertiären Sektor dagegen greift sie ins Leere. 

Die neoklassische Marktökonomik hat diese Problematik seit den zwanziger Jahren zu- 
nehmend stärker verspürt. Sie hat mit der Entwicklung ihrer Marktformenlehre geant- 
wortet und damit zunächst auch einige Erfolge erzielt (Sraffa, Chamberlain, Robinson 
usw.). 

Unbeabsichtigt und lange Zeit auch unbewußt hat die Marktformenlehre indes allmählich 
die Beengung der Marktökonomik aufgewiesen. Sie hat deutlich gemacht, daß der Hin- 
weis auf Monopole und monopolistisches Verhalten über die reine Marktökonomik hinaus- 
weist. Bedeutet nämlich Monopolisierung eine Kartellbildung , so wird damit auf die 
Notwendigkeit der V erb and s Ökonomik hingewiesen. Das Verhalten der Kartelle kann 
nur durch eine Analyse der Verbandsbildung und der Willensbildung im Verband erklärt 
werden. Geht es um spezielle Monopole, also etwa um kommunale oder staatliche Mono- 
pole , so wird damit die Hinzuziehung der Politischen Ökonomik notwendig, die das 
Verhalten der Politiker auf den verschiedenen politischen Ebenen untersucht. 

Ganz besonders deutlich wird das Versagen der reinen Marktökonomik bei der Behand- 
lung des bilateralen Monopols. Die marktökonomische Theorie des bilateralen Monopols 
vermag lediglich noch dahin zu führen, daß mit einem Aufwand komplizierter Modelle 
gezeigt werden kann, daß sich die Probleme aus dem marktökonomischen Bereich hinaus- 
verlagern 12 . 

Die Marktformenlehre ist demnach weithin nichts anderes als der Versuch, mit mar kt öko- 
nomischen Mitteln Probleme der Verbandsökonomik und der Politischen Ökonomik aus- 
zusprechen. Je mehr sich die Mikroökonomik aus dem Industriewarensektor mit seinen 
mittleren Elastizitäten in den tertiären Sektor mit seinen extremen Elastizitäten hinein- 
begibt, um so größere Bedeutung erhält die Marktformenlehre und um so deutlicher wird, 
daß die Marktökonomik durch Verbandsökonomik und Politische Ökonomik erweitert 
werden muß, sollen die anstehenden Probleme wirklich bearbeitet werden. Eine Erweite- 
rung der Marktökonomik soll hier durch den Einbezug der vier Ökonomiken in die mikro- 
ökonomische Fragestellung versucht werden. Damit soll bewußt auch ein Schritt auf eine 
Dienstleistungsökonomik hin getan werden. Die Anwendungsbeispiele in dieser Schrift 
sind deshalb aus dem Dienstleistungssektor entnommen worden. 
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Die marktökonomische Enge ist nicht die einzige, aus der es die Mikroökonomik zu be- 
freien gilt. In ähnlicher Weise trifft dies auf die Enge der Gleichgewichtstheorie zu. Auch 
hier gilt, daß die Selbstbeschränkung auf die Gleichgewichtsanalyse die klassische Vollen- 
dung der Mikroökonomik erst möglich gemacht hat. Auch hier gilt es, die Begrenzung erst 
als Beengung zu erkennen, um sie zu überwinden. 

Solange die Mikroökonomik reine Marktökonomik war, bildete die Beschränkung auf die 
Gleichgewichtsanalyse für sie tatsächlich keine Beengung. Für eine monistisch am Markt 
orientierte Theorie ist es nur natürlich, daß sie sich auf die Gleichgewichtssituation konzen- 
triert. Auf Dauer ungleich gewichtige Marktsituationen können nicht anders als disfunk- 
tional erfaßt werden. Die gesellschaftlichen Funktionen, die der Markt zu leisten vermag, 
nämlich Produktionslenkung und Einkommensverteilung, erfüllt er nur im Zustand des 
Gleichgewichts. Das Marktungleichgewicht kann so immer nur als Negation erfaßt wer- 
den. 

Wäre es denkbar, daß ein Marktungleichgewicht nicht vielleicht doch eine Funktion 
hätte, eine Funktion in bezug auf ein anderes System als das des Marktes? — Die moni- 
stische Marktökonomik muß diese Frage glatt verneinen. Die Verneinung erfolgt für sie 
denknotwendig, denn definitionsgemäß konzentriert sie sich immer auf den Markt. 

Nicht so eine allgemeine Ökonomik, die in sich mehrere spezielle Ökonomiken zusammen- 
schließt. Von ihrem Denkansatz her ist die Funktionalität eines Marktungleichgewichts 
durchaus vorstellbar. Das Ungleichgewicht innerhalb eines Systems kann hier eine Funk- 
tion in bezug auf ein anderes System gewinnen. So z. B. im Rahmen der Verbandsöko- 
nomik in bezug auf die Verbandsbildung; oder im Rahmen der Politischen Ökonomik in 
bezug auf das ökonomische Eingreifen des Staates. Der Übergang von einem monistischen 
Ansatz zu einem pluralistischen ruft somit ein Bedürfnis nach Analyse von Gleichgewich- 
ten in komplexen, pluralistischen Systemen und von strukturellen Gleichgewichten dieser 
Systeme seihst wach 16 . 

Die hier vorgelegte Arbeit ist zuerst und vor allem Systemtheorie. Sie ist insoweit auch 
funktionalistische Theorie, als es ihr um die Darstellung funktionaler Äquivalente (Luh- 
annm) zur Lösung von Versorgungsproblemen geht. Diese Beziehungen zum viel disku- 
tierten Werk N. Luhmanns 13 können hier nur skizziert werden. 

Für Luhmann sind Funktionen »Beziehungen von Leistungen auf Gesichtspunkte, unter 
denen die Leistung dem Vergleich mit anderen, funktional äquivalenten Leistungsmöglich- 
keiten ausgesetzt wird. Die funktionale Analyse dient also bei theoretischer Orientierung 
dem Vergleichen; bei praktischer Orientierung eröffnet sie Möglichkeiten der Substitution, 
des Austausches gleichwertiger Leistungen . . . Dabei ist funktionale Äquivalenz, ist Aus- 
wechselbarkeit jeweils problembezogen, also gesichtspunktneutral zu verstehen. Andere 
Gesichtspunkte lassen andere Leistungen als äquivalent erscheinen. Konkretes Seiendes ist 
immer unvergleichbar, als solches unersetzlich. Die Abstraktionsrichtung der funktionalen 
Perspektive muß anerkannt, durch Konsens gedeckt, als Systemperspektive institutionali- 
siert sein, wenn in sozialen Systemen ein Substitutionsvorgang vollzogen werden soll.« 14 
Für unser konkretes Problem der Versorgung, z. B. mit Pflegediensten, bedeutet die Auf- 
gabe des Forschers demnach: Suche die gesamte Klasse von funktional äquivalenten Mög- 
lichkeiten, die als Problemlösung in Betracht kommen! Dabei darf man sich nicht auf 
geschichtliche Fälle beschränken, will man sich nicht von vornherein wichtigen Erkennt- 
nismöglichkeiten verschließen. Im Gegenteil, hier hat der Modellbauer seinen Platz in der 
wissenschaftlichen Arbeitsteilung. 

Sind erst mehrere funktionale Äquivalente gefunden, stellt sich die Frage nach der Priori- 
tät. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß ein System »mehrere Probleme lösen muß. Wenn 
man feststellen kann und berücksichtigen muß, wie andere Probleme in einem konkreten 
System gelöst sind, schränkt das die Beweglichkeit in der Wahl von Alternativen für das 
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Bezugsproblem ein.« 15 Eine - aber eben nur eine - dieser Nebenbedingungen ist die der 
ökonomischen Effizienz. Die Wohlfahrtstheorie hat sich um die Herausarbeitung vcn 
Beurteilungskriterien in dieser Richtung bemüht. Je mehr sie sich von den Scheuklappen 
der reinen Marktökonomik befreit, desto fruchtbarer wird sie für unseren Ansatz. Mit 
der Verhandlungsökonomik und der Wahlökonomik sind uns weitere Instrumente verfüg- 
bar, die die Beurteilung komplexer Systeme unter unterschiedlichen Bezugspunkten ermög- 
lichen. Die Kombination der verschiedenen Ökonomiken läßt die Konturen einer Gleich- 
gewichtstheorie komplexer Systeme sichtbar werden. Ein erster Ansatz liegt in noch unver- 
öffentlichter Form vor. 16 Neben der Gleichgewichtstheorie läßt die Konflikttheorie , 
ökonomischer und soziologischer Provenienz, wichtige Beiträge zur Beurteilung von Sy- 
stemen erwarten. 

Auf der Gesamtanalyse baut die Systemgestaltung als Technologie sozialer Systeme auf. 
Am Beispiel der Krankenhaussanierung 17 hat der Verfasser den Versuch unternommen, 
Fingerzeige für eine Systemgestaltung im Gesundheitsbereich zu geben. In einer anderen 
Arbeit soll am Beispiel der Krankenpflegedienste die Nützlichkeit dieses Ansatzes demon- 
striert werden. Auch diese Arbeiten stehen erfreulicherweise nicht isoliert da. Beispiels- 
weise sei auf die Versuche K. Schenks 18 zur systemtheoretischen Untersuchung von Wirt- 
schaftsordnungen hingewiesen. Auch Schenk sieht die eigentliche Stärke der Systemtheorie 
dort, »wo die Modelle zu analytischen Zwecken wie Vergleich, Synthese und Optimierung 
von Systemen verwendet werden.« 19 

Allerdings sind bei Systemen mit Verbänden und Gruppenverhandlungen gegenwärtig 
noch nicht die theoretischen Voraussetzungen zu einer Anwendung der Automatentheorie 
auf Systemprobleme gegeben. 

Wenn in dieser kurzen Standortbestimmung der Nachdruck auf das Gemeinsame in 
systemtheoretischen Analysen in der BRD gelegt wurde, so scheint mir dies vor allem aus 
einem Grund gerechtfertigt. Allzuleicht wäre aus vordergründigen Unterschiedlichkeiten 
der Schluß zu ziehen, es gebe so viele Systemtheorien wie Systemtheoretiker. Ich kann 
mich dieser Auffassung nicht anschließen. Wenn z. B. die soziologische Systemtheorie 
davon ausgeht, daß nur Handlungen oder Rollen, Menschen also immer nur Umwelt von 
sozialen Systemen sein können, so schließt dieser Unterschied die Möglichkeit einer Koope- 
ration mit der sozialökonomischen Systemtheorie nicht aus. 

Die Diskussion zur Systemtheorie ist auch in Deutschland in Gang gekommen. Diese 
Arbeit versteht sich auch als Beitrag hierzu. Sie versucht, soziale Systeme als Ganzheiten 
zu erfassen und die Kräfte zu erklären, durch die diese Ganzheiten zusammengefügt und 
zusammengehalten werden. 

Im Hinblick auf eine allgemeine Ökonomik geht sie - wie schon gesagt - von einem 
Pluralismus von Systemen aus. Stützen wir uns zunächst auf die vier Ökonomiken, so 
haben wir es also mindestens mit vier Systemen zu tun. Führen wir unsere Systemanalyse 
noch ein wenig weiter, so werden wir auf Kombinationen aus mehreren Systemen stoßen, 
somit auf komplexe und komplexe gemischte Systeme, so daß die Zahl aller möglichen 
Systeme sich rasch erweitert und praktisch unendlich groß wird. 

Zur Systemanalyse hat der Verfasser schon mehrfache Vorarbeiten veröffentlicht. Hinge- 
wiesen sei hier auf die beiden Schriften »Zur Theorie der sozialen Steuerung« (1965) und 
»Soziale Kybernetik« (1965) sowie auf die Schrift »Der Markt und seine Alternativen in 
der freien Gesellschaft« (1968). 

Die hier vorgelegte Analyse bemüht sich, die Vielfalt der Theorien und der Dinge zu- 
sammenzusehen. Dabei ist sie sich bewußt, daß es vornehmlichste Aufgabe ist zu sondern, 
hervorzuheben und auszuschließen. Es soll deswegen nicht alles und jedes aufgenommen 
werden; wir wollen uns auf die Marktökonomik , die Kreislauf Ökonomik, die Verbands- 
ökonomik und die Politische Ökonomik beschränken. 
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Der Aufbau einer allgemeinen Ökonomik wäre eine übermenschliche Anforderung, wollte 
sie einer allein und aus sich heraus selbst entwerfen. Zum Glück ist das nicht notwendig. Es 
bestehen Vorarbeiten und Ansätze genug, die es lediglich noch zu einem geschlossenen 
Gedankengang zusammenzutragen und zusammenzufügen gilt. Dieser Aufgabe hat sich 
der Verfasser hier unterzogen. Er hat sich bemüht, mit einem Minimum neuer Definitionen 
und Modelle auszukommen und versucht, sich mit Begriffen und Theoremen auszudrücken, 
die dem soziologisch interessierten Volkswirt geläufig sind. 

Die Fertigstellung dieser Arbeit wäre nicht möglich gewesen, wenn der Verfasser nicht die 
großzügige Unterstützung des Landesamtes für Forschung, Düsseldorf, gefunden hätte. 
An dieser Stelle sei den Verantwortlichen des Landesamtes der Dank dafür ausgesprochen. 
Der Wechsel der Lehrtätigkeit zu zwei Universitäten, Verwaltungs- und Institutsaufgaben 
haben die Ausarbeitung verzögert, andererseits hat er zahlreiche Anregungen gegeben. 
Denkanstöße haben vor allem aber Forschungsarbeiten zu speziellen Fragen der Sozial- 
politik erbracht, die der Verfasser und seine Mitarbeiter immer wieder in das Licht der 
theoretischen Weiterentwicklung gestellt haben. 

Die Zahl von Mitarbeitern, mit denen der Verfasser in den vergangenen Jahren zusammen 
veröffentlicht hat (einige Arbeiten werden noch in Kürze erscheinen), zeigt, wem er für 
Anregungen und Mitarbeit zu den jeweiligen Aspekten zu danken hat. Insbesondere seien 
hier genannt: Dipl. -Kfm. R. Balthasar, Dipl. -Kfm. W. Gerdelmann, Dipl.-Volksw. 
M. Groser, Dr. W. Kötz, Dipl.-Volksw. B. Lewicki, Dipl.-Volksw. K. Lippold, Dipl.- 
Kfm. Heinrich Niederfahrenhorst und Dr. J. Niggemann. 
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1 . 



Einleitung 



1.1 Statische Begriffe 

In diesem ersten Abschnitt unserer Untersuchungen wollen wir die theoretischen Werk- 
zeuge der modernen Systemtheorie 1 in die neoklassische Fragestellung der Mikroökono- 
mik einführen. Ausgangspunkt unserer Überlegungen ist dabei der Begriff des Systems. 
Ein System, so wollen wir definieren, besteht aus Elementen ; die Elemente sind durch 
Beziehungen miteinander verbunden. Diese Begriffe wollen wir bewußt weit und rein 
pragmatisch fassen 2 . 

Als Elemente bezeichnen wir Erscheinungen, bei denen wir lediglich input (Einflüsse) und 
output (Ausflüsse) feststellen, innerhalb deren wir jedoch nicht ein Geflecht von Beziehun- 
gen wahrnehmen bzw. untersuchen. Das Innere eines Elementes bildet also für uns einen 
»schwarzen Kasten« (black box) 3 . Natürlich besteht grundsätzlich die Möglichkeit, ein 
Element zu öffnen und auf diese Weise auch das Geflecht der Beziehungen in seinem 
Innern zu untersuchen. Damit jedoch wird das bisher als Element Betrachtete seinerseits 
zum System, das wiederum aus Elementen besteht. Wenn wir die Untersuchung nur weit 
genug vorantreiben, könnten wir möglicherweise alles in Beziehungen auflösen. 
Beziehungen, durch die die Elemente miteinander verbunden sind, können sein: Abgabe 
oder Aufnahme von Materie , von Energie , von Information. Wir können unterscheiden 
zwischen aktiven und inaktiven Beziehungen, einseitigen und wechselseitigen Beziehungen. 
Elemente, von denen einseitige Beziehungen ausgehen, nennen wir E>aten. Bei den wechsel- 
seitigen Beziehungen ist für uns der Austausch besonders wichtig. 

Bei den Systemen unterscheiden wir offene y geschlossene und relativ geschlossene Systeme. 
Offene Systeme stehen in Beziehungen, vor allem in Austauschbeziehungen mit der Um- 
welt. Materie, Energie oder Information werden ausgetauscht. Von relativ geschlossenen 
Systemen sprechen wir dann, wenn ein Austausch nur in einem sehr begrenzten Ausmaß 
stattfindet 4 . Ein geschlossenes System kennt überhaupt keine Beziehungen zur Umwelt. 

Ein wirklich geschlossenes System wäre nur die Welt in ihrer Gesamtheit. Auch im sozialen 
Bereich haben wir es immer mit mehr oder weniger offenen Systemen zu tun. So bildet 
z. B. ein Wirtschaftsunternehmen ein betont offenes System; ein relativ geschlossenes 
System stellt ein Indianerstamm im brasilianischen Urwald dar. 

Aus praktischen Gründen werden wir immer dann, wenn wir uns auf eine besondere Frage 
konzentrieren wollen, unseren Beobachtungsgegenstand (den zu untersuchenden sozialen 
Bereich) als ein möglichst geschlossenes System auffassen. In dem so aus dem Gesamtzu- 
sammenhang herausgetrennten System können wir dann im Verlauf unserer Untersuchung 
Subsysteme isolieren und diese wiederum in Elemente auflösen. Die Subsysteme werden 
also von Super Systemen (oder schlechthin: Systemen) eingeschlossen. 

Es stellt sich die Frage, ob wir bei unserem pointiert isolierenden Verfahren völlig frei sind, 
jeweils Subsysteme aus Systemen herauszulösen und diese ihrerseits wieder in Subsysteme 
zu zerlegen. Kriterium für ein pragmatisches Vorgehen ist die Zahl und die Intensität der 
feststellbaren Beziehungen. Wenn die Anzahl und Intensität der Beziehungen innerhalb 
eines »Systems« größer sind als die zu anderen »Systemen« (also zur Umwelt ), so erweist 
sich die Isolierung unseres Systems als zweckmäßig. Sind die Beziehungen zur Umwelt 
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dagegen mindestens gleich zahlreich und gleich intensiv, ist die Isolierung dieses Sub- 
systems wissenschaftlich wahrscheinlich nicht zweckmäßig. 

Wenn wir ein System aus dem Gesamtzusammenhang herausgelöst haben, werden wir uns 
unter Umständen mehr für die Beziehungen innerhalb des Systems oder für die Beziehun- 
gen zur Umwelt interessieren. Nur wenn wir das Innenverhältnis untersuchen, wollen wir 
künftig noch von Systemen sprechen. Geht es uns jedoch ausschließlich um die Außenbe- 
ziehungen und lassen wir das Innengefüge unbeachtet, so sprechen wir vom Element und 
seinen input- oder output-Beziehungen. 

In unseren sozialökonomischen Untersuchungen haben wir es mit sozialen Elementen zu 
tun. Was man gemeinhin Aggregat nennt, fassen wir im Verlauf unserer Analyse als 
Element auf. Das Wort Aggregat (zu einer Herde zusammengetrieben) zeigt, daß es sich 
in der Regel um größere Mengen von Individuen handelt (z. B. die Aggregate »Unter- 
nehmer«, »Arbeitnehmer«). Wir messen den Aggregaten als sozialen Elementen zumeist 
Subjektcharakter bei. Natürlich wissen wir, daß die Aggregate aus vielen Individuen be- 
stehen, wir unterstellen jedoch, daß sie sich in besonderen Situationen jeweils alle gleich- 
förmig verhalten. 

Die Annahme des gleichförmigen Verhaltens kann man so erklären, daß man die Indi- 
viduen eines Aggregates alle für gleich ausgibt oder sie doch im Durchschnitt gleich nennt, 
wobei sich positive und negative (gegengerichtete) Abweichungen aufheben. Gleichförmig- 
keit des Verhaltens kann sich auch daraus ergeben, daß von den vielen Individuen nur 
eines einen Willen äußern kann, die anderen aber willenlos (vielleicht gezwungen) nach- 
folgen. Oder Gleichförmigkeit ergibt sich durch einen internen Willensbildungsprozeß, der 
uns nur deshalb bisher entgangen ist, weil wir das Aggregat eben als Element aufgefaßt 
und noch nicht in seinen internen Beziehungen untersucht haben. 

Die Isolierung eines sozialen Aggregates ist immer eine Abstraktion. Sie erfolgt zweck- 
mäßigerweise immer dann, wenn wir Gleichförmigkeit des Verhaltens feststellen. Die 
Begründung dafür muß gewöhnlich so lange offenbleiben, wie wir den »schwarzen Kasten« 
des Aggregates (Elementes) nicht öffnen. 

Aggregate sind also nie natürliche Gebilde, sondern immer eine Vereinfachung, die wir im 
Zuge unserer Modellbildung aus Zweckmäßigkeitsgründen machen. Dementsprechend 
kann man in vielen Fällen unter Veränderung der Betrachtungsweise Aggregate als Sy- 
steme begreifen, umgekehrt Systeme als Aggregate. 

Für den Sozialökonomen zeigt sich jedoch, daß die Umwandlung von Aggregaten in 
Systeme und umgekehrt praktische Grenzen findet, die zu überschreiten er kein Interesse 
mehr haben kann. Solche Aggregate, die wir gewöhnlich nicht mehr als Systeme auffassen, 
sind z. B. die »Unternehmer« , die »Konsumenten« , die »Politiker« . Wir bezeichnen sie als 
elementare Aggregate. »Elementar« soll in dieser Wortverbindung den Sinngehalt ver- 
mitteln, der im allgemeinen Sprachgebrauch mitschwingt, aus einer Zeit, da man annahm, 
die Elemente seien etwas Ursprüngliches, nicht weiter Zerlegbares. Die Wortbildung 
des »Atoms« als etwas »Unzerschneidbarem« hat denselben Gedanken zum Ausdruck 
gebracht. Auch bei den Systemen finden wir solche, die wir in unserer Analyse nicht weiter 
in Subsysteme aufgliedern. Wir bezeichnen sie als Elementarsysteme. Elementarsysteme 
müssen logisch aus zwei elementaren Aggregaten bestehen, die miteinander in Beziehung 
stehen. 

Bilden mehrere Elementarsysteme ein System, so bezeichnen wir dieses als komplex. Bilden 
mehrere Elementarsysteme gleichen Typs ein System, so sprechen wir von einem kom- 
plexen monistischen System. Elementarsysteme gleichen Typs sind Systeme, die bei glei- 
chen Aggregatbezeichnungen und gleichen Beziehungen trotzdem nicht identisch sind (z. B. 
Märkte in einem Wirtschaftssystem). 

Sind Elementarsysteme unterschiedlichen Typs zu einem System vereinigt, so nennen wir 
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es pluralistisch. Pluralistische und monistische Systeme sind demnach immer komplex. Der 
Grad der Komplexität ist dabei abhängig von der Anzahl der Elemente und/oder den 
zwischen diesen Elementen bestehenden Beziehungen. Je größer die Anzahl der Elemente 
in einem System, je zahlreicher die Beziehungen zwischen ihnen, desto höher ist sein 
Komplexitätsgrad 5 . Wenn wir im folgenden unser Interesse besonders den hochkom- 
plexen, pluralistischen Systemen zuwenden, so handelt es sich also um Systeme, die aus 
einer großen Anzahl mannigfaltiger, untereinander verbundener, unterschiedlicher Ele- 
mentarsysteme zusammengesetzt sind. 

1.2 Dynamische Begriffe 

Soziale Systeme entstehen, wachsen, verharren, schrumpfen, vergehen. Freilich gibt es 
soziale Systeme, deren Entstehungsprozeß und Wachstumsprozeß wir nicht erklären, d. h. 
im nachhinein prognostizieren können. Sie erscheinen uns gewissermaßen als »vom Him- 
mel gefallen«. Wir nennen sie einfacherweise natürliche oder natürlich gewachsene soziale 
Systeme. 

Bei vielen Systemen aber können wir Wachstum, Schrumpfung oder Auflösung erklären. 
Wir können feststellen, wie Menschen bewußt oder unbewußt soziale Systeme aufbauen. 
Wo dieser Gestaltungsvorgang offensichtlich gemacht werden kann, sprechen wir von 
künstlichen Systemen 5a . 

Wo der Gestaltungsprozeß bewußt von wenigen oder von einer relativ kleinen Gruppe 
ausgeht, sprechen wir von synthetischen Systemen. 

Wir werden im Verfolg unserer Analysen unser Hauptaugenmerk auf die synthetischen , 
hochkomplexen ( pluralistischen ) Systeme konzentrieren. Die einfachen und monistischen 
Systeme hat man schon vielfach und ausführlich untersucht 5b . Die hochkomplexen Sy- 
steme jedoch sind bisher noch wenig analysiert worden. Zudem ist man erst seit wenigen 
Jahren in der Lage, ihr Entstehen und ihr Funktionieren zu erkennen und zu erklären. Sie 
zu schaffen, zu erhalten und zu lenken ist noch nicht lange möglich. Deshalb stellen die 
hochkomplexen und synthetischen Systeme besonders interessante, aber auch drängende 
wissenschaftliche Aufgaben. 

1 . 3 Fragestellungen 

In der Systemtheorie können wir vor allem zwei verschiedene Fragestellungen heraus- 
arbeiten. Wir können zum einen fragen, was die einzelnen Systeme leisten. Wir stellen das 
System als gegeben an den Anfang und fragen nach dem output. Wir wollen dies als 
analytische Fragestellung bezeichnen. 

Wir können jedoch auch von einem gegebenen output ausgehen und uns fragen, durch 
welches soziale System dieser output hervorgebracht werden kann. Dabei können wir den 
input als konstant oder aber auch als variabel vorgeben. Der Systemtheoretiker spricht 
hier vom Prinzip der Äquifinalität 6 : Das gleiche Ergebnis kann von unterschiedlichen 
Ausgangssituationen aus, prinzipiell durch unterschiedliche Systeme erzielt werden. Diese 
Fragestellung wollen wir die synthetische nennen. 

Beide Fragestellungen lassen sich miteinander verbinden. Wir gehen von einem gegebenen 
System mit gegebenem input aus, fragen nach dem output und nach der Möglichkeit, ihn 
unter veränderten Umweltbedingungen weiter reibungslos zu erstellen. Wir gehen dabei 
davon aus, daß der output bisher als zufriedenstellend bewertet wurde. Aus dieser kom- 
binierten Fragestellung ergeben sich Grundsätze der Systemordnung (Anordnung der Ele- 
mente im System, Art und Intensität der sie verbindenden Beziehungen). Damit sind wir 
bei der ordnungspolitischen 7 Fragestellung angelangt. 
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1.4 Das neue Ziel der analytischen und synthetischen Systemtheorie 

Was leistet Systemtheorie? Sie vermag vieles zusammenzufassen und in einfachen Begrif- 
fen auszusprechen, was bisher in den einzelnen Wissenschaften isoliert voneinander erar- 
beitet worden ist. Als in den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts die Anregungen der 
ganzheitlichen Betrachtungsweise 8 auf die Nationalökonomie zukamen, gelang es zu- 
nächst nicht, sie in das naturwissenschaftlich-mathematisch orientierte Lehrgebäude, das 
sich eben zu entfalten begann, zu integrieren. Die ganzheitliche Schule 9 kapselte sich in 
sich ab und führte ein isoliertes Eigenleben. Für die Systemtheorie heute ist ganzheitliches 
(systematisches) und naturwissenschaftliches Denken kein Gegensatz 10 . 

Damit setzt die Systemtheorie einen Schlußstein in ein seit Jahrzehnten errichtetes Bau- 
werk ökonomischer Theorie. Bildet sie damit auch eine Plattform für weiteres Arbeiten? 
Die Systemtheorie gibt uns Werkzeuge an die Hand, um hochkomplexe Gebilde zu er- 
fassen, zu erklären und in sie einzugreifen. Diese hochkomplexen Gebilde waren bisher 
dem Modelldenken unzugänglich geblieben. Es gelang lediglich, sie mit den Mitteln der 
historischen Methode zu beschreiben. Beschreiben aber reicht für eingreifendes Gestalten 
nicht aus. Hochkomplexe Gebilde waren deshalb in der Sozialwissenschaft immer wieder 
der Kristallisationspunkt für Ideologien. 

Unsere systemtheoretischen Überlegungen sollen einen Beitrag dazu liefern, hochkomplexe 
soziale Systeme analytisch, aber auch politisch (synthetisch) in den Griff zu bekommen. 
Denn haben wir sie erst einmal in ihrer Eigengesetzlichkeit verstanden, so wird es nicht 
mehr schwer sein, diese Eigengesetzlichkeit für die Weiterentwicklung der Systeme nutzbar 
zu machen. Dem Wissenschaftler soll es möglich werden, für neu sich stellende soziale 
Aufgaben die entsprechenden sozialen Systeme zu schaffen, die diese Aufgabe zu lösen 
vermögen. Die Vielfalt der hochkomplexcn Systeme bietet fast unerschöpfliche Möglich- 
keiten. 

Um dieses neue Ziel leicht verständlich zu umreißen, sei an die Vorgehens weise in einer 
anderen systematischen und synthetischen Wissenschaft erinnert. Die Chemie hat die Ele- 
mente der materiellen Welt und den inneren Aufbau der Stoffe untersucht. Sie war 
schließlich in der Lage, aus ihrer Systematik heraus bisher noch unbekannte Elemente zu 
entdecken und sonst noch nicht existierende Elemente künstlich zu erzeugen. Indem sie 
Elemente über die natürlichen Gegebenheiten hinaus miteinander verband, gelang es ihr, 
neue, bisher nicht existierende Stoffe herzustellen. Die Kunststoffe sind ein Ergebnis der 
makromolekularen Chemie. Sie sind hochkomplex. 

Praktisch jede gewünschte Eigenschaft kann diesen hochkomplexen Kunststoffen heute bei 
der Synthese mitgegeben werden. Für fast jede technische Aufgabe ist der Chemiker in der 
Lage, einen entsprechenden Kunststoff herzustellen. 

Der Verfasser ist sich natürlich der Tatsache bewußt, daß das aus dem Bereich der Chemie 
gewählte Beispiel nur cum grano salis eine Denkhilfe gegenüber den hochkomplexen 
sozialen Systemen bilden kann. Sicherlich liegt es nahe, den Begriff des Technikers auf 
unsere Probleme anzuwenden und vom »Sozialtechniker« oder vom »Sozialingenieur« 
zu sprechen. Andererseits muß man von einer solchen Übertragung von Begriffen abraten, 
da sie mehr Mißverständnisse auszulösen geeignet sind als etwas zu erklären vermögen. 
Das Wort vom Sozialtechniker ruft nämlich die alten mechanistischen Vorstellungen 
wach, die wir hier nur insoweit verwenden können, als sie als Vorläufer des ganzheitlichen 
Systemdenkens gelten können. Tatsächlich können sie als solche Vorläufer aufgefaßt 
werden, wie Heinrich Rombach loa gezeigt hat. Im allgemeinen werden sie jedoch eher als 
Gegensatz dazu verstanden. 

Immerhin ist unser Vergleich mit den Kunststoffchemikern geeignet, die intendierte Ziel- 
setzung zu verdeutlichen und klarzulegen, zu welchen Problemen die Gesellschaftswissen- 
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schäften noch Vordringen müssen, wenn sie die in sie - zum Teil schon jetzt - gesetzten 
Erwartungen auch nur annähernd erfüllen wollen. Warum soll es nicht auch dem Sozial- 
politiker möglich werden, für jede Versorgungsaufgabe das entsprechend effiziente soziale 
Versorgungssystem zu schaffen? 

Sozialökonomik erweist sich als die Wissenschaft von den hochkomplexen sozialen Sy- 
stemen. Sozialpolitik 11 ist die wissenschaftlich erarbeitete Kunst , hochkomplexe soziale 
Systeme zu entwickeln und zu erhalten. Sozialökonomik fügt sich als Nicht-M arkt-Öko- 
nomik der Wirtschaftswissenschaft und als Lehre von den komplexen sekundären Sy- 
stemen der Soziologie nahtlos an. 



2. Das Grundproblem der Versorgung 

2.1 Das Versorgungsproblem in der Wohlstandsgesellschaft 

Wir setzen unsere Überlegungen am Problem der Versorgung an. Nicht als ob dies eine 
äußere Notwendigkeit v/äre. In der sozialen Interdependenz ist jeder Ansatz dem ande- 
ren gleich, jeder führt auf den anderen zu. So ist das Problem der Versorgung wissen- 
schaftlich keineswegs primär, ja wir werden im Verlauf unserer Überlegungen sehen, daß 
Güterversorgung eher ein Nebenprodukt ist, das sich aus dem sozialen Prozeß ergibt. Und 
denncch ist es sinnvoll, die Versorgung als Problem an den Anfang zu setzen, hat man 
doch die Volkswirtschaftslehre geradezu von diesem Problem her definiert. So schreibt 
Erich Schneider im ersten Satz seines vierbändigen Lehrwerks »Gegenstand der Wirt- 
schaftswissenschaft ist jener Ausschnitt menschlichen Handelns, der in Verfügung über 
knappe Mittel zur Erfüllung menschlicher . . . Zwecke besteht«. Volkswirtschaftslehre ist 
also Knappheitslehre 12 . 

Die Frage nach der Versorgung erhält ihren grundsätzlichen neuen Akzent, sobald wir von 
den Bedingungen einer Wohlstandsgesellschaft ausgehen. Diese wird doch gerade durch 
den Wohlstand, also durch die reichliche Versorgung definiert. Wie kann daher die Ver- 
sorgung noch ein Problem darstellen, wenn die Mittel nicht mehr knapp sind und der 
Mangel behoben ist? 

Daß die Versorgung indes auch in einer Wohlstandsgesellschaft Problem bleibt, ein viel- 
fach sogar noch völlig unlösbares Problem darstellt, hat Galbraith in seinem Buch 
»Gesellschaft im Überfluß« gezeigt. Er hat die Situation z. B. in der Stadt Los Angeles 
beschrieben, in der ein Überfluß an wirtschaftlichen Gütern besteht, die chromblitzenden 
Autos, die eleganten Häuser und die wohlgekleideten Menschen jedoch dem Dunst des 
ungenügend abtransportierten Mülls ausgesetzt sind 13 . Die Wohlstandsgesellschaft wird 
demnach nur durch die grundsätzliche Möglichkeit definiert, jeden Mangel beheben zu 
können 14 . Es ist jedoch auch in ihr ein offenes Problem, ob die Versorgung gelingt oder ob 
sich zwischen überversorgten Bereichen Leerstellen der Unterversorgung finden. 

Daß es solche Lücken in der Versorgung einer so fortgeschrittenen Marktwirtschaft wie 
den USA gibt, läßt vermuten, daß der Markt als einziges Versorgungssystem nicht aus- 
reicht. Zwar mögen große Teile des gesellschaftlichen Bedarfes durch das Beziehungsge- 
flecht des ökonomischen Marktes gedeckt werden, das gesamte Problem der Versorgung 
ist aber offensichtlich vielschichtiger. 

Wir wollen uns daher bemühen, von Anfang an unser Problem so umfassend als möglich 
zu sehen. Wir untersuchen die gesamte Versorgung des gesamten Bedarfs 15 . Etwa die 
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gesamte Versorgung mit Arbeitskräften in der Metallindustrie, die gesamte Versorgung 
mit Gesundheitsgütern, den gesamten Bedarf an Pflegediensten. Dennoch bleibt unsere 
Betrachtung mikroökonomisch. So umfassend sie auch angelegt ist, sie bleibt sektoral. Das 
Ganze der hier betrachteten Versorgung ist immer nur das Ganze eines Sektors im Ge- 
samten der Volkswirtschaft. Wenn wir also etwa vom Ganzen aller Pflegedienste sprechen, 
handelt es sich doch um ein partielles Problem. 

2.2 Die Bestimmung des Versorgungsniveaus durch Angebot und Nachfrage 

Woraus bestimmt sich also die Versorgung in einer modernen arbeitsteiligen Gesellschaft? 
Die neoklassische Mikroökonomik 17 erklärt diese Frage durch das Zusammenspiel von 
Angebot und Nachfrage. Sowohl das Angebot als auch die Nachfrage erscheinen innerhalb 
eines Kranzes technischer, psychologischer, wirtschaftlicher, juristischer und anderer 
Daten 18 . Widerstreitend treffen beide am Markt aufeinander. Aus dem Ausgleich von 
Grenznachfrage und Grenzangebot ergibt sich die Versorgung 19 . 

2.3 Die Bestimmung des Versorgungsniveaus durch Marktformen 

Berücksichtigen wir, daß Angebot und Nachfrage eine unterschiedliche Marktstellung ein- 
nehmen, daß es Monopolisten und Options fixier er geben kann, so zeigt sich, daß bei 
gegebener Angebots- und Nachfragefunktion je nach Marktform sehr unterschiedliche 
Versorgungsunterlagen resultieren. 

2.4 Die Bestimmung des Versorgungsniveaus durch die Marktorganisation 

Im Verfolg des Versorgungsproblems hat die ökonomische Theorie im Rückblick auf die 
Geschichte noch andere Abhängigkeiten beobachtet. Sie hat z. B. die Versorgung in der 
geschlossenen Hauswirtschaft mit der Versorgung in der Stadtwirtschaft , in der Volks- 
wirtschaft und in der W eltwirtschaft verglichen (Stufentheorien) 20 . 

2.4.1 V er sorgung in der geschlossenen Hauswirtschaft 

Als prägnantes Beispiel einer Eigenversorgung wird uns die geschlossene Hauswirtschaft 21 
eines mittelalterlichen Bauernhofes geschildert (z. B. Eucken). Der Einsatz der Arbeits- 
kräfte erfolgt durch den Leiter einer solchen Eigenwirtschaft unmittelbar. Ebenso wird 
durch ihn der erwirtschaftete Ertrag auf die einzelnen Mitglieder der Gruppe unmittelbar 
verteilt. Interessant ist festzustellen, daß bei diesem Beispiel Bedarf und Bedarfdeckung 
fast ausschließlich im primären Sektor 22 liegen. 

Die Versorgung einer solchen sich selbst versorgenden Gruppe mag gut oder schlecht funk- 
tionieren. Eines aber ist sicher, über ein relativ sehr niedriges Versorgungsniveau kommt 
diese Art der Versorgung nicht hinaus. Bei den Lebensmitteln z. B. ist man auf diejenigen 
Pflanzen und Tierarten beschränkt, die gerade in der betreffenden Gegend gedeihen. Bei 
den Gebrauchsgütern ist man auf die handwerklichen Praktiken angewiesen, die in einer 
solchen kleinen Gruppe durchführbar sind. Südfrüchte, Seefische kann eine Eigenwirt- 
schaft etwa im Inland nicht bereitstellen, ebensowenig Tief kühlkost; denn das würde er- 
hebliche Zugabe technischer Hilfsmittel von außerhalb bedingen. 

Die Arbeitsteilung in einer sich selbst versorgenden Gruppe ist nicht sehr weit ausdehnbar. 
Die Gruppe verfügt ja nur über relativ wenig Mitglieder. Andererseits ist die Eigen- 
wirtschaft wiederum nicht beliebig zu vergrößern, weil ja sonst ihr enger innerer Zusam- 



20 




menhalt, der die direkte Lenkung nur möglich macht, aufgelöst würde. Die soziale Struk- 
tur der geschlossenen Hauswirtschaft entspricht also weitgehend dem Inhalt des Terminus 
»primäre Gruppe«, wie er in der Soziologie (Cooley) 23 gebraucht wird. 

Dem in der Literatur klassisch gewordenen Beispiel vom sich selbst versorgenden Bauern- 
hof soll hier ein anderes Beispiel an die Seite gestellt werden, das dem tertiären Sektor 
entstammt. Diesem wollen wir ja im Verfolg unserer Überlegungen unser besonderes 
Augenmerk widmen. Die Versorgung mit Pflegediensten 24 im mittelalterlichen Hospi- 
tal geschah in ausgesprochener Eigenwirtschaft im Sinne einer geschlossenen Hauswirt- 
schaft. Hier wurden die benötigten Pflegedienste durch die im Hospital befindliche 
Gruppe selbst bereitgestellt. Es bestand ein Gleichgewicht von Pflegebedürftigen und 
Pflegefähigen. Dieses wurde dadurch ermöglicht, daß im Hospital nicht nur akut Kranke, 
sondern auch Sieche, Alte, Waisen, Bettler und Vagabunden Aufnahme fanden. Und wenn 
die Stadtverwaltung ab und zu ein paar kräftige Verbrecher einwies, so war der Spitalver- 
walter darob nicht gram, denn es galt ja, auch schwere Arbeiten verrichten zu lassen. 

Dieses Gleichgewicht durch Eigenversorgung hat sich im mittelalterlichen Hospital übet 
Jahrhunderte offensichtlich bewährt. Freilich ermöglichte es eine Krankenversorgung nur 
auf sehr niedrigem Niveau. Denn in die Gruppe der Spitalpfleger reihte sich kaum einer 
freiwillig ein, solange er noch irgendwo sozialen Rückhalt fand. Und als Kranker blieb 
jeder dem Spital fern, der es sich irgendwie leisten konnte. Qualifizierte Pflegekräfte und 
zahlungsfähige Kranke wurden in gleicher Weise von dieser Art Krankenhaus/Armen- 
haus ferngehalten. 

Es ergibt sich auch hier, daß Eigenversorgung zwar unter Umständen sehr gut funk- 
tionieren kann, daß sie jedoch nur eine Versorgung auf sehr niedrigem Niveau ermöglicht. 

2.4.2 Versorgung in der Tauschwirtschaft 

Das Versorgungsniveau läßt sich in dem Maße heben, wie Arbeitsteilung in größerem Um- 
fang möglich wird. Durch zunehmende Arbeitsteilung aber wird die Eigenversorgung auf- 
gelöst. Die sich selbst versorgende Gruppe zerfällt nun in zwei verschiedene und deutlich 
getrennte Gruppen, die der Produzenten und der Konsumenten. Die eine Gruppe über- 
nimmt die Versorgung der anderen. Es ist Aufgabe der Makroökonomik zu zeigen, daß 
die Konsumenten ihrerseits wieder in anderer Hinsicht Produzenten sind - etwa als An- 
bieter von Arbeitskraft - und daß sie so dazu beitragen, die erstgenannten Produzenten 
bei der Erstellung ihrer Güter zu unterstützen. 

Die Mikroökonomik dagegen konzentriert sich darauf, festzustellen, wie die Versorgung 
bestimmter Bedarfe zwischen Produzenten und Konsumenten funktioniert und wie sie 
organisiert werden kann. Als erste Organisationsform wird gewöhnlich der Naturaltausch 
beobachtet 25 . 

Eine Wirtschaft mit Hilfe der Organisation des naturalen Tauschens läßt im Vergleich zur 
Eigenversorgung eine erheblich größere Arbeitsteilung und eine größere Zahl von Wirt- 
schaftsbeteiligten zu. Damit steigt das potentielle Versorgungsniveau erheblich. 

Allerdings ist der Naturaltausch sehr schwerfällig. Bei jedem Tauschakt ist es erforderlich, 
daß das, was die eine Seite zum Tausch anbietet, von der anderen Seite gerade nachge- 
fragt wird. Und umgekehrt muß die Ware oder Leistung, die der andere Partner ein- 
tauschen möchte, auch von dem ersten nachgefragt werden. Komplizierter wird der Vor- 
gang noch dadurch, daß die Mengenrelationen, in denen getauscht werden soll, bei beiden 
Parteien übereinstimmen müssen und zusätzlich eine entsprechende Stückelung der Natu- 
ralien auch möglich ist (wieviel Hühner tauscht man gegen eine Kuh? Sind genug Hühner 
da, die zum Eintausch einer Kuh benötigt werden?). 

Es ist offensichtlich, daß das Tauschvolumen infolge der Vielzahl restriktiver Bedingungen 
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beim Naturaltausch begrenzt sein wird und eine sonderliche Effizienz kaum oder nur 
unter extremen Bedingungen erreicht werden kann. 



2.4.3 Versorgung durch die Geldwirtschaft 

Eine Vielzahl der obengenannten Probleme wird durch die Organisation des Tausches als 
Geld- oder Kredittausch gelöst 26 . Voraussetzung ist, daß das Geld allgemein anerkannt 
ist, so daß es seine Funktion als Zahlungs -, Rechen- und Wertaufbewahrungsmittel er- 
füllen kann. Der Anbieter tauscht sein Gut jetzt nicht mehr gegen ein Gut (Ware) des 
Nachfragers, sondern gegen Geld. Er kann mit Hilfe dieses Geldes dann von einem 
dritten Tauschpartner die Güter erwerben, die er selbst nachfragt. Der Nachfrager nach 
seinen Gütern ist also nicht mehr zwangsweise identisch mit dem Anbieter der von ihm 
selbst benötigten Güter. Damit fällt eine wesentliche restriktive Tauschbedingung weg. Da 
Geld beliebig gestückelt werden kann, ist auch das Problem der Angebots-Nachfrage Pro- 
portion bei unteilbaren Gütern nicht mehr gegeben. Zudem werden die Transportprobleme 
erleichtert. Gegenüber dem Naturaltausch werden sie geradezu halbiert. Statt zweier 
Tauschgüter braucht jetzt nur noch ein Tauschgut transportiert zu werden. Das Gegen- 
tauschgut ist Geld, dessen Transport sehr einfach ist. 

Der »Zahlungsverkehr« wird noch weiter erleichtert durch die Einführung der Kredit- 
wirtschaft. Dann ist es nicht mehr erforderlich, große Bargeldtransporte durchzuführen, 
sondern es ist möglich, Forderungen und Verbindlichkeiten gegeneinander aufzurechnen 
und nur noch die »Spitzen« bar auszugleichen (Clearing). 

Unter diesen günstigen Bedingungen der Geld- und Kreditwirtschaft kommen die Vor- 
züge der Arbeitsteilung voll zur Geltung, mit der Folge, daß das Tauschvolumen eminent 
vergrößert werden kann. 



2.5 Zusammenfassung 

Ein Überblick über die Theoreme der Mikroökonomik zeigt uns also die Versorgung als 
eine Funktion: 

1. vcn Angebot und Nachfrage 

2. der Verhaltensweisen am Markt (der Marktformen) 

3. der Organisationsform des Marktes. 

Die Wirtschaftstheorie hat sich mit diesen drei Gruppen von Bestimmungsfaktoren unter- 
schiedlich intensiv beschäftigt. Die Analyse der Funktion von Angebot und Nachfrage 
stand seit jeher im Zentrum der Überlegungen, wobei die Klassiker zunächst mehr auf die 
Kostenseite , die Grenznutzentheoretiker mehr auf die Nachfrageseite fixiert waren. Die 
Bedeutung der Marktformen wurde zu Ende der zwanziger Jahre herausgestellt (Sraffa, 
Chamberlain usw.) und ist seither in ständiger Diskussion der Theoretiker geblieben. 
Weniger Aufmerksamkeit hat das Problem der Organisaticnsformen des Marktes gefun- 
den (Ziffer 3 oben). Zwar haben die Theoretiker der deutschen historischen Schulen in 
ihren Stufentheorien erste wichtige Ansätze erarbeitet. Das Interesse der Wirtschafts- 
wissenschaft an dieser Frage ist jedoch bald wieder erloschen. 

So wurden durch die Stufentheoretiker vor allem folgende Parameter der Marktorganisa- 
ticn betont: 

- Größe des Wirtschaftsgebietes (Bücher, Schmoller) 

- Organisation der Geldwirtschaft (Hildebrand) 

- Stand der vorherrschenden Technik (List). 
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Die Versorgung erscheint hier als Variable dieser Parameter. Sie steigt mit ihnen an. Unter 
dem Eindruck des Fortschrittsdenkens des 19. Jahrhunderts gab es bei den Stufentheore- 
tikern nur ein Aufwärts, an ein Sinken der genannten Paramter wurde nicht gedacht. 



Wir wollen in unserer Theorie der Versorgung versuchen, die drei genannten Gruppen von 
Bestimmungsfaktoren miteinander zu verbinden. Entgegen der üblichen Gewichtung der 
Faktoren - und um einen Nachholbedarf zu befriedigen - wollen wir jedoch die Organi- 
sationsform des Marktes in den Vordergrund rücken. In der Wohlstandsgesellschaft ist 
nämlich die Struktur von Angebot und Nachfrage nicht mehr länger zu den Daten zu 
rechnen. Die Wohlstandsgesellschaft wird ja gerade dadurch definiert, daß jede Nachfrage 
befriedigt werden kann. Umgekehrt sind die Werbemethoden so weit entwickelt, daß 
nahezu jeder Bedarf erzeugt werden kann. Angebot und Nachfrage als Bestimmungsgrund 
sind damit in ihrer Bedeutung als vorgegebene Daten stark reduziert und zunehmend eher 
als wirtschaftliche Variable zu betrachten. 

Andererseits ist die Mar kt Organisation längst nicht mehr die einzig mögliche Determinante 
der Versorgung. Wir kennen Versorgung mit Gütern und Leistungen durch die Verbände 
und den Staat und müssen uns fragen, ob nicht durch den Übergang zu solchen Organisa- 
tionsformen ein höheres Versorgungsniveau ermöglicht werden kann. Die Frage nach den 
Marktformen und Verhaltensweisen ist wiederum mit den Organisationsformen eng ver- 
bunden. Das zeigt sich leicht, wenn wir uns fragen, ob ein Kartell wohl ein Gewinnmaxi- 
mum anstrebt oder etwa aus Furcht vor dem staatlichen Eingreifen niedrigere Preise for- 
dert. Ebenso, wenn wir dem Verhalten verstaatlichter Betriebe nachgehen und ihre Ver 
haltensweise untersuchen. 



Betrachten w'ir also die drei genannten Bestimmungsmöglichkeiten der Versorgung 

1 . durch Angebot und Nachfrage 

2. durch Markt verhalten und 

3. durch Marktorganisation, 

so hat sich das Schwergewicht der Probleme heute auf die Marktorganisation verlagert. 
Marktverhalten und Angebot/Nachfragestruktur erweisen sich als von ihr abhängig. 

Die Wissenschaft ist bisher dieser Verschiebung der Gewichte noch nicht nachgekommen. 
Das ist erklärlich, denn die Fragestellung nach den Organisationsformen der Versorgung 
wird erst möglich, wenn wir uns entschlossen haben, die Grenzen der reinen Marktökono- 
mik zu überschreiten. Für den Marktökonomen steht nämlich die Organisationsform 
»Markt« am Ende aller für ihn denkbaren Entwicklungsreihen. In seiner Betrachtungs- 
weise bietet der im funktionsfähigen Wettbewerb organisierte Markt das Höchstmaß an 
Versorgung. Er bildet die Höchstform, über die hinaus keine andere, bessere Organisations- 
form der Versorgung mehr vorstellbar ist. Oder anders: Die Vorstellungskraft dieser 
Theoretiker ist hier am Ende 26 a . Erst der Einbezug der Verbands- und der Wahl- 
ökonomik (Politischen Ökonomik) macht es möglich, neue Probleme aufzuwerfen. Diese 
freilich beginnen die Dinge umzukehren. Im Vordergrund des Versorgungsproblems steht 
nun die Organisationsform der Versorgung. Verhaltensweisen und Angebots/Nachfrage- 
funktion erscheinen nunmehr als von ihr abgeleitet. 
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3 . 



Versorgungssysteme: einfache Strukturmodelle 



3.1 Das Drei-Schichten-Modell 

Vielfach wird die moderne Gesellschaft in drei sich überlagernden Schichten gedacht: Wirt- 
schaft, Verbandsgesellschaft, Staat. Der Staat nimmt dabei in Erinnerung etwa an 
Hegelsche Vorstellungen die Höchststellung ein. Der Wirtschaft, die die »materiellen 
Gr^ndbedürfnisse« des Menschen befriedigt, ist die Basis zugewiesen. Die Verbände, als 
intermediäre Gebilde, werden als mittlere Schicht gedacht. 

Dieses Drei-Schichten-Modell ist ähnlich wie das Drei-Schichten-Modell der Tiefenpsycho- 
logie 27 nach »oben und unten« gegliedert. Der Übergang von einer niederen in eine 
höhere Schicht erscheint damit als »Sublimierung« 28 , Höherführung. Die Wertung zwi- 
schen unten und oben in den drei gesellschaftlichen Schichten versucht man dadurch zu 
rechtfertigen, daß man die Maximen nennt, unter denen auf den verschiedenen Stufen die 
Versorgung erfolgt. 

Auf der untersten Stufe, der Wirtschaft, herrscht in dieser Betrachtungsweise das Gewinn- 
motiv , das als reine Selbstsucht interpretiert wird. Die Verbände verfolgen demgegenüber 
das Gruppeninteresse . Sie handeln »solidarisch«, möglicherweise gruppenegoistisch, aber 
jedenfalls transzendieren sie das eng umschriebene Interesse des einzelnen. Der Staat hin- 
gegen sei dem Gemeinwohl zugewandt, er überwinde sogar den Gruppenegoismus 29 . 
Konfrontiert man in diesem Schichtenmodell nun Egoismus mit Solidarität und Gemein- 
wohl , so suggeriert sich die Wertung von selbst. Sie macht ihrerseits einleuchtend, daß ein 
Versorgungsproblem um so besser gelöst wird, je höher es in den Schichtenstufen gehoben 
wird. Solidarische Versorgung durch Verbände soll demnach besser sein als marktwirt- 
schaftliche Versorgung und Versorgung durch den Staat wiederum besser als eine Ver- 
sorgung durch Verbände. 

Das Drei-Schichten-Modell ist außerordentlich einfach und deshalb auch so eingängig. Es 
schmeichelt den Verbandsfunktionären und den Politikern, indem es sie auf eine höhere 
Stufe stellt, und kann deshalb füglich mit ihrer Unterstützung rechnen 30 . In einigen 
wissenschaftlichen Arbeiten wird es erstaunlicherweise immer noch unterstellt, vor allem 
in der vulgären gesellschaftspolitischen Diskussion findet es fast durchgängig mehr oder 
weniger ausdrücklich Verwendung. 

Die Prämissen des Drei-Schichten-Modells sind allerdings zu extrem, als daß damit zu 
rechnen wäre, daß sie mit der Wirklichkeit übereinstimmten. Das Drei-Schichten-Modell 
unterstellt, daß Wirtschaft, Verbände und Staat in isolierten Bereichen einander gegenüber- 
stünden. In der Wirklichkeit ist eher damit zu rechnen, daß sie sich gegenseitig durchdrin- 
gen. Verbände und Staat wirtschaften ihrerseits, die Wirtschaft ist in Verbänden organi- 
siert, die Verbände durchdringen den Staat. Die drei Schichten sind demnach also nie rein 
anzutreffen, sondern immer gemischt 31 . Damit aber sind es keine »Schichten« mehr, son- 
dern eher »Elemente«. 

Weiter unterstellt das Drei-Schichten-Modell, daß für den Bereich der Verbände und des 
Staates das sogenannte »V ertretertheorem« gelte, für die Wirtschaft dagegen nicht. Diese 
Annahme ist nicht nur extrem, sondern auch inkonsequent. Wenn man nämlich von den 
Unternehmern nicht erwartet, daß sie die Bedürfnisse der Konsumenten zu ihren eigenen 
machen, und wenn man ihnen statt dessen Gewinnmotive unterstellt, sollte man dies füg- 
lich auch von Funktionären und Politikern annehmen. Die Vertretertheorie muß seit 
Schumpeter auf allen Gebieten als wirklichkeitsfremd angesehen werden 32 . Da wir ihrer 
Darstellung und Kritik an anderer Stelle ausgiebig Raum 33 gewidmet haben, können wir 
sie hier als bekannt voraussetzen. 
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Lassen wir diese Annahmen als extrem beiseite, so entfällt nicht nur die Tren- 
nung der Gesellschaft in drei Schichten , sondern auch ihre Wertung nach »oben und unten<(. 
Die Grundannahmen des Drei-Schichten-Modells sind also wissenschaftlich kaum ver- 
wendbar. Um so mehr sind sie es ideologisch. So naiv und unrealistisch das Drei-Schichten- 
Modell ist, so hartnäckig hält es sich im Bewußtsein interessierter und langsam denkender 
Zeitgenossen: ein besonders gutes Beispiel für die Schwierigkeiten, mit denen wissenschaft- 
liche Erkenntnisse zu kämpfen haben, wenn sie auf ideologisierte Konventionen treffen. 
Myrdal 34 hat sich für den volkswirtschaftlichen Teil ausführlich mit diesem Problem 
beschäftigt, Habermas neuerdings für die Soziologie. 

3.2 Elementare Systeme 

Das Drei-Schichten-Modell, das Wirtschaft, Verbandswesen und Politik in jeweils isolier- 
ten Schichten übereinanderstellt, wollen wir mit Strukturmodellen konfrontieren, um die 
gegenseitige Durchdringung deutlich zu machen. Wir stützen uns dabei auf die Vorarbei- 
ten, die in den beiden Schriften »Zur Theorie der sozialen Steuerung« und »Soziale Ky- 
bernetik« gemacht wurden und auf die kurz gefaßte Darstellung in der Schrift »Der 
Markt und seine Alternativen in der freien Gesellschaft«. Um die dortigen Ausführungen 
nicht mehr zu wiederholen, sei nur noch auf deren Ergebnisse kurz hingewiesen 35 . 
Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Arbeitsteilung in einer pluralistischen Gesell- 
schaft. Die empirisch-anthropologischen Grundlagen dieses theoretischen Ansatzes sind 
in meinem Beitrag »Anthropologie des pluralistischen Zeitalters« 1968 dargelegt 
worden 3G . Unter Bezugnahme darauf ist es hier somit ausreichend, festzuhalten, daß die 
moderne Massengesellschaft nur dank der größeren Effizienz der Arbeitsteilung überleben 
kann. Arbeitsteilung ist die Grundverfassung der Massengesellschaft. 

Die Arbeitsteilung scheidet die Produzenten von den Konsumenten. Wir fassen beide als 
Aggregate auf und fügen sie in unsere Modelle mit ihrem jeweils gleichförmigen Verhalten 
ein, ohne das Verhalten der einzelnen Individuen innerhalb dieser Aggregate zu unter- 
suchen (makro-soziologische Betrachtungsweise) 37 . 

Die Kehrseite der Arbeitsteilung ist der Tausch. Arbeitsteilung heißt ja, auf speziellen 
Versorgungsgebieten über den eigenen Bedarf hinaus produzieren und dafür auf anderen 
Gebieten weniger oder gar nichts hersteilen. Die vollständige Versorgung kann nur dann 
erreicht werden, wenn der Uberschuß eingetauscht wird. Je weiter die Arbeitsteilung also 
fortgeschritten ist, desto intensiver das Tauschen. 

Wenn wir demnach die arbeitsteiligen Aggregate der Produzenten und Konsumenten her- 
ausheben, so folgt notwendig, daß sie durch Tauschbeziehungen untereinander verbunden 
sein müssen. 

Von der Arbeitsteilung ausgehend stoßen wir damit auf das Versorgungssystem des 
Tausches. Mit Hilfe der im vorigen Abschnitt entwickelten Werkzeuge der Systemtheorie 
können wir das Tauschsystem erfassen. Es stellt ein Elementarsystem dar, das nicht mehr 
in Subsysteme aufgegliedert wird. Denn es umfaßt nur zwei Aggregate. Diese 
müssen jeweils immer gleichzeitig gegeben sein und durch wechselseitige Beziehungen mit- 
einander in Verbindung stehen. Das steckt bereits in der Definition der Arbeitsteilung. 
Produzenten können nicht arbeitsteilig definiert werden ohne Konsumenten und beide 
wiederum nicht ohne die Wechselbeziehung des Tausches. 

Wir können dieses Elementarsystem graphisch darstellen. Wir geben die Aggregate durch 
Kreise an, in die wir die jeweiligen Gruppen mit Großbuchstaben eintragen. P zeigt die 
Produzenten, C die Konsumenten. Die Beziehungen stellen wir durch eine gestrichelte 
Verbindungslinie dar, die wir ebenfalls durch Großbuchstaben kennzeichnen: T (Tausch). 
Damit ihre Zugehörigkeit zur Verbindungslinie offensichtlich ist, setzen wir sie in einen 
Rhombus (vgl. Figur 1). 
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Figur 1 
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Wir haben nun oben bereits festgestellt, daß die Versorgung durch Naturaltausch nur eine 
spezielle und dazu noch eine relativ unergiebige Organisationsform der arbeitsteiligen 
Versorgung darstellt. Wir können andere Organisationsformen in ähnlicher Weise dar- 
stellen, so etwa den Markt M. Er bildet das Elementarsystem der Wirtschaft. Die Markt- 
ökonomik stellt uns die arbeitsteilig Produzierenden als Unternehmer U vor, die Konsu- 
menten als Verbraucher V, die Austauschbeziehungen zwischen ihnen sind als Markt M 
gefaßt (vgl. Figur 2). 
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Figur 2 

Das Elementarsystem der Politik bildet die Wahl. Die Wahlökonomik zeigt 38 , daß die 
Anbieter politischer Leistungen die Politiker P sind. Die Nachfrage nach politischen Lei- 
stungen geht von den Wahlbürgern B aus. Politiker und Wahlbürger treten sich in den 
politischen Wahlen W gegenüber (vgl. Figur 3). 
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Figur 3 



Das elementare System, das im Mittelpunkt der V erhandlungsökonomik steht, bilden die 
Gruppenverhandlungen. Fiier stehen z. B. die Funktionäre F x eines Verbandes den Funk- 
tionären F 2 eines anderen Verbandes gegenüber. In den Gruppenverhandlungen G bietet 
jede Gruppe ihre Leistungen an (vgl. Figur 4). 
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Figur 4 

Unsere Überlegungen führen uns also auf eine Reihe elementarer Systeme, sobald wir das 
allgemeine Tauschsystem in die drei Ökonomiken - Marktökonomik , Wahlökonomik , 
V erhandlungsökonomik — hineinstellen. 

Wir wollen nun unsere Analyse ein wenig tiefer führen und den Tauschvorgang noch 
weiter durchleuchten. Dabei zeigt sich, daß in einer modernen Massengesellschaft der Na- 
turaltausch nicht mehr vorherrschend ist. Er ist im wesentlichen nur mehr in den Gruppen- 
verhandlungen 39 anzutreffen. Fiier werden Leistungen noch natural, etwa Zug um Zug, 
hingegeben: z. B. ein Zugeständnis in der Arbeitszeitverkürzung gegen ein Zugeständnis 
in der Urlaubsregelung bei den Tarifverhandlungen; oder eine Unterstützung in den 
politischen Wahlen wird gegen ein Subventionsversprechen zwischen Politikern und Funk- 
tionären eines Verbandes ausgehandelt. 

Außer diesem Bereich der Gruppenverhandlungen ist der Naturaltausch fast ganz durch 
den Tausch gegen Steuerungsmittel abgelöst worden. Steuerungsmittel sind dabei nichts 
anderes als Informationen mit Weiterverwendungszwang. Wie es möglich wird, den 
Tauschvorgang effizienter zu gestalten, indem man anstelle von Waren Informationen als 
Tauschmittel benutzt 40 , habe ich in zwei früheren Arbeiten dargestellt und ist oben 41 
Ziffer 2.4.3. abrißartig wiedergegeben worden. 
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Steuerungsmittel sind in einer Fülle verschiedener Typen ausgeprägt worden. Sie unter- 
scheiden sich voneinander vor allem hinsichtlich ihres Geltungsbereiches , der Periode 
ihrer Weitergabe und ihrer Stückelung 42 . Konkret begegnen sie uns im allgemeinen in der 
Form von Papierscheinen. Wir können sie deshalb einfacherweise auch als »Scheine« be- 
zeichnen 43 . 

Wir haben es vor allem mit vier verschiedenen Arten von Scheinen (Steuerungsmitteln) zu 
tun: den Geldscheinen, den Wahlscheinen 44 , den Berechtigungsscheinen und den Gut- 
scheinen 44 a . 

Während in der Schrift »Soziale Kybernetik« eine Analyse der Steuerungsmittel gegeben 
wurde, fehlt noch eine entsprechende Ausarbeitung der »Güterlehre«. Seit der Grenz- 
nutzenschule ist die Güterlehre in der Ökonomik stark verblaßt. Die Unterschiede zwi- 
schen den Gütern wurden nur noch als rein subjektiv begründet angesehen. Sie wurden in 
den Nutzenvorstellungen der Individuen, aber nicht mehr in den Sachen selbst festge- 
stellt. 

Wichtige neue Anregungen hat die Drei-Sektoren-Theorie von Fisher., Clark und 
Fourastie 45 gegeben. Sie zeigt Unterschiede in den Gütern, die in ihnen selbst liegen und 
ökonomisch relevant werden. 

Den Ansatz zu seiner Güterlehre pluralistischer Arbeitsteilung hat der Verfasser in einem 
Referat vor dem Ausschuß für Sozialpolitik des Vereins für Socialpolitik in Berlin 1966 
vorgetragen. Er liegt im Theorem von der »Kongruenz der Güter und der Scheine«. Sa- 
chen werden zu Gütern, wenn sie technisch so beschaffen sind, daß sie sich in Scheinen 
(Steuerungsmitteln) »widerspiegeln«. 

Die jeweiligen Besonderheiten der Steuerungsmittel lassen sich graphisch darstellen. Wir 
wollen die dabei verwendeten Scheine durch kleine Buchstaben bezeichnen. Z. B. Geld 
durch g; Wahlscheine durch w; Berechtigungsscheine durch b und Gutscheine durch s. 
Falls wir Zwischenformen verwenden, können diese durch Indices gekennzeichnet werden: 
also z. B. Sj, s 2 , s 3 usw. 

Die Weitergabe der Scheine und ihre Strömungsrichtung wollen wir durch einen Pfeil 
angeben. 

Die Versorgungsgüter und -leistungen bezeichnen wir allgemein durch m (m l5 m 2 , m 3 
usw.). Insoweit Scheine gegen Güter ausgetauscht werden, stellen wir diesen Tauschvor- 
gang wiederum durch den Rhombus dar. In diesem Rhombus tragen wir die spezielle 
Bezeichnung des Tauschens ein, also für den Austausch von Ware gegen Geld etwa ein M 
(hier wird es sich meistens um einen Markt handeln). Beim Austausch von Leistungen 
gegen Wahlscheine wird es gewöhnlich um eine Wahl gehen, die wir durch W kennzeichnen 
können. 

Wenn es sich jedoch um Zwischenformen handelt oder gar - wie wir später sehen werden - 
um Tauschakte, bei denen Scheine gegen Scheine ausgetauscht werden, wird es nicht 
immer leicht sein, eine geeignete Bezeichnung zu finden. Wir können leicht darauf ver- 
zichten, für jeden speziellen Typ eines Tauschaktes eine eigene Bezeichnung zu geben, und 
stellen den Tauschvorgang rein abstrakt durch die getauschten Leistungen bzw. Scheine 
dar: z. B. s^/m^ s 2 /s 3 ; g 4 /s 6 . 

In unserer Betrachtungsweise abstrahieren wir also sehr stark. Die Einlösung eines Renten- 
punktes 40 stellt sich uns z. B. dar als Austausch eines Scheines s 3 gegen Geld (Renten- 
zahlungen) g 2 . Der Kauf einer Briefmarke erscheint z. B. als Tausch von Geld g 4 gegen 
einen Gutschein s 2 . Der Kauf von Devisen wird etwa durch g 2 /g 5 wiedergegeben. Die 
Vielgestalt aller möglichen Tauschakte wird durch diese Abstraktion vereinfacht. Wir ver- 
zichten damit zwar auf eine Fülle von Besonderheiten und deren Kolorit, andererseits 
wird es uns aber möglich, die Vielfalt letztlich aus einem einzigen Grundprinzip heraus zu 
erklären. Die Fülle aller Tauschakte läßt sich auf das Elementarsystem »Tausch« zurück- 
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führen. Die arbeitsteilige Welt und ihre Versorgung lassen sich von diesem Elementarsy- 
stem her verstehen. Die Mannigfaltigkeit dieser arbeitsteiligen Welt entsteht aus Varia- 
tion und Kombination eines Elementar Systems. 

Die Variation kann graphisch in Anlehnung an die obigen Modelle veranschaulicht werden 
(die Kombinationen wollen wir sogleich im nächsten Abschnitt untersuchen). Als Beispiele 
zur graphischen Darstellung seien die obengenannten Tauschvorgänge noch einmal wieder- 
holt: 



Figur 5 




Einlösung eines Rentenpunktes. 

R = Rentner, P = Rentenanstalt. 



Figur 6 

Kauf einer Briefmarke. 

C = Konsument, P = Post. 



Figur 7 

Devisenmarkt B 1 und B 2 = Banken 

Unsere einfachen Modelle vermögen die elementaren Beziehungen zu zeigen, die den ver- 
schiedenen Ökonomiken zugrunde liegen. Im Mittelpunkt der Marktökonomik steht die 
Analyse der Märkte. Die Verbandsökonomik befaßt sich mit den Verbandswahlen und 
den Gruppenverhandlungen , die Wahlökonomik vornehmlich mit den politischen Wahlen , 
aber auch mit den Verbandswahlen. 

Wir brauchen nun die Ökonomiken nicht mehr länger isoliert zu betrachten. Nachdem wir 
sie aus einem einzigen Prinzip (dem Tauschprinzip) erklärt haben, können wir sie leicht 
miteinander verbinden. Wir beobachten, wie sich soziale Systeme aus Elementarsystemen 
verschiedenen Typs zusammensetzen. Wir nannten sie komplexe Systeme und unterschie- 
den monistische und pluralistische Systeme. 

Das Modell eines monistischen komplexen Marktsystems zeigt z. B. die Figur 8. M t stellt 
den Markt eines Konsumgutes (z. B. Schuhe) dar. M 2 zeigt den Markt produzierter Pro- 
duktionsmittel (z. B. Leder). M 3 weist auf den Markt des Urproduktes hin (z. B. Rind- 
vieh). Auf allen Produktionsstufen beobachten wir zudem auch Arbeitsmärkte M 0 . Ein 
solches Marktsystem hat insbesondere Menger mit seiner Lehre von den Güter Ordnungen 
beschrieben. 




Figur 8 
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Figur 9 
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Das Modell eines monistischen komplexen Wahlsystems zeigt die Figur 9. stellt die 
Wahl dar, in der Wahlbürger C die Vertreter P x (z. B. Parlamentarier) wählen. W 2 zeigt 
die Wahl der Politiker höherer Ordnung (P 2 ; z. B. Regierung). In W 3 werden wiederum 
Politiker höherer Ordnung gewählt (z. B. der Regierungschef). 

Wir wollen uns im folgenden nicht mit den monistischen Versorgungssystemen befassen. 
Denn die Marktsysteme sind auf der einen Seite schon vielfach dargestellt worden, und 
den komplexen Wahlsystemen 47 andererseits haben wir an anderem Ort eine einführende 
Arbeit gewidmet. Außerdem werden wir in einer in Vorbereitung befindlichen Schrift zur 
Verbandsökonomik noch Gelegenheit haben, hierzu Untersuchungen anzustellen. Den 
Mittelpunkt der hier vorgelegten Arbeit sollen die pluralistischen Systeme bilden, die zu- 
mindest aus zwei unterschiedlichen Elementarsystemen bestehen. Hier werden also Märkte 
mit Wahlen kombiniert oder Märkte, Wahlen und Gruppenverhandlungen miteinander 
verbunden. 

Wir beginnen zunächst mit einer Darstellung ganz einfacher Kombinationen und werden 
sodann zu den komplexeren Systemen fortschreiten. 

3.3 Komplexe Systeme 

3.3.1 Märkte und Wahlen in Kombination 

3.3. 1.1 Der Hilfsverein 

Wir gehen von einem ökonomischen Markt aus, auf dem Arbeitnehmer (A) Unternehmern 
(U) ihre Arbeitskraft anbieten. Wir beobachten, wie auf diesem Markt spezielle Probleme 
auftreten, die der einzelne Arbeitnehmer nur schwer zu lösen vermag. So benötigen die 
Arbeitnehmer z. B. juristische Beratung, um ihre Arbeitsverträge abzuschließen, Informa- 
tion über offene Stellen, Versicherung spezifischer Risiken, Geselligkeit unter Berufsge- 
nossen usw. Alle diese Bedürfnisse kann ein Verein (Verband) zu befriedigen versuchen. 
Die Arbeitnehmer werden in einem Berufsverband Mitglieder und wählen die Verbands- 
funktionäre (F). Es entsteht ein komplexes System aus Markt (M) und Wahl (W v ; vgl. 
Figur 10). 
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Figur 10 

3. 3. 1.2 Die Gewerkschaft 

Die Gewerkschaft finden wir in einer anderen Kombination von Systemen. Die einzelnen 
Arbeitnehmer (A) stehen mit den Unternehmern (U) in einer Marktbeziehung (M). Sie 
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Figur 11 
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haben sich außerdem mit anderen Arbeitnehmern in einer Gewerkschaftsorganisation zu- 
sammengeschlossen. Sie wählen in den Wahlen (W v ) Funktionäre (F), die für sie mit den 
Unternehmern in betriebsnahe Verhandlungen (G) eintreten. In diesem Modell sind also 
drei verschiedene Elementarsysteme — Markt, Wahl und Gruppenverhandlung — zu einem 
komplexen System verbunden (vgl. Figur 11). 

3. 3. 1.3 Die Tarifverhandlung 

Wir variieren das obige Modell wiederum geringfügig. Wir gehen davon aus, daß die Un- 
ternehmer (U) ebenfalls in einem Verband organisiert sind, dessen Funktionäre (F u ) von 
ihnen gewählt werden (W 2 ). Dieser Unternehmerverband verhandelt (G) mit der Ge- 
werkschaftsorganisation (Fa). Dieses Modell ist komplexer als das vorige: Elemente und 
Beziehungen sind vermehrt und auch verändert worden. Wir finden folgende Elementar- 
systeme: ein Marktsystem , zwei Wahlsysteme, ein Gruppenverhandlungssystem (vgl. 
Figur 12). 




Figur 12 

3. 3. 1.4 Zwangsverband und freier Verband 

In unseren bisherigen Modellen sind wir von Verbänden ausgegangen, die ihre Mitglieder 
auf freiwilliger Basis organisieren. Das heißt, daß den Mitgliedern neben den Möglich- 
keiten innerverbandlicher Einflußnahme auf die Willensbildung auch noch die Möglichkeit 
des Austritts bleibt, wenn ihre Unzufriedenheit zu groß oder die Auffassungen unverein- 
bar sind. 

Diese Annahme wollen wir nun variieren: Wir gehen von einem Verband aus, dessen Mit- 
glieder nicht austreten können bzw. dürfen (z. B. auf Grund einer gesetzlichen Verfügung 
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Willensbildung des freien Verbandes der Produzenten 
Willensbildung des Zwangsverbandes der Produzenten 
Willensbildung im freien Konsumentenverband 
Funktionäre des freien Verbandes der Produzenten 
Gruppenverhandlungen zwischen Zwangsverband und freiem Verband 
der Produzenten 

Funktionäre des Zwangsverbandes der Produzenten 
Gruppenverhandlung der Marktverbände 
Funktionäre des freiwilligen Konsumentenverbandes 
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sind die Mitglieder in einer Kammer oder einer sozialen Versicherung zwangsweise orga- 
nisiert). In einem solchen Zwangsverband müssen wir realistischerweise mit Unzufriedenen 
rechnen, denen die gegebenen Möglichkeiten zur Beeinflussung der Verbandsspitze oder 
der Verbandspolitik nicht ausreichen. Diese, so können wir unterstellen, organisieren sich 
in einem freien Verband, um ihren Wünschen Nachdruck zu verleihen. Die Funktionäre 
dieses neugegründeten, auf der Basis freiwilliger Mitgliedschaft arbeitenden Verbandes 
treten mit den Funktionären des Zwangsverbandes in Gruppenverhandlungen ein, um 
deren Politik im Sinne der Mitglieder des freiwilligen Verbandes zu beeinflussen. Dieses 
neue Modell weist gegenüber dem vorigen auf Grund der veränderten Annahmen zwei 
zusätzliche Elementar Systeme - ein Wahlensystem und ein Gruppenverhandlungs System - 
auf. Vgl. Figur 13 mit ihren Erläuterungen. 



3.3.2 Märkte , Verbände , Politik 

Wir wollen unsere komplexen Modelle durch Einbezug des Aggregates der Politiker (P) 
erweitern. Wir erhalten damit politisierte Modelle. Die Figur 14 zeigt ein einfaches Modell 
eines politisierten Marktes. In diesem Modell ist berücksichtigt, daß die Konsumenten nicht 
nur Mitglieder ihres Verbandes, sondern auch Wähler von Politikern in einem demokra- 
tischen Wahlprozeß (W p ) sind. Der Einfachheit halber ist nur ein einstufiges Wahlsystem 
unterstellt worden. Die Wahlbürger wählen also hier direkt die regierenden Politiker. 



Figur 14 
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Natürlich wählen auch die Produzenten (P r ) in den politischen Wahlen. Wegen ihrer 
relativ geringen Zahl aber ist ihr Einfluß so gering, daß die Politiker darauf keine Rüde- 
sicht zu nehmen brauchen. Wir wollen deshalb auf die Darstellung der Wahlbeziehungen 
zwischen Politikern und Produzenten verzichten. 

Erst durch eine Verbandsgründung (freiwilliger und/oder Zwangsverband), mit der die 
Einflußmöglichkeit eines »schlichten« Wählers in verschiedener Hinsicht vergrößert und 
ergänzt wird, erhalten die Produzenten politischen Einfluß 48 . Die Funktionäre der Pro- 
duzentenverbände (Fi; F 2 ) können mit den Politikern in Verhandlungen (G 3 ; G 4 ) treten 
und für sich und ihre Mitglieder die Aktionen der Politiker günstig zu beeinflussen ver- 
suchen. Als Gegenleistung können sie den Politikern dabei Wahlunterstützung anbieten. 
Die Konsumentenfunktionäre (F 3 ) z. B. können Mobilisierung der Wählermassen ver- 
sprechen, die Produzentenfunktionäre können z. B. Wahlgelder in Aussicht stellen. 

Unser Modell erweitert sich auf diese Weise wie in Figur 14 dargestellt. Dabei ist berück- 
sichtigt, daß die freien Verbände bemüht sind, sich ebenfalls über die Lobby Geltung zu 
verschaffen. 

Interessant ist, daß wir in unserem Modell auch das Drei-Schichten-Modell andeutungs- 
weise wiedergeben können. Wir erhalten die »Ebene der Wirtschaft« (hier liegen die Agg- 
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regate der Marktsysteme), die »Ebene der Verbände« (hier liegen die Aggregate der 
Funktionäre) und die »Ebene des Staates« (Politiker). Allerdings wird hier ganz deutlich, 
daß die Zusammenhänge stets wechselseitig sind, also prinzipiell keine hierarchische Über- 
und Unterordnung den Schichten Wirtschaft, Verbände und Staat bedeuten. Die Verbin- 
dungslinien zwischen den Aggregaten zeigen, wie die »Schichten« sich durchdringen. 



4. Versorgungssysteme : Strömungsmodelle 

4.1 Entwicklung einfacher Strömungsmodelle mit Hilfe 
der Kreislaufökonomik 

4.1.1 Die zwei Grunderkenntnisse der Kreislauf theorie 

Wir haben für die Systemanalyse der Versorgungssysteme, für die Aufstellung von Sy- 
stemmodellen bisher drei Ökonomiken zu Rate gezogen, die Markt Ökonomik, die Ver- 
handlungsökonomik und die Wahlökonomik. Wir wollen nun die Ergebnisse auch der 
Kreislaufökonomik 49 für unsere Überlegungen nutzbar machen. Das entscheidend Neue, 
das die Kreislaufökonomik gebracht hat, war die Beobachtung der Geld- und Leistungs- 
ströme 50 in einer Volkswirtschaft und die Untersuchung ihrer jeweiligen Eigengesetzlich- 
keit. 

Die Klassiker hatten ihr Hauptaugenmerk auf die Leistungsströme gerichtet. Natürlich 
erkannten auch sie, daß jeder ökonomischen Bewegung von Waren und Leistungen 
eine entgegengerichtete Geldbewegung entsprach. Aber sie sahen darin kein eigenes Pro- 
blem 51 . Die Geldströme bildeten für sie lediglich Spiegelbilder der Leistungsströme. 
Wenn sie das Phänomen des Geldkreislaufs analysierten, was bereits die Merkantilisten 
versucht hatten, aber erst Quesnay 52 an Hand seines tahleau economique wirklich ge- 
lungen war, dann nur, um diese direkte Kongruenz von Geld- und Leistungsebene dar- 
zustellen. 

Say 53 baute auf dieser Erkenntnis auf und entwickelte sie weiter zu einer Theorie der 
Absatzwege, in der Produktion und Verbrauch letztlich immer harmonieren. Dem Geld 
kam dabei nur eine vermittelnde, neutrale Position zu. Erst Keynes 54 ging später auf 
die Eigengesetzlichkeit der Geldströme und deren besondere Bedeutung ein. Er kehrte die 
Problemstellung geradezu um, als er im Zusammenhang mit den Ereignissen der Welt- 
wirtschaftskrise auf die Tatsache der Eigengesetzlichkeit der Geldströme gestoßen war. 
Die Geldströme hatten bei ihm vorrangige Bedeutung. Da die Wirklichkeit das Saysche 
Theorem als unzutreffend überführt hatte, mußten nunmehr die spezifischen Gesetzmäßig- 
keiten der Lenkungsströme untersucht werden. 

Der Hinweis auf die Bedeutung der Lenkungsströme und ihre Eigenständigkeit ist der 
vielleicht wichtigste Beitrag der Kreislaufökonomik zur modernen Ökonomik überhaupt. 
Den Namen freilich hat dieser Zweig der Ökonomik nicht von dieser Entdeckung, sondern 
von einer zweiten Beobachtung her erhalten, die sich gewissermaßen als zweiter Schritt 
nach jenem ersten vollziehen läßt: die Beobachtung der Lenkungsströme zeigt nämlich, 
daß diese oft kreislaufartig ineinander zurückfließen. Daraus ergeben sich typische Eigen- 
gesetzlichkeiten von großer Bedeutung. Veränderungen, die an irgendeiner Stelle im 
Kreislauf an den Lenkungsströmen auftreten, können sich im Verlauf des Durchflusses 
infolge entgegengerichteter Abweichungen selbst wiederaufheben (es stellt sich ein Gleich- 
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gewicht ein). Sie können sich aber auch von Runde zu Runde selbst verstärken. Diesen, 
sich selbst verstärkenden, kumulativen Prozessen ist ein großer Teil der Aufmerksamkeit 
der Kreislaufökonomik gewidmet. 

4.1.2 Geld und andere Lenkungsmittel 

Wir wollen diese Beiträge der Kreislaufökonomik für uns nutzbar machen, indem wir in 
einem ersten Schritt die Lenkungs- und Leistungsströme in den Versorgungssystemen ge- 
trennt beobachten und in einem zweiten Schritt Kreisläufe in ihnen untersuchen. Dabei 
werden wir den speziellen Beitrag der Keynesschen Kreislaufökonomik in eine allgemeine 
Kreislaufökonomik zu integrieren versuchen. Tatsächlich hat sich bisher die Kreislauf- 
ökonomik nämlich vor allem an der Marktökonomik orientiert 55 . Damit werden aber 
die neuen Erkenntnisse nur auf einem speziellen Gebiet angewandt und keineswegs die 
allgemeinen Konsequenzen daraus gezogen: Die dort behandelte Kreislaufökonomik be- 
trachtet als Lenkungsströme lediglich die Geldströme in einem ökonomischen System. Diese 
sind jedoch heute nicht mehr die einzigen. 

Der Verfasser hat in seiner Schrift »Soziale Kybernetik, die Theorie der Scheine« 56 1965 
die Denkweise der Kreislaufökonomik als einen Sonderfall der Kybernetik dargestellt. 
Er konnte dabei auf Vorgänger wie Tustin und Fohl 57 zurückgreifen. Von der Kyber- 
netik ausgehend hat der Verfasser sodann gezeigt, daß Geld als ein spezielles Steuerungs- 
mittel angesehen werden kann, dem im Sozialen eine Fülle anderer, grundsätzlich ähn- 
licher, wenn auch natürlich in der jeweiligen Ausgestaltung sehr unterschiedlicher Steue- 
rungsmittel an die Seite gestellt werden müssen. 

Die Steuerungsmittel in einer modernen arbeitsteiligen Gesellschaft wurden vom Verfas- 
ser, einfacherweise ausgehend von einem vielfach verwendeten Sprachgebrauch, allgemein 
als »Scheine« bezeichnet. Die Steuerungsmittel treten uns nämlich im täglichen Leben am 
augenfälligsten in ihrer Ausprägung als Papierscheine entgegen und können so am ein- 
fachsten beobachtet werden. Wie an anderer Stelle 58 ausgeführt worden ist, ist die Er- 
scheinungsform der papierenen Scheine jedoch nur die sichtbarste: Vielfach reduzieren 
sich die Scheine auf einfache Wertziffern , die in Rechenwerken leicht addiert, telegraphisch 
übermittelt und auf Lochkarten und Magnetbändern gespeichert werden können. Steue- 
rungsmittel in ihrer abstrakten Form als reine Werteziffern sind so außerordentlich hand- 
lich und viel verwendbar. 

Aus der Vielfalt der Steuerungsmittel »Scheine« wollen wir für unsere vorliegende Arbeit 
neben den Geldscheinen auch Wahlscheine , Berechtigungsscheine und Gutscheine beobach- 
ten. Angeregt durch die Ergebnisse der Kreislaufökonomik werden wir ihr Hindurch- 
strömen durch die Versorgungssysteme verfolgen. Dabei ergeben sich einige wichtige Er- 
gebnisse. 

Zunächst stellen wir fest, daß die Lenkungsströme dadurch zu lenken vermögen, daß sie 
den Leistungsströmen entgegenfließen 59 . Die Lenkung geschieht also allgemein durch den 
Tausch. Ausgetauscht werden vornehmlich Leistungen gegen Scheine. Hier fließt also ein 
Leistungsstrom einem Lenkungsstrom entgegen. Ausgetauscht werden aber auch Scheine 
gegeneinander. Zwei Lenkungsströme fließen einander entgegen (Lenkungsströme unter- 
schiedlicher Ordnung). 

In hochkomplexen Versorgungssystemen werden also nicht nur die Leistungströme durch 
Lenkungsströme, sondern oft die Lenkungsströme ihrerseits durch Lenkungsströme 
höherer Ordnung gesteuert. Durch diese mehrfache Steuerung können komplizierte Steue- 
rungsprobleme in diesen Systemen gelöst werden. 

Wir wollen nicht die ganze Fülle der Steuerungsprobleme in komplizierten sozialen Sy- 
stemen hier herausarbeiten, sondern uns auf die mikroökonomische Fragestellung, also die 
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Versorgung eines speziellen Bedarfs, beschränken. Wir konzentrieren uns demnach auf die 
Beobachtung des Stromes eines speziellen Versorgungsgutes und fragen, wodurch dieser in 
den verschiedenen Versorgungssystemen gelenkt wird. Unser Fragenkatalog wird dadurch 
aufgefächert, daß wir nicht nur die lenkenden Geldströme , sondern auch die lenkenden 
Ströme anderer verwendeter Scheine beobachten wollen und dadurch, daß wir nicht nur 
einfache (elementare) Versorgungssysteme, sondern auch komplexe Systeme mit einfacher 
und mehrfacher Lenkung untersuchen werden. 

Wir beginnen mit einer Untersuchung der Lenkungsströme in elementaren Systemen. 

4.2 Einfache Strömungsmodelle 

4.2.1 Strömungsmodelle elementarer Systeme 

Zur Lösung unserer neuen Aufgabenstellung müssen wir auf diejenigen der oben aufge- 
stellten Modelle zurückgreifen, in denen sich Leistungs- und Steuerungsströme getrennt 
sichtbar machen lassen. Wir können diese Ströme als Pfeile eintragen und sie durch Klein- 
buchstaben kennzeichnen. 

Die Strömungsmodelle der elementaren Systeme in den Figuren 15-17 zeigen die Fülle der 
verschiedenen Möglichkeiten an. Wenn wir in einem Versorgungssystem z. B. einen Geld- 
strom feststellen, können wir nicht von vornherein daraus schließen, daß es sich um einen 
ökonomischen Markt handelt. Zwar wird der ökonomische Markt durch den Austausch 
von Leistung gegen Geld bei Konkurrenz gekennzeichnet, andererseits genügt jedoch die 
Beobachtung von Geldtausch und von Konkurrenz nicht zur Bestimmung des Marktes. 



Figur 15 




Figur 17 

Hinter der Feststellung, daß Geld eingetauscht wird, kann sich auch ein Abtausch gegen 
Gutscheine 44 a (vgl. Figur 17) verbergen. Geld kann ebenso gegen Berechtigungs- 
scheine 44 a im Rahmen einer Repartition getauscht werden. Von derselben Teilbeobach- 
tung (Austausch von Geld) ausgehend, stoßen wir also auf sehr verschiedene Versorgungs- 
systeme, die sehr unterschiedlich wirken. 

Dieselbe Problematik ist bei der Beobachtung von Konkurrenz zu beachten. Konkurrenz 
kann auf einem Markt beim Austausch gegen Geld wirken. Sie braucht es jedoch nicht not- 
wendigerweise. Konkurrenz kann nämlich auch um Gutscheine und um Berechtigungs- 
scheine ausgetragen werden oder sich um Wahlstimmen bei einer Wahl entfalten. Hier 
wiederum kann es sich um V erbandswahlen handeln oder um politische Wahlen. Die 
Konsequenz aus dieser Feststellung ist, daß die Forderung nach Konkurrenz nicht notwen- 
digerweise auf die Einrichtung eines ökonomischen Marktes hinweisen muß, sondern daß 
dieselbe Forderung auch durch andere Versorgungssysteme erfüllt werden kann. Dieser 
Gedanke ist in der Schrift »Der Markt und seine Alternativen in der freien Gesellschaft« 
(1968) 60 ausführlich dargestellt worden. 
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4.2.2 Strömungsmodelle komplexer Systeme 

Mit denselben Mitteln, mit denen wir die Lenkungsströme in einfachen (elementaren) 
Versorgungssystemen untersucht haben, können wir natürlich auch komplexe Versorgungs- 
systeme analysieren. Wir gehen auch hier wieder von unsererer mikroökonomischen Frage- 
stellung aus: »Wie wird der Leistungsstrom eines bestimmten speziellen Versorgungsgutes 
(Bedarfes) gelenkt?« 

Wir tragen in unserem Modell demnach wieder den Leistungsstrom unter der Bezeich- 
nung m ein. Die Versorgungssysteme sind so definiert, daß sie lediglich einen einzigen 
Leistungsstrom enthalten. Die Problematik unserer komplexen Systeme liegt demnach 
weniger im Verlauf des Leistungsstromes, sondern im mehr oder weniger komplizierten 
Verlauf der Lenkungsströme. 

Der Leistungsstrom fließt definitionsgemäß immer zwischen den Produzenten und den 
Konsumenten. Die Lenkungsströme brauchen dies jedoch nicht notwendigerweise. Sie kön- 
nen zwischen Produzenten und Konsumenten fließen, sie können aber auch andere Aggre- 
gate im komplexen System berühren. Sie brauchen dabei wiederum nicht durch alle Aggre- 
gate hindurchströmen. Es kann in komplexen Versorgungssystemen auch Aggregate geben, 
die überhaupt nicht von Lenkungsströmen berührt werden und doch integrierter Bestand- 
teil des Versorgungssystems sind. Diese Tatsache wird verständlich, wenn wir uns an den 
Steuerungsmechanismus »Gruppenverhandlungen« erinnern, der durch den Austausch von 
naturalen Gütern und Leistungen geprägt wird. Insoweit Verbände ausschließlich verhan- 
deln , sind sie an die Lenkungsströme nicht angeschlossen. Finden wir sie jedoch von Len- 
kungsströmen durchflossen, so bezeichnen wir sie als abrechnende Verbände. Das Abrech- 
nen schließt praktisch das Verhandeln mit ein. Ein Verband, der nur abrechnet und nicht 
auch verhandelt, ist zwar grundsätzlich denkbar, wird sich praktisch jedoch in dieser 
Beschränkung nicht lange halten können. 

Wir beginnen unsere Untersuchung zunächst mit einer Beobachtung der Geldströme. Wir 
werden sodann in einem weiteren Schritt zur Analyse anderer Steuerungsströme fort- 
schreiten. Wir untersuchen den Fall, daß der Geldstrom in einem komplexen Versorgungs- 
system direkt , also »kurz geschlossen« dem Leistungsstrom entgegenfließt und gehen von 
da zur Untersuchung von Zahlungsumwegen über, wobei wir einfacherweise die Aggre- 
gate zählen, die der Geldstrom auf seinem Umweg berührt. Wir werden auf diese Weise 
Zahlungsumwege über eine, zwei und mehrere Zwischenstationen feststellen können. 

4.3 Zahlungsumwege 

4.3.1 Zahlungsumweg über eine Station 

4. 3. 1.1 Die Entstehung eines einfachen Zahlungsumweges: 
von der Arbeitsleistung zur Dienstleistung 

Um die Funktion eines einfachen Zahlungsumweges zu erkennen, wollen wir beispielhaft 
einen Produktionsgang untersuchen und dabei zwei Möglichkeiten der Organisation ver- 
gleichen: eine (handwerkliche) Arbeitsleistung und eine Dienstleistung. Wir beobachten, 




Figur 18 
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wie eine Kundin, die sich eine neue, modische Frisur wünscht, zu einem Friseurmeister 
kommt, um sich bedienen zu lassen (vgl. Figur 18). 

Zunächst gehen wir davon aus, daß der Friseurmeister F unserer Kundin K eine Perücke 
jener gewünschten Frisur m empfiehlt. Er beschafft sich von einem Haarlieferanten H das 
notwendige Perückenmaterial (mj und zahlt dafür einen bestimmten Betrag (gj) ; er stellt 
den Friseurgehilfen E ein und läßt ihn im Stundenlohn (g 2 ) gegen Entgelt die Perücke 
anfertigen. Das fertige Produkt m verkauft F an K. 

Die Arbeitsleistung (m 2 ) des Friseurgehilfen (E) geht hier in die Ware (die Perücke) ein. 
Ein direkter Kontakt entsteht mit dem Käufer jedoch nicht. Dieser kommt lediglich zwi- 
schen dem Friseurmeister (als Verkäufer) und der Kundin (als Käufer) zustande. Grund- 
sätzlich könnte die Perücke auch in einem fremden Lande, etwa in Hongkong, hergestellt 
werden. 

Wir wollen nun unser Beispiel ein wenig ändern, um die Besonderheit der Dienstleistung 
deutlich zu machen 61 . Wir nehmen dazu an, der Friseurmeister empfehle seiner Kundin, 
sich die neue Frisur in seinem Frisiersalon schneiden und legen zu lassen. Er weist den 
Friseurgehilfen (E) ein und beauftragt ihn, die Arbeit auszuführen. Die Tätigkeit des Ge- 
hilfen erfolgt nun nicht am eingekauften Material, sondern an der Kundin selbst. Der 
Arbeiter kann deswegen nicht irgendwo in Hongkong arbeiten, sondern er muß am Ort 
der Kundin und mit ihr Zusammenwirken. Die Tätigkeit des Produzenten (E) erfolgt am 
Kunden ( K ) direkt und uno actu mit dem Konsum. Indem der Gehilfe die Frisur hervor- 
bringt, wird sie von der Kundin konsumiert. Damit wird die Arbeit zur Dienstleistung 
(vgl. Figur 19). 




Figur 19 

Die Rolle des Friseurmeisters verändert sich nun. Er vermittelt die Leistung zwar weiter- 
hin, er weist ein und stellt seinen Frisiersalon zur Verfügung. Die eigentliche Dienstlei- 
stung aber geht nicht von ihm, sondern vom Gehilfen direkt aus. Um dies ganz deutlich 
zu machen, könnten wir uns vorstellen, der Gehilfe komme zur Kundin ins Hotel, um sie 
vor Beginn eines großen Balles zu frisieren. Die Leistung (m) erfolgt also direkt, nicht so 
die Zahlung. Diese fließt auf einem Zahlungsumweg. Die Kundin (K) bezahlt dem Fri- 
seurmeister (F) den Preis gemäß den Bedingungen des Marktes (MJ. Der Friseurmeister 
bezahlt dem Friseurgehilfen (E) einen Lohn, der auf einem anderen Markt (M 2 ) zustande 
kommt. Die Preise, die sich auf beiden Märkten (M t , M 2 ) bilden, sind nicht direkt 
voneinander abhängig; sie stehen lediglich über die größere Interdependenz des gesamten 
Friseurgewerbes miteinander in Verbindung. Das gesamte Versorgungssystem des Modells 
in der Figur 19 setzt sich hier aus zwei Märkten (M t und M 2 ) zusammen, einem Arbeits- 
markt und einem Dienstleistungsmarkt. Die eigentliche Dienstleistung (m) erfolgt jedoch auf 
einem dritten Weg, nämlich uno actu zwischen dem Produzenten und dem Konsumenten. 
Die Besonderheit dieses Systems liegt darin, daß die Zahlungsströme nicht direkt dem Lei- 
stungsstrom entgegenfließen, sondern einen Umweg machen. Das System ist außerordent- 
lich einfach zu erfassen, weil es sich lediglich aus Märkten zusammensetzt. Es handelt sich 
um ein komplexes , reines System (monistisches System), das sich ganz im konventionellen 
Rahmen der Marktökonomik bewegt. Wir wollen das Modell des einfachen Zahlungs- 
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umweges nun ein wenig variieren, um unser Verständnis der Ablaufstruktur von Versor- 
gungssystemen weiter daran zu schulen. 

4. 3. 1.2 Der Gruppenakkord 

Wir wählen wiederum ein Beispiel aus der Dienstleistungsökonomik, diesmal aus der In- 
dustrie. Ein chemisches Werk besitze umfangreiche Kessel- und Rohranlagen, die im Freien 
stehen. Diese müssen regelmäßig durch Neuanstrich gepflegt werden. Die Arbeiten beste- 
hen im Aufstellen und Abbrechen von Gerüsten, im Entfernen schlecht gewordener Farb- 
teile und im Neuanstrich. Das chemische Werk beschäftigt ständig eine Malergruppe, die 
diese Arbeiten übernimmt. Mit der Gruppe ist ein Gruppenakkord 62 vereinbart, der pro 
Quadratmeter überarbeiteter Fläche einen fixen Betrag für die ganze Gruppe vorsieht. 
Dieser Pauschalbetrag wird dem Gruppenführer nach Maßgabe der abgerechneten Fläche 
ausbezahlt. Es ist nun Sache der Gruppe selbst, den Pauschalbetrag unter die Mitglieder 
der Gruppe entsprechend der geleisteten Tätigkeit (Gerüstmontage, Farbreste entfernen, 
neu streichen) oder nach einem anderen Kriterium (nach sozialen Gesichtspunkten, nach 
der Dauer der Zugehörigkeit der Gruppe) zu verteilen. Es ist weiterhin der Gruppe über- 
lassen, die Sorgfalt der Arbeit selbst zu überwachen; denn je sorgfältiger gearbeitet wird, 
um so rascher geht die Arbeit beim nächsten Turnus voran. Das Werk überprüft lediglich 
den allgemeinen Standard der Pflegearbeiten durch eigene Kontrolleure. 

Wir wollen diesen Tatbestand des Gruppenakkords im Modell zu erfassen suchen. Wir 
tragen das chemische Werk (C), den Gruppenführer (G) und die Arbeiter (A) in das Mo- 
dell der Figur 20 ein. Wir vermerken, daß die Leistung m (Instandsetzungsarbeiten) direkt 
dem Werk gegenüber erfolgt, daß die Zahlung jedoch auf dem Umweg über den Gruppen- 
führer (G) fließt. Die Pauschalsumme (g^ bildet sich dabei gemäß den Marktbedingungen 
(M x ). Der Lohn des einzelnen Gruppenangehörigen kommt durch die Aufteilung der 
Pauschalsumme gemäß den Richtlinien, die die Gruppe sich selbst gegeben hat, zustande. 
Wir nehmen an, daß die Gruppe ein Punktsystem entwickelt habe, anhand dessen sie den 
Beitrag der einzelnen Gruppenmitglieder zur Gesamtleistung einstuft. Es ist einleuchtend, 
daß der Wert jedes einzelnen Punktes sich nicht nur durch die Eigenleistung, sondern 
durch die Gesamtleistung, das heißt also durch die Leistung aller anderen, bemißt. Eine 
gut aufeinander abgestimmte Gruppe wird dadurch zu höherer Leistung angespornt. 

Wir haben im Modell der Figur 20 ein Versorgungssystem vor uns, das nicht nur aus 
Märkten besteht. Es setzt sich zusammen aus dem ökonomischen Markt (Mi) und einer 
Repartition (R) 63 . Damit ist es also ein komplexes gemischtes System mit einem Zah- 
lungsumweg. Die Pauschalsumme (gj und die Einzellöhne (g 2 ) stehen in direkter Verbin- 
dung durch die Repartition. Es wird alles ohne Rest verteilt. 




Figur 20 

4. 3. 1.3 Schwesternschaften 

Wir wollen durch Beobachtung der sozialkökonomischen Beziehungen bei Schwestern- 
schaften 64 weitere Hinweise auf mögliche Variationsformen des Modells vom Zahlungs- 
umweg sammeln. Dabei untersuchen wir beispielhaft eine freie Schwesternschaft mit Ge- 
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stellungsvertrag (wie sie etwa der Agnes-Karll-Verband 65 darstellt). Eine solche Schwe- 
sternschaft bildet im Gegensatz zum oben untersuchten Gruppenakkord eine große Gruppe. 
Ihre vielen Mitglieder sind nicht nur an einem Arbeitsplatz, sondern über viele Arbeits- 
plätze (Krankenhäuser) verstreut. Die Schwesternschaft wird durch ihre Funktionäre 
(Oberinnen = VS) vertreten (vgl. Figur 21). Diese handeln mit den Krankenhäusern 
in Gruppenverhandlungen (G) Gestellungsverträge aus, in denen pauschale Entgelte (Ge- 
stellungsgelder [gj) und pauschale Dienstleistung (Gestellung einer bestimmten Anzahl 
der Schwestern, also deren Dienstleistungen [m]) festgelegt sind. Mit Hilfe der pauschalen 
Gestellungsgelder (g x ) ist der Verband in der Lage, an die ihm angeschlossenen Mitglie- 
der (S) marktübliche (entsprechend M) Honorare (g 2 ) zu bezahlen. Die Dienstleistungen 
(m) erfolgen direkt zwischen den Schwestern (S) und den Krankenhäusern (K). 




Figur 21 

Das Modell der Figur 21 zeigt ein komplexes gemischtes System mit Zahlungsumweg. Die 
beiden Geldsummen (g A und g 2 ) sind dabei nicht direkt voneinander abhängig. g 2 wird 
durch Marktpreise gebildet, während g 1 ein unabhängiges Verhandlungsergebnis ist. Inso- 
weit gi größer ist als g 2 , kann der Verband Vermögen bilden oder zusätzliche Verbands- 
leistungen an seine Mitglieder und/ oder (karitativ) an Außenstehende abgeben. 

Die Beziehungen der einzelnen Schwestern zur Schwesternschaft als M arkthe Ziehungen 
zu bezeichnen, wird in dem Maße problematisch, wie die Bindungen der Schwestern zum 
Verband zunehmen. Je enger die Schwester dem Verband angeschlossen ist, um so weniger 
wird sie sich als von der Verbandsspitze Angestellte betrachten und um so mehr sich als 
»Mitglied« des Verbandes ansehen. Der Markt (M) verwandelt sich damit in die typischen 
Zusammenhänge bei der Willensbildung im Verband (Verbandswahlen 06 [W]). 

Eine Schwesternschaft vom Roten Kreuz 67 etwa kann die Grundlage zur Darstellung des 
Modells der Figur 22 abgeben. 




Figur 22 



K = Krankenhäuser 

VS = Vorstände der Schwesternschaft 

S = Schwestern als Mitglieder der Schwesternschaft: eigentliche Produzenten 
der Dienstleistungen 
gi = vereinbartes Gestellungsgeld 
g 2 = Honorare der Schwestern, Barlöhne, Taschengeld 
m = Krankenhauspflegedienste 
G = Gruppenverhandlungen 

W = Willensbildung im Verband, Verbandswahlen 
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Vergleichen wir die Zusammenhänge in den Modellen 20, 21 und 22, so zeigen die Figu- 
ren äußerlich alle das gleiche Bild, wenn wir einmal davon absehen, daß sich die Aggre- 
gate jeweils aus anderen Personen zusammensetzen. Interessant aber wird es, wenn wir die 
Zusammenhänge zwischen g t und g 2 hervorheben. g 2 ist offensichtlich dort relativ am 
größten, v/o es in direktem Zusammenhang mit g t steht, also im Falle der Repartition (R) 
(Figur 20). Bei Lockerung der Verbindung, etwa im Falle einer Kombination von Grup- 
penverhandlung und Markt (G und M), kann g 2 kleiner sein als g t (Figur 21). Bei einer 
Kombination von Verbandswahlen/Gruppenverhandlungen (W/G), wobei Verbands- 
vvahlen im Zahlungsstrom nachfolgen, ist g 2 wohl am kleinsten (Figur 22). g 2 wird dabei 
um so kleiner, je geringer die Willensbildungsintensität bei Verbandswahlen (W) ist. 

4. 3. 1.4 Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte 
(GEMA) 

Wir wollen nun ein anderes, ähnlich aufgebautes System untersuchen, das sich in seiner 
Problematik jedoch wiederum stark von den vorigen unterscheidet. Wir beobachten das 
System der GEMA 68 (Genossenschaft zur Verwertung musikalischer Aufführungsrechte). 
Hier erbringen die Komponisten (allgemein: Autoren A) die Leistungen m 0 . Diese Lei- 
stungen bestehen in ihren Kompositionen, an denen sie ein geistiges Eigentum aufgrund 
des Urheberrechtes besitzen. Die Musikveranstalter (allgemein Verwerter V) verwerten 
die Komposition (m 0 ) in den Musikaufführungen (mj, die sie veranstalten. Sie nehmen 
dafür Geld (g t ) ein, etwa in Form von Eintrittskarten oder (beim Rundfunk) Gebühren. 
Am Zustandekommen der Leistungen (mj sind demnach die Autoren mit ihren Leistun- 
gen (m 0 ) maßgeblich beteiligt. Es entsteht das Problem, wie sie auch an (g t ) beteiligt wer- 
den können. Dieses Problem war lange Zeit in vielen Fällen nicht lösbar. Denn sehr oft 
konnten die Verwerter die Komposition verwerten, ohne in direkten Kontakt mit den 
Autoren zu treten. Sie konnten frei nach gehörten Melodien oder nach früher einmal 
gekauften Noten ihre Veranstaltungen ausführen. Die Autoren erfuhren nichts davon. 
Sie konnten in vielen Fällen auch mit bestem Willen nicht benachrichtigt werden, da die 
Verwerter ihrerseits nichts über den Aufenthalt der Autoren wußten oder sie ihnen viel- 
leicht gar nicht bekannt waren. 

Das aufgezeigte Problem kann durch einen Zahlungsumweg gelöst werden. Die Verwerter 
zahlen dabei an die Autorenorganisation GEMA (G) Verwertungsgebühren (g 2 ). Die 
GEMA ist allen Verwertern bekannt und kann ihrerseits durch ausgeschickte Beauftragte 
die Verwerter kontrollieren. Die GEMA schüttet ihrerseits Honorare (g 3 ) an die Autoren 
aus. Die Höhe der Verwertungsgebühren wird unter Zuziehung der Verwerterverbänd? 
(VV) ausgehandelt (W v und G). Diese Verbände rechnen jedoch nicht ab, sie bleiben 
außerhalb des Strömungssystems (vgl. Figur 23). 




Figur 23 

Wichtig ist, in der Figur 23 festzustellen, daß m 0 ausschließlich durch den Zahlungsumweg 
gesteuert wird. Der Leistungsstrom (m 0 ) schafft überhaupt keinen direkten Kontakt zwi- 
schen A und V. Dies ganz im Gegensatz zu den Beziehungen zwischen V und C. Hier 
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besteht etwa im Falle eines Konzertes eine direkte Beziehung, die durch den Verkauf der 
Eintrittskarte deutlich zum Ausdruck kommt. Dieser Verkauf kann insofern als ökono- 
mischer Markt bezeichnet werden. 

Was also auf der einen Seite, nämlich für m v der ökonomische Markt hervorbringt, leistet 
auf der anderen Seite, nämlich für m 0 , das komplexe System der GEMA. Es besteht aus 
vier Aggregaten und verfügt über einen Zahlungsumweg über eine Station (vgl. Figur 23). 
Hier wird deutlich, wie unterschiedliche Systeme Vergleichbares zu leisten vermögen. Wir 
werden diese Beobachtung im folgenden noch genauer herauszuarbeiten suchen, indem 
wir uns dem substitutiven Verhältnis verschiedener Systeme zuwenden (vgl. Versorgungs- 
systeme im substitutiven Verhältnis) 69 . 

4.3.2 Zahlungsumweg über zwei Stationen 

4.3.2. 1 Gruppenakkord im Dienstleistungssystem 

Wir wollen nun Modelle bilden, in denen der Zahlungsumweg über zwei Stationen ver- 
läuft. Wir beschränken uns dabei auf komplexe Systeme mit vier Aggregaten. Das bedeu- 
tet also, daß alle vier Aggregate an den Lenkungsstrom (Zahlungsstrom) angeschlossen 
sind. 

Zunächst erweitern wir unser Modell vom Gruppenakkord. Wir nehmen dazu den Fall 
an, daß der Konsument der Dienstleistungen (C) (das chemische Werk in unserem Beispiel) 
nicht direkt die Gruppe anstellt, sondern einen Dienstleistungsvertrag mit einem Unter- 
nehmen schließt. Der Unternehmer (U) verpflichtet sich darin, gegen Entrichtung einer 
preisorientierten Pauschale (g t ) entsprechend den Marktbedingungen die Instandhaltungs- 
arbeit (m) auszuführen. Der Unternehmer engagiert den Gruppenführer (G) und verein- 
bart mit ihm einen Gruppenakkord entsprechend den Arbeitsmarktbedingungen. Der 
Gruppenführer seinerseits stellt nun die Gruppe aus Arbeitnehmern zusammen und ver- 
einbart mit ihnen den Verteilungsschlüssel (g 3 ) (vgl. Figur 24). 




Figur 24 

Das Modell ist zunächst sehr einfach und bringt gegenüber dem Gruppenakkord mit ein- 
fachem Zahlungsumweg keine neuen wesentlichen Probleme. Es läßt sich jedoch leicht 
variieren und stellt dann dem Analytiker typische und jeweils wieder sehr unterschiedliche 
Aufgaben. 

4. 3. 2. 2 Gesetzliche Krankenversicherung 

Wir gehen nun zu einem anderen Modell aus dem Bereich der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung über 70 . Wir beobachten am Beispiel der Ersatzkassen die Versicherten (V), die 
als Patienten ärztliche Dienste (m) in Anspruch nehmen. Diese werden ihnen von den 
Ärzten (Ä) unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 

Die Versicherten zahlen monatlich ihre Beiträge (g^ an ihre Kasse (K). Diese zahlt mit 
befreiender Wirkung eine Gesamtvergütung (g 2 ) an die kassenärztliche Vereinigung (KV), 
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welche quartalsweise Honorare (g 3 ) gegenüber den Ärzten (Ä) abrechent. Der Zahlungs- 
umweg fließt also von V über K und KV zu Ä (vgl. Figur 25). 

Die Beziehungen zwischen den Versicherten und ihrer Kasse sind als Verbandswahlen 
(sogenannten Sozialwahlen) organisiert. Die Versicherten (V) wählen die Kassenvorstände 
der Kassen (K). In ähnlicher Weise wählen die Ärzte (Ä) ihre Vertreter in den kassen- 
ärztlichen Vereinigungen (KV). Die Vertreter der beiden Organisationen verhandeln über 
die Zahlungsbedingungen und über die Höhe von (g 2 ). Das System stellt sich damit als 
ein komplexes pluralistisches Versorgungssystem dar, das sich gegenüber den vorigen 
Modellen dadurch auszeichnet, daß es lediglich aus Wahlen und Gruppenverhandlungen 
besteht und keinen ökonomischen Markt mehr in sich schließt. Immerhin finden wir in der 
freien Arztwahl und ihrer Konkurrenz einzelne marktähnliche Züge. 




Figur 25 

4.3.3 Zahlungsumweg über mehrere Stationen 

Wir haben bisher relativ kurze Zahlungsumwege untersucht. Tatsächlich weisen auch die 
von uns betrachteten Fälle im allgemeinen noch längere Zahlungsumwege auf als wir 
dargestellt haben. Denken wir nur an bargeldlose Zahlung, die ja in unseren Fällen leicht 
Anwendung finden kann, und die dadurch bedingten oft recht langen Zahlungsumwege 
durch das Bankensystem. W T ir haben diese Art der Zahlungsumwege hier nicht unter- 
sucht, da sie ganz im Rahmen der konventionellen Marktökonomik verbleiben. Diese Zu- 
sammenhänge eröffnen uns im Augenblick keine neue Fragestellung. Indes bestehen andere 
Möglichkeiten der Verlängerung von Zahlungsumwegen, die es noch zu untersuchen gilt. 
Beispielhaft wollen wir den Fall darstellen, daß ein gesetzlich versicherter Patient im 
Krankenhaus liegt und dort von einer Krankenschwester gepflegt wird, die einer Schwe- 
sternschaft mit Gestellungsvertrag angehört. Die Pflegeleistung (m) entsteht durch das 
Zusammenwirken von Krankenhausschwester (S) und Patienten (P) direkt. Wie aber 
erfolgt die Zahlung? Die Figur 26 zeigt die Zusammenhänge in einem vereinfachten 
Schema. 

Der Patient ist sozial versichert. Er hat monatlich seine Beiträge (gj) an seine Ersatzkasse 
(E) gezahlt. Uber die Höhe der Beiträge kann der Versicherte über die Sozial wählen mit- 
bestimmen. Die Ersatzkasse bezahlt einen Pflegesatz (g 2 ) an das Krankenhaus (K). Die- 
ser wird, basierend auf einer auf politischem Wege erlassenen Pflegesatzverordnung, in 




Figur 26 
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Gruppenverhandlungen ausgehandelt, die in unserer Darstellung zwischen E und K statt- 
finden sollen. 

Das Krankenhaus (K) zahlt das Gestellungsgeld (g 3 ) an die Schwesternschaft (VS) und 
verhandelt darüber mit ihr in weiteren Gruppenverhandlungen. Schließlich gibt die 
Schwesternschaft Einzelhonorare (g 4 ) an die Schwestern (S) aus. 

Wir haben hier ein komplexes gemischtes System vor uns, das in seiner Vielfalt eine Fülle 
von analytischen Problemen aufwirft. Wir wollen hier nur einmal die Breite und die 
Zusammensetzung der einzelnen Zahlungsströme (gi-g 4 ) herausheben. Dabei zeigt sich, 
daß g 4 am größten und am globalsten ist. Mit steigendem Index werden die Zahlungs- 
ströme schmaler und spezifizierter. Das resultiert aus Verwaltungskosten, die in jedem 
Aggregat anfallen und aus Zahlungsströmen, die für andere Zwecke abgezweigt werden. 
g 4 wird vom Patienten als monatlicher Gesamtversicherungsbeitrag bezahlt. In ihm sind 
nicht nur die Krankenhauspflegekosten, sondern auch alle anderen Beiträge zur Sozial- 
versicherung enthalten; g t ist also zeitlich und hinsichtlich der Verwendungszwecke sehr 
global. Es ist kein »Preis für Pflegezwecke«, sondern ein Globalpreis für ein großes Bün- 
del von Sozialleistungen. Aus diesem Bündel von g t wird nun g 2 herausgelöst. g 2 ist das 
Entgelt für die Leistungen des Krankenhauses, wozu neben vielen anderen Kostenarten 
(z. B. Arztkosten, Verpflegungskosten) auch die Pflegeleistungen gezählt werden. Inter- 
essant ist, daß g 2 nicht kostendeckend ist. Aus diesem gesamten Pflegesatz wird wiederum 
das Gestellungsgeld herausdifferenziert. Es ist noch immer sehr global, denn es umfaßt 
das gesamte Entgelt für alle Pflegeleistungen der gesamten Gruppe (S) innerhalb der 
Periode. g 4 wird nun wiederum auf die einzelnen Schwestern innerhalb von S aufgeteilt. 
g 4 stellt unter Umständen (z. B. bei den Ordensschwestern und den Diakonissen) nur einen 
winzigen Bruchteil von g 3 dar. 

Wir werden uns in einer späteren Überlegung fragen, wozu die Zahlungsumwege, ihre 
Umleitung und ihre Zusammenfassung zu globalen Strömen nützlich sein können 71 . Wir 
wollen uns zunächst hier darauf beschränken, die Kompliziertheit solcher Zahlungs- 
umwege festzustellen, um dann die Frage anzuschließen, wie es eigentlich möglich wird, 
die globalen Zahlungsströme aufzuteilen, die Teilströme jeweils auf die nächstfolgenden 
Aggregate hinzulenken und schließlich die Einzelentgelte für die eigentlichen Produzenten 
der Leistung auszudifferenzieren. Wie werden die Lenkungsprobleme, die auf den Zah- 
lungsumwegen seihst auftreten, gemeistert? Wodurch wird der Lenkungsstrom seihst ge- 
lenkt? diese Fragen führen uns zu weiteren kreislaufökonomischen Problemen, die wir 
zunächst an ganz einfachen Modellen aus der Vielfalt der Zusammenhänge herauszulösen 
versuchen wollen. Wir werden dabei auf die Lenkungsströme zweiten Grades ( höheren 
Grades ) stoßen. 

4.4 Lenkungsströme höheren Grades 

4.4.1 Lenkungsströme höheren Grades in reinen Marktsystemen 

4. 4. 1.1 Lenkungsströme fließen einander entgegen 

Man kann versuchen, Lenkungsströme wiederum durch Lenkungsströme zu steuern, indem 
man Steuerungsträger höherer Ordnung (Scheine höheren Grades) verwendet, die gerade 
diejenigen Eigenschaften aufweisen, die den zu lenkenden Steuerungsträgern fehlen. So 
kann z. B. ein pauschaler Geldstrom, der in Einzelpreise und auf Einzelpersonen aufgeteilt 
werden soll, dadurch gesteuert werden, daß man ihm einen Lenkungsstrom von Gutschei- 
nen oder Berechtigungsscheinen entgegenfließen läßt, welchem das Verteilungsmuster auf- 
geprägt worden ist. Wir wollen das Vorgehen bei dieser Lenkungstechnik an Hand einer 
Reihe einfacher Beispiele zu erfassen suchen. 
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4. 4. 1.2 Ein einfaches Devisen-Modell 

Unserem einfachen Devisen-Modell legen wir eine kleine Beobachtung zugrunde. Ein 
Japaner hat, aus Japan kommend, den Orientexpreß in Paris bestiegen. Nach durch- 
reister Nacht erwacht er, als der Zug gerade durch die Tiroler Berge fährt. Er bestellt sich 
ein Frühstück. Seine Rechnung begleicht er in Schweizer Franken. In der berechtigten 
Annahme, daß japanische Yen in Europa wohl kaum entgegengenommen werden, hat sich 
unser Reisender in einer Pariser Bank europäische Landeswährungen besorgt. 

Der Schlafwagenschaffner akzeptiert die Schweizer Franken gerne. Allerdings kann er 
selbst nichts damit anfangen. Als er mit dem Gegenzug am nächsten Tag wieder nach 
Paris kommt, tauscht er die Schweizer Franken gegen französische Francs und gibt sie 
seinerseits für ein genußvolles Essen im Bistro aus. 

Übertragen wir unsere Beobachtung ins Modell (vgl. Figur 27), so ergibt sich, daß die 
Ware (m) gegen Schweizer Franken (g 2 ) getauscht wird. g 2 stellt eine gängige Währung 
dar, auf die sich beide Partner leicht einigen. Der Käufer (C) freilich verfügt über 
(Yen). Am Devisenmarkt der Pariser Bank (B) tauscht er seine in Europa illiquide Wäh- 
rung aus (gi/g 2 )- Der Verkäufer (P) akzeptiert zwar g 2 , er selbst möchte jedoch über 
französische Francs (g g ) verfügen. Er tauscht wiederum bei B g 2 / g 3 . 




Figur 27 

Das Modell der Figur 27 zeigt, daß der Kauf von m auf dem Markt (m/g 2 ) nicht möglich 
wäre, wenn der ökonomische Markt nicht durch zwei Devisenmärkte (g 2 /gi und g 2 /g 3 ) 
erweitert würde. Erst durch den Einbau des Marktes in ein Marktsystew wird er funk- 
tionsfähig. 

Die eigentliche Wertübertragung zwischen C und P erfolgt über B. C zahlt g x bei B ein. 
P erhält g 3 von B ausbezahlt. Die Wertübertragung erfolgt insofern vermittels eines Zah- 
lungsumweges. Damit dieser jedoch funktioniert, wird ein weiterer Zahlungsstrom hinzu- 
gezogen. g 2 fließt von B über C und P an B zurück. g 2 verändert sich bei diesem Durch- 
strömen durchs System nicht. Es bildet lediglich eine Flilfssteuerung. g x und g 3 dagegen 
sind nicht wertgleich. g t ist um den zweimaligen Wechselkursabschlag, verbunden mit den 
Wechselspesen, größer als g 3 . 

Unser Modell ist zunächst ganz einfach. Es zeigt einen Zahlungsumweg , der über eine 
Station fließt und sich dabei verringert. Es zeigt weiter den Kreislauf eines Steuerungs- 
mittels höherer Ordnung , der unverändert das System durchströmt. Da die verschiedenen 
Austauschströme grundsätzlich als Märkte bezeichnet werden können, bleibt unser Modell 
noch ganz im Rahmen der Marktökonomik. 

4. 4. 1.3 Ein Traveller-Check-Modell 

Wir wollen unser Modell nun erweitern und legen wiederum eine einfache Beobachtung 
zugrunde. 

Ein Reisender möchte seine liquiden Mittel, die er während der Reise mit sich trägt, vor 
Diebstahl und Verlust schützen. 

Er möchte erreichen, daß se'ne liquiden Mittel ausschließlich für ihn selbst wertvoll sind, 
sonst aber für niemanden; gleichzeitig möchte er aber, daß er seine liquiden Mittel beliebig 
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verwenden kann. Hierin steckt zunächst ein Widerspruch. Denn wenn der Reisende eine 
liquide Form wählt, die jedermann gerne akzeptiert, also etwa Landeswährung oder 
leicht konvertierbare Währung (US-$), so sind seine Finanzen nicht nur ausschließlich 
für ihn wertvoll. Wie kann dieser Widerspruch gelöst werden? 

Das Lenkungsproblem wird durch Gutscheine gelöst, die erst ihre Gültigkeit erhalten, 
wenn der Reisende sie durch persönliche Unterschrift wertig macht. Diese Gutscheine bil- 
den z. B. sogenannte Traveller Cheques, die eine Unterschriftsprobe des Reisenden enthal- 
ten und durch die Leistung einer zweiten Unterschrift gültig werden. Der Reisende kauft 
sie bei der Bank. Jeder Dritte kann sie, sofern sie vorher durch die zweite Unterschrift 
wertig gemacht wurden, bei dieser Bank einlösen. Dadurch entsteht folgendes Markt- und 
Strömungssystem : 

Der Reisende (C) erwirbt von seiner Bank (B) vor Reiseantritt Traveller Cheques ( s j). Er 
zahlt dafür g t in seiner Landeswährung (z. B. österreichische Schillinge) ein. Der Kurs 
ergibt sich aus der Nachfrage nach solchen Schecks, ihren Kosten, den herrschenden Zins- 
sätzen usw. über den Geldmarkt (gi/s^. 

Der Reisende (C) möchte nun im Ausland ein Erinnerungsstück erwerben. Er kauft bei 
einem Verkäufer (P) die Ware (m). Der Preis ergibt sich auf dem Markt (m/s 2 ). Der 
Reisende bezahlt jedoch nicht in Geld, sondern in Traveller Check. Er macht den betref- 
fenden Betrag durch seine Unterschrift wertig und übergibt seinen Scheck (s 2 ) an P. Der 
Verkäufer reicht nun den Scheck (s 3 ) bei der ausgebenden Bank (über vermittelnde Ban- 
ken, die wir hier nicht betrachten) ein und erhält dafür den Gegenwert in seiner Landes- 
währung (g 2 ) (z. B. spanischen Pesetas) mit einem Abschlag entsprechend den Geldmarkt- 
bedingungen (s 3 /g 2 ) ausbezahlt. 




Figur 28 

Die Leistung (m) geht also von P direkt an C. Die Zahlung fließt auf einem Umweg 
über B (gi und g 2 ). Die Lenkung dieses Zahlungsumweges erfolgt durch Gutscheine 
(s 15 s 2 , s 3 ), die von B über C und über P an B zurückfließen. Die Gutscheine fließen dabei 
den Zahlungen und den Leistungen entgegen. Das Geld seinerseits fließt nicht mehr den 
Leistungen entgegen, sondern im selben Kreislaufsinne wie die Leistungsrichtung. 

Wir haben zunächst nur einen einzelnen Akt erfaßt. Da täglich eine Fülle solcher Trans- 
aktionen abgewickelt werden, entstehen aus den einzelnen Scheinen und der einzelnen 
Ware Lenkungs- und Leistungsströme . 

Die Lenkungsmittel höherer Ordnung (die Gutscheine: »Traveller Check«) haben in un- 
serem Beispiel die gewünschten Eigenschaften, die dem Lenkungsmittel Geld fehlen. Ande- 
rerseits wiederum kann auf Geld als allgemeines Zahlungsmittel nicht verzichtet werden. 
So wird das eine gegen das andere ausgewechselt (getauscht). Es entsteht ein komplexes 
Versorgungssystem , das in sich so geschlossen ist, daß ein Element darin nicht ausgelassen 
werden kann, ohne daß das ganze System funktionsunfähig wird. 

Vergleichen wir das Devisenmodell mit dem Traveller-Check-Modell, so wird deutlich, 
daß in beiden Fällen über den Geltungsbereich des ursprünglich zur Verfügung stehenden 
Zahlungsmittels (g t ) hinaus getauscht werden kann. Der Geltungsbereich von g t wird 
also erweitert. Im Traveller-Check-Modell wird er zugleich auch spezifiziert. Wir wollen 
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unser Modell wiederum variieren, um es für weitere analytische Aufgaben leistungs- 
fähig zu machen. 

4.4. 1.4 Ein Gutschein-Modell 

Eine Firma möchte ihre Arbeitnehmer mit einem warmen Kantinenessen versorgen. Bis- 
her brachten sich die Arbeiter ihr Essen zur Arbeit mit. Der Betrieb hofft, durch seine 
Maßnahme die Leistungsfähigkeit seiner Arbeitnehmer zu erhöhen und ist deshalb bereit, 
das Kantinenessen zu subventionieren. Da die Belegschaft zu klein ist, als daß sich die 
Einrichtung einer eigenen Kantine lohnte, schließt der Betrieb (B) mit dem Wirt (P) einen 
Kantinenvertrag ab. Er verpflichtet sich, die von ihm ausgegebenen Essensgutscheine 
(sj), die der Wirt ihm am Wochenende vorlegt (jetzt s 3 ), gegen Auszahlung von Geld (g 2 ) 
einzulösen. Zu Wochenbeginn gibt der Betrieb an seine Arbeitnehmer (C) die Essens- 
gutscheine (s t ) gegen Entrichtung eines geringen Eigenbeitrages (g t ) aus. Die Arbeitneh- 
mer können jeweils fünf Gutscheine pro Woche erwerben und sie beim Kantinenwirt (P) 
in Zahlung geben (s 2 ). Sie erhalten dafür ein Essen (m), das qualitativ weitaus besser ist, 
als daß es anderswo für (g x ) erworben werden könnte. Die Differenz (g 2 -gi) zahlt der 
Betrieb als freiwillige Leistung hinzu. 




Figur 29 

Das Modell der Figur 29 hat sich gegenüber dem Traveller-Check-Modell scheinbar kaum 
verändert. Bestimmte Eigenschaften sind indes besonders hervorgehoben worden. So vor 
allem die Selektions- und Subventionsfunktion. Die Differenz zwischen und g 2 , die 
auch in den bisherigen Modellen bestand, ist nun stark entwickelt worden. Sie wurde zur 
Subvention ausgebaut. Die Spezialisierung des Geltungsbereiches ist ebenso stark betont 
worden. Sie wurde zur Selektion entwickelt, durch die eine besondere Gruppe (die Arbeit- 
nehmer des Betriebes [B]) begünstigt werden soll. Die Versorgung der Arbeitneh- 
mer (C) mit dem Kantinenessen (m) zum billigen Preis (g^ wäre durch einen einfachen 
ökonomischen Markt nicht möglich. Sie kommt erst durch das komplexe System mit seinen 
besonderen Eigenschaften zustande. 

4.4. 1.5 Ein Rembours-Modell 

Wir wollen als ein zweites Beispiel für die Lenkung durch Lenkungsströme zweiten Grades 
das Remboursgeschäft 72 betrachten. Das Lenkungsproblem, das hier zu lösen ist, liegt in 
der Intransparenz über die Landes- oder gar Kontinentgrenzen hinweg und in der langen 
Zeitdauer, die die Warenbewegungen benötigen. 

Wir beobachten zunächst die Geschäftsverbindung zwischen einem Exporteur und einem 
Importeur, etwa dem Hersteller einer Spezialmaschine in Deutschland, der exportieren 
möchte, und dem Fabrikanten in Südamerika, der importieren will. Wir haben es hier 
also mit einer Handelsverbindung zu tun, deren Modell sich von einer im Inland grund- 
sätzlich nicht unterscheidet. Es handelt sich um einen ökonomischen Markt, wie ihn die 




Figur 30 
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Figur 30 darstellt. Der Exporteur (E) verkauft über den ökonomischen Markt an den 
Importeur (I). 

Das Exportgeschäft weist jedoch gegenüber anderen Handelsgeschäften einige typische 
Besonderheiten auf, die sich als Probleme herausstellen, mit denen der ökonomische Markt 
isoliert nicht immer fertig werden kann. Als wichtigste Besonderheit wollen wir hier nur 
die langen Transportwege (Transportzeiten) in Betracht ziehen und die Tatsache, daß E 
und I sich nicht zuletzt auch aufgrund der weiten Entfernungen wenig oder gar nicht ken- 
nen oder zumindest über die augenblickliche Geschäftslage des Partners nicht informiert 
sind (Intransparenz). Ein Austausch von Ware gegen Geld ist unter diesen Bedingungen 
erschwert, wenn nicht gar ausgeschlossen; wenn der Exporteur seine Ware absendet, weiß 
er nicht, ob der Importeur bei Ankunft der Fracht, etwa nach sechs oder achtzehn Wochen, 
auch bezahlt oder bezahlen kann. Der Exporteur kann sich nur schwer Informationen 
über die Zahlungsfähigkeit des Importeurs beschaffen. Vorauszahlung des Importeurs zu 
verlangen hieße, das Problem nicht wirklich lösen. Denn damit würde das Risiko nur ver- 
schoben. Nun ist es der Importeur, der sich darauf verlassen muß, daß der Exporteur die 
Ware in der gewünschten Menge und Qualität auch absendet. 

Das Problem der Transportzeiten und der Intransparenz kann durch eine Bank vermittels 
von Kredit und Bankgarantie gelöst werden. Nehmen wir an, daß zur Bank (B) sowohl 
der Exporteur (E) wie auch der Importeur (I) regelmäßige Geschäftsverbindungen unter- 
halten. Die Bank kennt also beide Geschäftspartner, während sich diese untereinander 
nicht zu kennen brauchen. Außerdem kennt die Bank z. B. beim Überseegeschäft den Ver- 
frachter (T), der mit dem Transport beauftragt ist. Die Bank weiß, daß die vom Verfrach- 
ter ausgestellten Versandpapiere (Konnossemente) eine gültige Quittung für die Übergabe 
der Exportware darstellen. Sie ist also damit in der Lage, dem Exporteur nach Absen- 
dung der Ware gegen Übergabe der Versandpapiere einen Kredit zu geben und dem Im- 
porteur nach Eintreffen der Ware die Versandpapiere gegen Barzahlung auszuhändigen. 
Erst wenn der Importeur durch seine Zahlung die Versandpapiere bei der Bank ausgelöst 
hat, kann er die Ware beim Verfrachter (T) seinerseits auslösen. Der Markt zwischen Ex- 
porteur und Importeur (Mj) wird damit durch einen Überbau von Marktbeziehungen 
ergänzt. Die Bankbeziehungen bilden laufende Bankgeschäfte (M 2 und M a ), die die Bank 
mit den beiden Partnern pflegt. Außerdem wird M x durch die Beziehungen zur Trans- 
portfirma ergänzt, die gegen Entgelt für ihre Transportleistung (Transportpreise auf 
M 4 und M g ) die Versendung vornimmt und die Versandquittungen (Konnossemente) als 
Gutschein ausstellt. 



Figur 31 




Das Besondere an diesem Marktgefüge ist, daß auf dem eigentlichen Exportmarkt (MJ 
lediglich der Preis ausgehandelt wird. Das kann z. B. anhand eines Musters geschehen. 
Der Austausch der Ware gegen Geld erfolgt auf dem Umweg über unabhängige Partner. 
Die Ware (m) wandert über den Verfrachter, die Bezahlung (g) der Ware auf einem Zah- 
lungsumweg unter Vorwegnahme der Zeitverschiebung durch die Kreditierung der Bank. 
Transportweg und Zahlungsumweg werden durch die Versandpapiere (s) zusammen- 
geschlossen. 



46 




Die Versandpapiere (s 4 ) werden vom Verfrachter (T) ausgestellt und gegen Übergabe der 
Ware (mj an E übergeben. E erhält gegen Weitergabe von s 2 an B den Kredit (g 4 ). I löst 
gegen Zahlung von g 2 die Versandpapiere (s 3 ) bei B ein und erhält gegen Übergabe der 
Papiere (s 4 ) die Ware (m 2 ) von T. Damit sind die Versandpapiere einmal durch das ganze 
System bis zu ihrem Aussteller zurückgewandert. Ware und Kaufsumme fließen auf 
einem jeweils eigenen Umweg durch das System (vgl. Figur 32). 




Figur 32 

Es ist leicht vorstellbar, daß der ursprüngliche Exportmarkt (M t ) fortfällt. E und I treten 
überhaupt nicht mehr in direkten Kontakt. Die Bank übernimmt die Maklerrolle, sie ver- 
mittelt das Geschäft. Ohne die Leistungs- und Zahlungsumwege käme hier die Geschäfts- 
verbindung überhaupt nicht zustande. Ein einfaches System, das lediglich aus einem ein- 
zigen Markt wie in Figur 30 bestünde, könnte überhaupt nicht existieren. Auch die in der 
Zeit der Kauffahrer geübte Verfahrensweise des Importeurs (z. B. von Gewürzen), als 
Kaufmann selbst nach Übersee zu gehen, dort einzukaufen und das Schiff selbst wieder 
nach Hause zu begleiten, konnte den Anschein von Effizienz nur in einer unterentwik- 
kelten Tauschgesellschaft erwecken. Heute kann nur das komplexe System aus mehreren 
Märkten mit seinen Zahlungs- und Leistungsumwegen funktionieren. 

Das komplexe System des Remboursgeschäftes leistet also mehr als das System des ein- 
fachen Marktes. Es vermag die Transportzeiten durch Kreditgabe zu überbrücken und der 
Intransparenz über die Grenzen hinweg zu begegnen. Dies geschieht durch Einbezug einer 
ganzen Reihe von Märkten, die zu einem in sich geschlossenen komplexen System eng 
miteinander verbunden werden. In unserem Modell der Figur 32 sind zwei Transport- 
märkte und zwei Kreditmärkte kombiniert worden. Sie sind zusammengeschlossen durch 
den Kreislauf der Gutscheine (Konnossemente), die durch das ganze System entgegen der 
Waren- und Geldrichtung hindurchströmen und es auf diese Weise Zusammenhalten. So- 
lange die Gutscheine nicht zu ihrem Ursprung zurückgeflossen sind, bleibt das ganze 
System in Spannung. Warenbewegungen und Geldbewegungen werden durch den Kreis- 
lauf der Gutscheine in Gang gehalten. 

4.4.2 Lenkungsströme höheren Grades in gemischten Systemen 

Hatten wir uns bisher nur mit Lenkungsströmen höheren Grades in reinen Marktsystemen 
befaßt, so wollen wir unsere Modelle nun erweitern, indem wir neben dem Markt auch auf 
andere Steuerungsbeziehungen zurückgreifen wie z. B. Quasimärkte, Wahlen und Grup- 
penverhandlungen. Wir beginnen unsere Darstellungen mit einem einfachen Modell der 
Lernmittelfreiheit 73 . 
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4.4.2. 1 Modelle der Lernmittelfreiheit 

4.4.2. 1.1 Das Modell der Lernmittelfreiheit in Nordrhein-Westfalen 

Die einfachste Möglichkeit, die Kinder mit Schulbüchern zu versorgen, bietet der Markt. 
Hier stehen sich Buchhändler (B) und Schüler (Sü) bzw. deren Erziehungsberechtigte gegen- 
über. Die Schulbücher (m) werden gegen Zahlung der Preise in Geld (g 2 ) abgegeben. Die 
Buchhändler bestellen sie bei den Verlegern (V) gegen Zahlung von g 4 unter Rabatt- 
gewährung der Verleger. Dieses einfache Marktmodell zeigt die Figur 33. 




Figur 33 

Als man indes über die Versorgung mit Lernmitteln auch bildungspolitische, sozialpolitische, 
pädagogische, ordnungspolitische, fiskalische und andere Ziele zu erreichen wünschte 74 , 
konnte dieses vielfältige Zielbündel über den Markt allein nicht mehr realisiert werden. 
Es entwickelte sich ein kompliziertes Steuerungssystem, das nur mit Hilfe von Scheine- 
strömen funktionieren konnte. So ist über der einfachen Marktbeziehung zwischen Buch- 
händlern und Kunden ein komplexes System aufgebaut worden. 

Die 1969 in Nordrhein-Westfalen geltende Regelung 75 sieht nur eine partielle Lern- 
mittelfreiheit für Schulbücher von 50 °/o des Durchschnittsbetrages der genehmigten Bücher 
vor. Für Härtefälle werden vom Land zusätzlich 10 °/o des Gesamtbetrages bereitgestellt 76 . 
Die Durchschnittsbeträge sind für die einzelnen Schulklassen recht unterschiedlich 77 . 

Der jeweilige Betrag ergibt sich aus dem Durchschnitt der Buchpreise gemäß des von der 
obersten Schulaufsichtsbehörde herausgegebenen Verzeichnisses. Welche Bücher des Ver- 
zeichnisses an den einzelnen Schulen zur Einführung freigegeben werden sollen, wird 
z. B. für die Volksschulen vom jeweiligen Schulbuchausschuß unter Vorsitz des Schulrates 
für einen Schulamtsbezirk festgelegt. Wenn man das gesamte System modellartig zu 
erfassen sucht, zeigt sich, daß es durch einen Strom von Gutscheinen gelenkt wird, welcher 
dann seinerseits an die Geldströme gekoppelt ist. 

Die Ströme laufen folgendermaßen: 

Die Schulen (Su) erhalten auf Anforderung (l t ) direkt von einer Druckerei, die vom Mini- 
sterium (M) den Auftrag erhält, die Gutscheine (Sj) und leiten sie (s 2 ) über den Schulleiter 
und den Klassenlehrer an die Schüler (Sü) weiter. Diese können dann einen beliebigen 
Buchhändler (B) wählen, bei dem sie die entsprechenden Bücher (m 2 ) gegen Gutschein (s 3 ) 
und Zahlung des restlichen Betrages (g 4 ) erwerben. Sammelbestellungen durch die Schule 
oder den Klassenlehrer sind aus Wettbewerbsgründen vom Gesetzgeber ausdrücklich unter- 
sagt. Die Buchhändler bestellen die Bücher (m^ beim Verlag (V) gegen Zahlung von g 2 
und reichen gleichzeitig den Betrag (g 3 ), auf den die Gutscheine (s 4 ) lauten, über die Ver- 
rechnungsstelle ein. Aus Vereinfachungsgründen werden die Organe des Ministeriums 
(Druckerei und Verrechnungsstelle) in unserem Modell in dem Aggregat (M) zusammenge- 
faßt (vgl. Figur 34). 

Über dem ursprünglichen Marktsystem hat sich also mit Hilfe der Gutscheine ein zusätz- 
liches Steuerungssystem auf gebaut (M, Su, Sü). Die Beziehungen zwischen B und Sü sind 
durch den Austausch von Gutscheinen erweitert worden. Nicht geändert haben sich die 
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Figur 34 

Marktbeziehungen zwischen B und V, während durch die Beziehung von B und M ein 
zusätzliches Steuerungsglied hinzugetreten ist. 

In diesem komplexen Gebilde ist das ursprüngliche Marktsystem zwar erhalten geblieben, 
doch hat sich über dem Markt ein kompliziertes Steuerungssystem aufgebaut, mit dessen 
Hilfe es erst möglich wird, die Lernmittelfreiheit mit all ihren Nebenzielen zu realisieren. 
Das ursprüngliche Marktsystem allein hätte das nicht leisten können. 

In unserem neuen System existieren keine Wahlen und Gruppenverhandlungen, sondern 
nur Märkte und marktähnliche Gebilde (Quasimärkte). Allerdings bahnen sich hier z. B. 
zwischen Verlagen und Ministerium Gruppenverhandlungen an. Die Verlage nämlich 
müssen sich bemühen, daß ihre neuen Bücher in die Zulassungslisten aufgenommen wer- 
den 78 . Lobby-Probleme werden hier in Zukunft noch eine entscheidende Rolle spielen. 
Ähnliches zeigt sich bei den Beziehungen zwischen Buchhändlern und Ministerium. 

Aus Wettbewerbsgründen sind Sammelbestellungen untersagt. Die eigentlichen Nutznie- 
ßer dieser Bestimmung sind die Buchhändler. Denn durch Sammelbestellungen wären 
erhebliche Kosteneinsparungen möglich, besonders wenn die Bestellungen direkt an den 
Verlag laufen würden. Es ist hier mit Sicherheit anzunehmen, daß diese gesetzliche Be- 
stimmung auf Initiative der Buchhändler und deren Verbände zustande gekommen ist und 
somit auch auf Gruppenverhandlungen beruht. 

Mit der Einschaltung des Ministeriums wird natürlich auch die politische Seite mit in das 
Kräftespiel einbezogen. Der Gewinn von Wählerstimmen ist ja in der Politik primäre 
Absicht 79 . Sozial- und bildungspolitische Mißstände abzuschaffen, ist erst das notwendige 
Ergebnis des Konkurrenzkampfes um die Wählerstimmen. 

Schließlich kann es auch innerhalb der Schulbuchausschüsse, die in unserem Modell nicht 
als selbständiges Aggregat enthalten sind, zu Verhandlungen kommen. So ist es denkbar, 
daß Vertreter der Landesregierung (M) Sparsamkeitsgründen den Vorrang einräumen, 
während für die Lehrer ausschließlich qualitative Merkmale den Ausschlag geben. Bei all 
diesen Verhandlungen aber spielen vor allem informelle Kontakte eine Rolle, die für die 
Zukunft wohl relevant werden, aber gegenwärtig noch nicht soweit institutionalisiert sind, 
daß sie in unserem Modell erscheinen könnten. 

4 .4. 2. 1.2 Das hessische Modell der Lernmittelfreiheit 

Noch einen Schritt weiter weg vom ökonomischen Markt geht das Modell der Lernmittel- 
freiheit in Hessen 80 , das im folgenden kurz dargestellt und erläutert wird (vgl. Figur 35). 
Es wird ein alljährlich erscheinender Katalog (1J vom Kultusministerium den einzelnen 
Schulen (Su) zugestellt. Diese reichen dann Bestellisten (1 2 ) in doppelter Ausfertigung mit 
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den aus den Schulbuchkatalogen ausgesuchten und für notwendig erachteten Büchern an 
das Ministerium (M) ein (eine dritte Ausfertigung ist dem Regierungspräsidenten zur 
Kenntnisnahme einzusenden). An den einzelnen Schulen muß jeweils festgestellt werden, 
wie viele Bücher neu bewilligt werden. Da in Hessen die Lernmittelfreiheit nur auf Leih- 
basis besteht, müssen die Lehrer vor der Bestellung prüfen, welche der augenblicklich in 
Gebrauch befindlichen Bücher im nächsten Jahr noch benutzt werden können und wie viele 
Schüler zu erwarten sind, um dann aus der Differenz den notwendigen neuen Bedarf an 
Büchern zu ermitteln 81 . 

Jeder Schule wird in Hessen ein bestimmter Pauschalbetrag (Höchstbetrag) zur Verfügung 
gestellt. Bei der Verausgabung der Mittel ist den Schulen vollkommene Freiheit gegeben. 
Sie müssen selbst entscheiden, welche Bestände zu ergänzen sind oder welche Bücher neu 
eingeführt werden sollen. Nur dürfen sie die durch die Pauschbeträge gesetzten Grenzen 
nicht überschreiten. 

Welche Bücher von den einzelnen Schulen ausgewählt und eingeführt werden, hängt von 
einem zuständigen Gremium ab. Für Gymnasien setzt sich dieses Gremium z. B. aus der 
Gesamtkonferenz unter Vorsitz des Schulleiters zusammen. Abstimmungsberechtigt sind 
aber nur der Schulleiter und die Lehrer, die die entsprechende Lehrbefähigung haben oder 
in dem betreffenden Fach unterrichten. 

Das Ministerium sammelt die Bestellungen und sendet sie (1 3 ) nach Genehmigung mit 
Angabe der jeweiligen Schule an die in Frage kommenden Verlage (V). Entsprechend den 
Bestellungen werden von den Verlagen Gutscheine (sj direkt an die einzelnen Schulen 
(Su) geschickt. Die Gutscheine werden nun ausgefüllt und in doppelter Ausfertigung an 
eine beliebige Buchhandlung (B) weitergegeben (s 2 ). Der Buchhändler sammelt die Gut- 
scheine und sendet eine Ausfertigung (s 3 ) an den Verlag, die andere behält er als Beleg. 
Die Auslieferung der Bücher erfolgt nun auf dem Weg, den die Gutscheine zurückgelegt 
haben (m/mj. - Also vom Verlag (V) über die Buchhändler (B) an die Schulen (Su) 
(vgl. Figur 35). 

Der Geldstrom fließt nur zwischen Ministerium, Verlag und teilweise auch den Buch- 
händlern. Die Verlage reichen die Rechnungen über die bestellten Bücher beim Ministe- 
rium ein (s 4 ) und erhalten dafür die Bezahlung (g 4 ). Hierin ist eine Vergütung (g 2 ) für 
den Buchhändler mit eingeschlossen. Diese Vergütung wird dem Buchhändler vom Verlag 
zugeleitet. 

In einem einfachen Modell lassen sich auch die an diesem System beteiligten Partner und 
ihre Beziehungen veranschaulichen (vgl. Figur 35). 




Figur 35 

In diesem System finden wir keine Wahlen und Gruppenverhandlungen, sondern wie in 
Nordrhein-Westfalen nur Märkte und marktähnliche Beziehungen. Allerdings ergibt sich 
der wesentliche Unterschied, daß im hessischen System der ursprüngliche Markt zwischen 
Schüler und Buchhändler gar keine Funktion mehr hat. Er ist weggefallen. Die Beziehun- 
gen zwischen Buchhändlern und Schülern existieren nicht mehr. 

Auch in diesem System zeigen sich Ansätze zu Gruppenverhandlungen, und zwar zwischen 
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Buchhändlern und Schulen. Da nicht mehr jeweils nur ein Buch an einen Kunden verkauft 
wird, sondern hundert oder noch mehr Bücher von einer Schule angeschafft werden, müs- 
sen die Buchhändler sich um die Gutscheine für diese Bücher viel intensiver bemühen. Es 
werden sich informelle Beziehungen herausbilden, die möglicherweise später institutionali- 
siert werden. Auch ist es denkbar, daß sich das Aggregat der Buchhändler wandelt. Alle 
Buchhändler z. B. einer Stadt können sich zu einem Pool zusammenschließen, um so die 
gesamten Gewinne aus dem Schulbuchgeschäft gleichmäßig zu verteilen, da wegen der 
Sammelbestellungen der Schulen manche Buchhändler in den Genuß höherer Bestellungen 
kommen, manche hingegen gar keine Aufträge erhalten. 

Die Beziehungen zwischen Verlagen und Ministerium und Ministerium und Öffentlich- 
keit können sich in eine ähnliche Richtung entwickeln, wie es für Nordrhein-Westfalen 
geschildert wurde. 

Der Hauptunterschied zu Nordrhein-Westfalen liegt darin, daß wegen der vollständigen 
Lernmittelfreiheit in Hessen die ursprüngliche Marktbeziehung weggefallen ist und sich 
in eine andere Ebene verlagert hat. 

Fassen wir unsere gewonnenen Erkenntnisse zusammen: 

Das ursprüngliche Marktsystem ist durch ein kompliziertes Steuerungssystem ergänzt bzw. 
ersetzt worden, das neben der Versorgung mit Büchern auch bildungspolitische, sozial- 
politische, pädagogische, fiskalische und andere Ziele realisieren kann. Ohne den Gut- 
scheinestrom wäre eine Verwirklichung dieses vielfältigen Zielbündels nicht möglich. 

Die ursprünglich direkte Tauschbeziehung Ware/Geld ist im System von Nordrhein- 
Westfalen teilweise, im hessischen System ganz auseinandergerissen. Die Ware (Bücher) 
läuft einen ganz anderen Weg als das Geld. 

Ferner sehen wir, daß unser System zwar zunächst noch ausschließlich aus Markt- und 
marktähnlichen Beziehungen besteht, daß sich das System aber in Entwicklung befindet 
und für die Zukunft auch den Einbau von Wahlen und Gruppenverhandlungen erfor- 
derlich machen wird. Ein System, in dem diese Steuerungsmechanismen bereits voll ent- 
wickelt funktionieren, soll im folgenden Kapitel, das von der Krankenversicherung 
handelt, aufgezeigt werden. 

4. 4. 2. 2 Die Gesetzliche Krankenversicherung 

Bei der Darstellung der Zahlungsumwege haben wir oben S. 40 ff. die Geldströme im 
Modell der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) kennengelernt. Die GKV stellte 
sich dabei als gemischtes Versorgungssystem dar, in dem zwei Verbands wählen und eine 
Gruppenverhandlung kombiniert sind. In diesem System fließt ein Lenkungsstrom höhe- 
ren Grades, die Krankenscheine 82 , dem Geldstrom entgegen. Dieses wollen wir nunmehr 
untersuchen. 

Die Krankenkassen (K) der GKV geben an ihre Mitglieder (V), sowohl die freiwilligen 
als auch die zwangsversicherten, pro Jahr vier Krankenscheine (s^ aus, die für jeweils ein 
Quartal gültig sind. Ihre Ausgabe erfolgt gegen den Nachweis der Versicherungszugehö- 
rigkeit, die sich in der Zahlung der Beiträge (g.) ausdrückt. Der Krankenschein ist daher 
ein Ausweis, mit dem sich die Versicherten (V) gegenüber den Ärzten (Ä) als Angehörige 
einer bestimmten Kasse legitimieren. Das kann wichtig sein für die Art und den Umfang 
der ärztlichen Leistung (m), die sich bei Vorlage des Krankenscheines (s 2 ) im Rahmen des 
von der jeweiligen Kasse aufgestellten Leistungskataloges bewegen muß. 

Die Wahlen zur Selbstverwaltung der Krankenkassen ermöglichen es dem Versicherten, 
wenn auch nur in geringem Maße, Einfluß auf diesen Katalog der Leistungen zu nehmen, 
den seine Kasse durch »Kann-Leistungen« erweitern kann. In den gleichen Wahlen kann 
das Mitglied durch entsprechende Stimmabgabe die Höhe der Beitragssätze (gj) beeinflus- 
sen, soweit dies eine Alternative der Wahlentscheidung ist. 
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Zwischen dem Versicherten und dem Arzt besteht selbst keine direkte finanzielle Bezie- 
hung. Der Patient erfährt nicht, was die ärztliche Leistung kostet, und der Arzt kann mit 
Entgegennahme des Krankenscheines (s 2 ) noch keinen Geldbetrag auf seinem Konto ver- 
buchen. Sein jeweiliges Honorar (g 3 ) hängt von dem der Berechnung zugrundeliegenden 
Vergütungsverfahren ab. 

4 .4.2.2. 1 Die Pauschalhonorierung 

In der Gesetzlichen Krankenversicherung haben sich im Laufe der Entwicklung zwei ver- 
schiedene Methoden der Honorierung kassenärztlicher Leistungen herausgebildet: das 
Pauschal- (PHV) und das Einzelleistungshonorierungsverfahren (EHV) 83 . Beide unter- 
scheiden sich dadurch, daß beim PHV die Gesamtvergütung festliegt, die Preise entspre- 
chend der Menge der Einzelleistungen variabel sind, beim EHV dagegen die Preise fest- 
liegen, während sich die Gesamtvergütung entsprechend der Menge der Einzelleistungen 
errechnet 84 . 

Den Geldströmen im Modell der Gesetzlichen Krankenversicherung fließen, wie bereits 
im voraufgegangenen Abschnitt beschrieben, Scheineströme entgegen 85 . Die Kranken- 
kasse gibt den Krankenschein (sj an den Versicherten (V), dieser händigt ihn seinem 
Arzt (Ä) aus (s 2 ), der ihn der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) zur Abrechnung vor- 
legt (s 3 ). Die Beziehung zwischen Kassenärztlicher Vereinigung und Krankenkasse gestal- 
tet sich je nach Abrechnungsverfahren unterschiedlich. In jedem Falle treten die beiden 
Partner aber in Gruppenverhandlungen ein. Zunächst ist hier auf das Pauschalhonorie- 
rungsverfahren (PHV) einzugehen. 

Beim PHV werden die Gruppenverhandlungen mit dem Ziel geführt, eine Gesamtvergü- 
tung 80 zu vereinbaren, die dann von den Kassenärztlichen Vereinigungen auf die von 
den Ärzten eingereichten Leistungspunkte repartiert wird. 

Wesentlich ist beim PHV, daß der Arzt ex ante den Wert seiner einzelnen Leistungen nicht 
kennt, denn dieser ergibt sich erst ex post durch die Verteilung der ausgehandelten Gesamt- 
vergütung auf die von den Ärzten eingereichten Leistungspunkte. Bezieht man diese Aus- 
führungen in das Modell der Gesetzlichen Krankenversicherung ein, so ergibt sich folgende 
Figur: 




Figur 36 

Der Scheinestrom (s^g-Sg) endet bei KV; denn als Grundlage der Gruppenverhandlun- 
gen über die Gesamtvergütung (g 2 ) wird nicht der Krankenschein genommen, sondern die 
Zahl der Mitglieder pro Jahr oder die Zahl der Behandlungsfälle, multipliziert mit dem 
durchschnittlichen Jahresbedarf an ärztlichen Leistungen. Zur Ermittlung des durchschnitt- 
lichen Jahresbedarfs werden zwar die tatsächlich ausgeführten ärztlichen Leistungen zu- 
grunde gelegt, sie dienen jedoch nicht der direkten Abrechnung, sondern nur dem Errech- 
nen eines Durchschnitts. 

4.4.2.2.2 Die Einzelleistungsvergütung 

Nach § 368 f Absatz 3 RVO kann die Gesamtvergütung auch nach Einzelleistungen ver- 
einbart werden. Das Prinzip dieses Einzelleistungshonorierungssystems (EHV) liegt darin, 
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daß die von den Kassenärztlichen Vereinigungen auf Wirtschaftlichkeit und Notwendig- 
keit hin überprüften Leistungen der Kassenärzte in jeder Rechnungsperiode nach einer 
zwischen den Vertragspartnern vereinbarten Preisliste (Gebührenordnung) abgegolten 
werden. Aufgrund des § 11 der Bundesärzteordnung vom 2. Oktober 1961 87 kann die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates eine Gebührenordnung für Ärzte erlas- 
sen 88 . Von ihr kann durch Vereinbarung abgewichen werden 8Ö . 

Grundsätzlich liegen also beim EHV ex ante die Preise fest. Die Gesamtvergütung ergibt 
sich ex post durch Multiplikation der erbrachten Leistungen mit ihren Preisen. Die Erhö- 
hung der Zahl der Einzelleistungen erhöht automatisch die Gesamtvergütung. Den Kran- 
kenkassen werden die erbrachten Einzelleistungen durch die abgerechneten Kranken- 
scheine (s 4 ) nachgewiesen: 




Figur 37 

Vergleichen wir diese hier dargestellten Modelle der GKV mit den vorigen, so zeichnen 
sie sich dadurch aus, daß sie sich als komplexe, gemischte (pluralistische) Versorgungs- 
systeme erweisen. Hier finden wir indes keinen ökonomischen Markt mehr, sondern nur 
noch Wahlen und Gruppenverhandlungen 90 . 



5. Die gesamte Versorgung des Bedarfs 

5.1 Die Theorie des Bedarfsmarktes 

5.1.1 Die Auflösung des Marktes in Punktmärkte 

Die Mikroökonomik als Marktökonomik war - wie in der Einleitung dargestellt - unter 
dem Eindrude der Dominanz des sekundären Sektors (Industrie) zur Industriewaren- 
ökonomik geworden. Ihr Interesse hatte sich auf die Märkte, auf denen Industriewaren 
gehandelt wurden, konzentriert. Sie hatte zunächst begonnen, den Markt als Konkurrenz- 
markt aufzufassen, mit dem dann das Monopol sozusagen antithetisch konfrontiert 
wurde. Die weitere Entwicklung der Theorie hatte gezeigt, daß solch eine Konfrontation 
»Konkurrenz-Monopol« den Tatsachen zu wenig gerecht zu werden vermochte. Durch 
einen Aufsatz von Sraffa 1926 angeregt, hatte man durch die Entwicklung der Markt- 
formenlehren Konkurrenz und Monopol miteinander zu verbinden versucht. Chamber- 
lain zeigte die Richtung dieser Versuche durch die Bezeichnung »monopolistische Kon- 
kurrenz« besonders deutlich an. 

Die Marktformenlehre versuchte, die Theorie von Konkurrenz und Monopol der Wirk- 
lichkeit näher anzupassen; sie zahlte freilich einen hohen Preis dafür. Denn in dem Maße, 
wie sie wirklichkeitsnäher wurde, verlor sie den Markt selbst aus den Augen. Das war 
dadurch bedingt, daß die Marktformenlehre am herkömmlichen Begriff des ökonomischen 
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Gutes zunächst festzuhalten versuchte. Im Zentrum dieses Gutsbegriffs stand die Homoge- 
nität der Güter. 

Die Vorstellung von der Homogenität war wiederum durch die Industriewarenökono- 
mik bedingt. In der handwerklichen Produktion fallen die produzierten Güter alle mehr 
oder weniger verschieden aus. Ihre Individualität ergibt sich hier aus der Produktions- 
weise von selbst. Bei der maschinellen Massenfertigung der Industrie dagegen fallen alle 
produzierten Stücke gleich aus. Sie sind homogen. Von dieser Homogenität der Güter ließ 
sich die Theorie zunächst faszinieren. 

Nun konnte man indes nicht verkennen, daß zwar die Waren, die aus derselben Produk- 
tionsstätte hervorgegangen waren, homogen sein mochten, Heterogenität jedoch aus der 
Verschiedenheit der Firmen und ihrer Produktionseinrichtungen folgte. Das Auftreten 
mehrerer Anbieter am Markt mußte damit auch bei Massen- und Fließbandproduktion 
zu einem differenzierten Angebot führen. Homogenität wurde so tatsächlich eher zu 
einem Normbegriff, der geeignet war zu beschreiben, was sein soll, jedoch nicht für das 
ausreichte, was ist. Deutlich wird das im Begriff des vollkommenen Marktes 91 . 

Um der Differenzierung der Güter und ihrer Heterogenität gerecht zu werden, zerlegt 
Stackelberg den unvollkommenen Markt in vollkommene Elementarmärkte . Auf 
ihnen konnte nun die Marktformenlehre wiederum aufbauen. Denn die Elementarmärkte 
sind aufgrund der Homogenität der Güter eingeteilt. Soviel unterschiedliche Güter, so 
viele Elementarmärkte werden entsprechend definiert. Für sie gilt demnach auch wieder 
das Gesetz der Unterschiedslosigkeit der Preise (Jevons). 

Wenn man den Stackelbergschen Ansatz zu Ende führt, wird man rasch dahin gelangen, 
daß jeder einzelne Produzent, jede einzelne Firma über einen speziellen Teilmarkt ver- 
fügt. Theoretisch hat diesem Gedanken Triffin 93 Ausdruck gegeben (1940), indem er von 
vornherein vom Firmenmarkt ausging und untersuchte, wie dieser Firmenmarkt in Bezie- 
hung mit anderen Firmenmärkten steht. 

Für eine Industriewarenökonomik kann dieser gedankliche Weg tatsächlich nachvollzogen 
werden. Eine einzelne Firma kann homogene Güter produzieren und tritt mit diesen 
neben anderen Firmen auf. Für die Dienstleistungen aber hebt sich der Gedanke vom 
Teilmarkt selber auf. Denn der Teil schrumpft hier zum dimensionslosen Punkt. Die 
Dienstleistung wird ja durch den Vollzug uno actu charakterisiert; sie ist ein auf die 
Individualität des Konsumenten und des Produzenten zugeschnittenes Produkt. Sie bleibt 
gegenüber allen anderen Gütern und Dienstleistungen heterogen und seien diese noch so 
ähnlich und gegenüber ähnlichen Persönlichkeiten erfolgt. Die volle Bedeutung dieser 
Heterogenität zeigt am deutlichsten die Dienstleistung einer ärztlichen Behandlung oder 
Beratung gegenüber einem Patienten. Beachtet man den vollen psycho-physischen Hinter- 
grund (und dieser muß notwendigerweise mit einbezogen werden), so wird deutlich, daß 
die gleiche Behandlung beim einen Patienten einen Schritt auf die Gesundung hin bedeuten 
kann, beim anderen Patienten dagegen Auslöser iatrogener Krankheit. 

Führen wir diesen Gedanken konsequent zu Ende, so muß für jeden einzelnen Dienst- 
leistungsakt ein eigener Elementarmarkt angenommen werden. Damit aber hat sich der 
Begriff des Marktes aufgelöst. 

5.1.2 Der Begriff des Bedarfsmarktes 

Helmut Arndt 94 versuchte, um dem geschilderten Dilemma zu entgehen, die Lösung 
durch eine neue Interpretation des Gutsbegriffs. Er stellte fest, daß die Realität der öko- 
nomischen Beziehungen nicht durch Unterschiedslosigkeit charakterisiert wird. Sanmann, 
der unter Rückgriff auf den Arndtschen Ansatz das Dilemma in seiner ganzen Tragweite 
beschrieb 95 , fragte sich, ob man nun auf den Begriff des Marktes überhaupt verzichten 
sollte. Er bot demgegenüber einen neuen Marktbegriff an: den des Bedarfsmarktes. 
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Arndt hat den Begriff des Bedarfsmarktes und des Bedarfsgutes als Antithese zum 
Elementarmarkt benutzt und zum Problem seiner Mikroökonomik gemacht. Er stellt auf 
die Art des gesellschaftlichen Bedarfes ab, die auf einem Markt befriedigt wird. »Auf 
einem Bedarfsmarkt werden Güter umgesetzt, die dem gleichen gesellschaftlichen Bedarf 
dienen, obschon sie, entsprechend den Bedürfnissen, die sie befriedigen sollen, heterogen 
sind und daher auch unterschiedliche Preise erzielen.« 96 Arndt glaubt, durch sein Vor- 
gehen könnten »spezifische gesellschaftliche Probleme« sichtbar gemacht werden, »die 
durch die unterschiedliche(n) Qualitäten und unterschiedliche(n) Bewertungen in Zeit und 
Raum auf treten« 97 . 

5.1.3 Der ökonomische Bedarfsmarkt und der Gesamtmarkt 
des gesellschaftlichen Bedarfes 

Die Einengung auf den Punktmarkt war zweifellos keine Erhellung, sondern eine Zer- 
splitterung des Problems. Der Rückgriff auf den Bedarfsmarkt hat demgegenüber wieder 
die Perspektiven geöffnet. Freilich genügt es nicht, auf gesellschaftliche Probleme abzustel- 
len und dann so wichtige Bereiche der Versorgung wie die Verbände und den Staat wieder 
auszuklammern. Wir müssen uns darüber klar sein, daß wir, von einem gesellschaftlichen 
Bedarf ausgehend, auch die Gesamtversorgung dieses Bedarfes mit allen seinen verschie- 
denen gesellschaftlichen Möglichkeiten ins Auge fassen müssen. Wie wir bereits oben her- 
ausgearbeitet haben, ist die Versorgung über den ökonomischen Markt nur eine einzige 
Möglichkeit unter vielen. 

Wenn wir auf die gesellschaftlichen Probleme des Gesamtbedarfes abstellen und nicht nur 
auf die Probleme der Versorgung durch den ökonomischen Markt, müssen wir dies zum 
Ausdruck bringen. Es sei deswegen vorgeschlagen, wie Arndt und Sanmann vom »Ge- 
samtmarkt« zu sprechen 98 , darunter aber die Gesamtheit aller Versorgungssysteme zu 
verstehen, die zur Befriedigung des Gesamtbedarfes wirksam sind. Das Versorgungs- 
system des ökonomischen Marktes ist nur eines davon. 

Für eine Theorie der modernen arbeitsteiligen Massengesellschaft können wir von den 
Formen der Eigenversorgung und der Versorgung durch primäre Gruppen absehen, ohne 
damit wesentliche Probleme zu vernachlässigen. Die Theorie des Gesamtmarktes erfaßt 
damit alle sekundären Systeme der Versorgung eines speziellen gesellschaftlichen Bedar- 
fes. Dabei vermögen die Versorgungssysteme sich gegeneinander zu ersetzen (sie stehen 
in substitutivem Verhältnis), und sie können sich gegenseitig in der Versorgung des Ge- 
samtbedarfes ergänzen (stehen in komplementärem Verhältnis). Wir wollen beides in den 
folgenden Abschnitten nacheinander untersuchen. 

5.2 Versorgungssysteme im substitutiven Verhältnis 

5.2.1 Versorgungssysteme in Konkurrenz 

Wenn wir von substitutivem Verhältnis sprechen, meinen wir, daß sozialkökonomische 
Systeme sich gegenseitig ersetzen können. Sie vermögen dasselbe oder doch ähnliches in 
bezug auf die Versorgung zu leisten. 

Insoweit sie dasselbe leisten, stehen die Konsumenten einem Austausch der Systeme in- 
different gegenüber. Insoweit das eine System eine bessere Versorgung zur Verfügung 
stellt als das andere, gewinnen die Konsumenten dagegen ein Interesse am Auswechseln 
der Systeme. Die Systeme treten miteinander in Konkurrenz, bis sich herausstellt, welches 
von ihnen wirklich so viel mehr leistet, daß es das andere zu verdrängen vermag. In die- 
sem Falle sprechen wir von einer Leistungskonkurrenz , die zur Verdrängung führt, oder 
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kurz von Verdrängungskonkurrenz. Nach Abschluß der Verdrängungskonkurrenz sind 
die minder leistungsfähigen Systeme ausgemerzt. Nur noch die leistungsfähigeren über- 
leben. 

Nicht jede Konkurrenz muß zur totalen Verdrängung führen. Vielfach finden die Systeme 
einen Bereich, auf dem sie unbestrittene Leistungsüberlegenheit besitzen. In anderen Be- 
reichen dagegen befinden sie sich in Wettbewerb mit einem anderen System. Beide haben 
hier ihre Vorteile und Nachteile. Wenn also auf einem speziellen Konkurrenzbereich das 
eine System das andere zu verdrängen vermag, muß deswegen noch keine vollständige 
Eliminierung dieses Systems eintreten. Es kann sich auch auf einen ihm spezifischen Bereich 
zurückziehen und hier gewissermaßen in einer besonders günstigen Überlebensnische wei- 
ter existieren. Aus seiner Nische heraus kann es immer wieder vorzudringen versuchen. 
Wir sprechen hier von einer Leistungskonkurrenz, die aus unbestrittenen Bereichen heraus 
geführt wird. 

Wir wollen nun verschiedene Konkurrenzfälle zwischen sozialökonomischen Systemen 
untersuchen. 

5.2.2 Die Konkurrenz elementarer Systeme 

Wir beobachten, wie Marktbeziehungen durch verbandliche Beziehungen substituiert wer- 
den können. Die in Frage stehende Versorgung sei z. B. Information , wie sie etwa Rechts- 
beratung oder Stellenvermittlung darstellt ". Diese Information kann über einen Markt 
erworben werden (z. B. von einem freiberuflichen Rechtsanwalt; durch kommerzielle Stel- 
lenvermittlung). Die Marktbeziehung ist in der Figur 38a dargestellt. Die Nachfrager 
nach Information seien Arbeitnehmer (C). Die Anbieter der gewünschten Information 
seien unternehmerisch freiberuflich tätige Vermittler (U). Die Marktbeziehung wird 
durch M wiedergegeben. 

Eine gleichwertige Informationsleistung kann aber auch ein Verband anbieten. Die Funk- 
tionäre des Verbandes (F) stellen dann den Mitgliedern des Verbandes (M) Rechtsbera- 
tung und Stellenvermittlung zur Verfügung (vgl. Figur 38b). 

Insofern die beiden Leistungen einander ersetzen können, stehen beide Systeme miteinan- 
der in Konkurrenz. Nachfrager können jederzeit vom Markt ausscheiden und in den Ver- 
band übertreten (oder umgekehrt). Sie wechseln dann aus dem Aggregat (C) in das Aggre- 
gat (M) hinüber (oder umgekehrt), was in der Figur 38 durch eine gestrichelte Linie 
angedeutet ist. 

Ebenso können auch die Anbieter wechseln. Sie können statt freiberuflich Tätige (U) im 
Verband Funktionäre (F) werden; oder umgekehrt, sie können aus dem Verband aus- 
scheiden und sich selbständig machen. Auch diese Möglichkeit ist durch eine gestrichelte 
Linie versinnbildlicht (vgl. Figur 38). 

Information, wie sie bei dieser unserer Untersuchung von uns beobachtet wurde, kann 
auch durch den Staat zur Verfügung gestellt werden. Etwa durch eine staatliche Beratungs- 
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und Vermittlungsstelle. Die Steuerung dieser Leistung würde letztlich durch die politischen 
Wahlen (W p ) erfolgen. Die Nachfrager, die sich weder als Konsumenten auf dem ökono- 
mischen Markt (M) noch als Mitglieder durch den Verband befriedigt fühlen, können ver- 
suchen, als Wahlbürger (B) (durch ihre Stimmenabgabe in den politischen Wahlen) die 
Politiker (P) zu veranlassen, die gewünschte Versorgung auf politischem Wege zur Ver- 
fügung zu stellen (vgl. Figur 38c). 

Das Modell unseres Beispiels ist in dieser ganz einfachen Form sehr abstrakt. Es vermag 
uns jedoch zu zeigen, wie drei Elementarsysteme miteinander konkurrieren. Es kann da- 
bei der Fall eintreten, daß sich eines unter den verschiedenen Systemen gegenüber den 
anderen durchsetzt. So kann z. B. die staatliche Arbeitsvermittlung kraft Gesetz ein 
Monopol gewinnen und alle anderen Systeme von dieser Art der Vermittlung ausschlie- 
ßen. Nur der staatlichen Vermittlungsstelle ist dann Arbeitsvermittlung noch erlaubt. 

5.2.3 Konkurrenzbereiche und Versorgungslücken 

Die Konkurrenz zwischen den Systemen kann auch dahin führen, daß jedes System seinen 
spezifischen Bereich findet, in dem es unbestritten überlegen ist. Die Systeme bestehen 
dann nebeneinander. Die Konkurrenz kann auf Grenzfälle beschränkt sein, auf denen 
sowohl das eine als auch das andere System sich in gleicher Weise als leistungsfähig er- 
weist (Konkurrenzbereiche). 

Die Systeme können auch jeweils in ihren unbestrittenen Bereichen isoliert nebeneinander 
bestehen. Sie sind dann zwar alle auf dem in Frage stehenden Versorgungsgebiet tätig 
(stellen in unserem Falle also Informationen zur Verfügung), überschneiden sich jedoch 
nicht in Konkurrenzbereichen. Sie operieren konkurrenzlos nebeneinander. Dabei können 
alle Nachfrager bedient werden, oder es können auch Versorgungslücken (unversorgte 
Nachfrage) zwischen den Systemen bestehen bleiben. 

Die verschiedenen Beziehungen zwischen den Systemen veranschaulicht die Figur 39. In 
a) lassen die drei Versorgungssysteme M, W v und W p unversorgte Nachfrage zwischen 
sich übrig. Die unversorgten Bereiche sind als weiße Felder kenntlich gemacht. 

Im Falle b) schließen die Versorgungssysteme lückenlos aneinander an. Sie erreichen eine 
vollständige Versorgung, stehen dabei jedoch nicht in Konkurrenz. 

Im Falle c) überschneiden sich je 2 Versorgungssysteme in Konkurrenzbereichen. Die 
Überdeckung in den Konkurrenzbereichen ist in der Figur hervorgehoben. 



Versorgungslücken 




Konkurrenzbereiche 



Figur 39 

Vergleichen wir die drei Fälle hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Versorgung, so zeigt 
sich, daß die Versorgung im Falle a) mangelhaft ist. Im Falle b) ist sie zwar vollständig, 
jedoch wahrscheinlich nicht optimal. Durch die Konkurrenzwirkungen im Falle c) sind 
dagegen die Produzenten gedrängt, sich stärker an die Nachfrager anzupassen, da sie 
sonst befürchten müssen, durch die Konkurrenz an die anderen Systeme Terrain zu 
verlieren. 

Wir werden uns mit den Wirkungen der Versorgungslücken (Fall a) und den Wirkungen 
der Konkurrenz an der Grenze (Fall c) im folgenden 100 noch weiter beschäftigen müs- 
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sen. Zunächst aber wollen wir unser Modell durch Einbezug der komplexen Systeme noch 
erweitern. 

5.3 Die Komplementarität der Versorgungssysteme am Gesamtmarkt 

Wir kommen zurück auf unsere Absicht, den Gesamtbedarf und die Gesamtversorgung 
auf einem bestimmten Sektor zu beobachten. Wir stellten fest, daß der Gesamtbedarf 
durch sehr verschiedene Versorgungssysteme bereitgestellt werden kann. Daß die Versor- 
gung einzig und allein durch den ökonomischen Markt geschieht, wie es die marktökono- 
misch orientierte Mikroökonomik der Neoklassik annahm, ist nur ein Sonderfall. Dieser 
Sonderfall ist für die Industrie möglicherweise vorherrschend, für alle anderen Bereiche 
jedoch im allgemeinen nicht, wenn er nicht gar die Ausnahme bildet. 

Die Gesamtversorgung kann durch Elementarsysteme und/oder durch komplexe Systeme 
erfolgen. Dabei können auch Systeme mit verschiedenen »Strömungsverläufen« auftreten. 

Die Figur 40 zeigt, wie bei einer Gesamtversorgung folgende Systeme eingeschaltet sind: 
ein ökonomischer Markt (a), ein Verband (b), ein Dreiersystem mit direkter Abrech- 
nung (c), ein Dreiersystem mit Zahlungsumweg (d), ein Vierersystem (e) und ein poli- 
tisches System (f). 
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Figur 40 

Wir nehmen an, alle Systeme stünden miteinander im Wettbewerb (zumindest an der 
Grenze), lediglich das politische System hätte einen vom Wettbewerb ausgenommenen 
Bereich, der zwangsweise ausgegrenzt ist. 

Das Modell betrachten wir hier zunächst nur theoretisch und als eine mögliche Versor- 
gungsstruktur. Wir werden unten und speziell in einer gesondert veröffentlichten histo- 
rischen Analyse an einem besonders ausgewählten Beispiel (Krankenhauspflegedienste) ein 
solches Modell aus der Geschichte ableiten. 

Das Modell der Figur 40 macht deutlich, daß die Gesamtversorgung in diesem Falle nur 
zu einem Teil durch den ökonomischen Markt bereitgestellt wird. Die Vorgänge auf die- 
sem Markt können damit noch nichts über die Gesamtversorgung aussagen. Selbst wenn 
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der ökonomische Markt optimal funktionieren sollte, könnte dennoch die Gesamtversor- 
gung schlecht sein, weil die anderen Systeme entweder nicht vorhanden sind oder schlecht 
funktionieren. 

Auf die Problematik der Versorgung im Gesamtmarkt und die Bedingungen, unter denen 
Versorgungslücken geschlossen werden, gehen wir in der Gleichgewichtstheorie ausführlich 
ein 102 . 

Die Figur 40 macht weiterhin deutlich, daß wir drei Systembegriffe verwendet haben. 
Wir sprechen : 

1. von Elementar Systemen z. B. M in a) oder W v in b); 

2. von komplexen Systemen z. B. im Fall c) oder e). Diese setzen sich aus Elementar- 
systemen zusammen, die sich dabei in komplementärem Verhältnis befinden. Sie ergän- 
zen sich zu einem neuen Ganzen; 

3. vom Gesamtversorgungssystem. Hier befinden sich elementare und/oder komplexe 
Systeme durch ein substitutives Verhältnis miteinander verbunden. Ihre Leistungen, die 
sie für die in Frage kommende Versorgung erbringen, sind gegenseitig austauschbar. 
Sie sind es jedenfalls insoweit, daß wir diese Leistung der Gesamtversorgung zurechnen 
können 1()3 . 

Wir wollen im folgenden davon sprechen, das Gesamtversorgungssystem versorge einen 
Gesamtmarkt. 

5.4 Die Gestalt des Gesamtmarktes im Zeitablauf 

Das Modell der Figur 40 stellt eine Momentaufnahme zu einem bestimmten Zeitpunkt 
dar. Wir können die Entwicklung der Versorgung am Gesamtmarkt im Zeitablauf verfol- 
gen und zu verschiedenen Zeitpunkten ähnliche Momentaufnahmen machen. Dabei können 
sich Veränderungen in der Zusammensetzung der Versorgungssysteme ergeben. Drei sol- 
cher Veränderungen sind besonders wichtig: 

1. Es können neue elementare oder neue komplexe Systeme am Gesamtmarkt auftreten. 
Es kann sich heraussteilen, daß bereits anderwärts bestehende Systeme von einer Struk- 
tur, die bisher am Gesamtmarkt noch nicht vertreten war, in der Lage sind, bestehende 
Versorgungslücken zu füllen oder die Konkurrenz in der Versorgung aufzunehmen. 
Es können auch Systeme vollständig neu entstehen, die bisher in dieser Weise noch 
gar nicht existierten. 
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Umgekehrt können elementare oder komplexe Systeme aus dem Gesamtmarkt elimi- 
niert werden oder ausscheiden. Sie können dabei durch Konkurrenz verdrängt oder 
sonst beseitigt werden (etwa durch Verbotsgesetzgebung). 

2. Bestehende Systeme können ihren Komplexitätsgrad erhöhen bzw. vermindern. Sie 
verändern sich qualitativ. 

Die Momentaufnahme nach Abschluß der Umbildungsvorgänge zeigt dann einen neuen 
Gesamtmarkt. Wir können die verschiedenen Momentaufnahmen als Querschnitte durch 
einen Gesamtmarkt auffassen und damit einen Wachstumsverlauf der Organisationsfor- 
men des Gesamtmarktes darstellen. Einen solchen »Stammbaum der Systeme« zeigt die 
Figur 41. 

Das Bild eines Stammbaumes der Versorgung weist uns auf die Problematik des Entste- 
hens und Vergehens von Versorgungssystemen hin. Wir wollen darauf jedoch nicht aus- 
führlich eingehen, sondern nur festhalten, daß Versorgungssysteme entstehen, weil sie 
Versorgungslücken zu füllen vermögen und sie vergehen, weil sie in der Konkurrenz mit 
anderen Systemen verdrängt werden. 



6. Die Entwicklung der Versorgungssysteme 

6.1 Allgemeine Theorie der Entwicklung 

6.1.1 Dynamische Betrachtungsweise 

Wir haben im vorigen Abschnitt versucht, die Veränderungen des Gesamtmarktes gewis- 
sermaßen in Form von Momentaufnahmen festzuhalten und so die Gestalt des Gesamt- 
systems im Zeitablauf zu beschreiben. 

Wir wollen nun in diese zeitliche Gestalt noch weiter eindringen. Wir wollen dabei einiges 
herauszufinden suchen über die Entwicklungstendenzen, die beim zeitlichen Aufbau von 
Systemen festzustellen sind. Bei dieser Betrachtungsweise ziehen wir bewußt den Zeit- 
ablauf mit in unsere Überlegungen ein. Wir sprechen deshalb von einer dynamischen 
Betrachtungsweise . 

6.1.2 Entwicklungsfaktoren 

6. 1.2.1 Exogene Bestimmungsfaktoren der Entwicklung 

Die Untersuchung der Entwicklungsdynamik von Systemen kann in zwei Teilfragen auf- 
gegliedert werden: 

Nach den Ursachen für eine Entwicklung und 
nach der Art und Weise ihres Verlaufs. 

Natürlich stehen die Ursachen und der spezielle Verlauf einer Entwicklung im Zusammen- 
hang — jedoch nicht unmittelbar. Die von einem Impuls (Faktor) ausgelöste Entwick- 
lung wird vielmehr von der Art des Versorgungssystems bestimmt, auf das sie trifft. Die 
Versorgungssysteme sind sozusagen datenverarbeitende Systeme, deren unterschiedlicher 
innerer Aufbau zu einer jeweils unterschiedlichen Umsetzung von Impulsen führt. Um- 
gekehrt kann derselbe Entwicklungsschritt bei einzelnen Systemen aufgrund sehr verschie- 
dener auslösender Faktoren vollzogen werden. 
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So ist es zu verstehen, daß die beiden Fragen nach den Ursachen und nach der Art und 
Weise von Entwicklungen unabhängig voneinander gestellt werden. 

Bei den auslösenden Faktoren sollen nun zwischen exogenen und endogenen Faktoren un- 
terschieden werden. Die exogenen Faktoren liegen außerhalb unserer Versorgungssysteme, 
die endogenen bilden sich in diesen selbst. 

Die exogenen Faktoren wollen wir wiederum in 2 Gruppen trennen. Die eine umfaßt 
die Faktoren, die außerhalb unserer vier Ökonomiken (Markt-, Verbands-, Kreislauf- 
und Wahlökonomik) liegen und für unsere Wissenschaft Daten bilden. Die andere Gruppe 
besteht aus den Faktoren, die nicht in den Bereich der Mikroökonomik (= Marktökono- 
mik) fallen. Sie sind insofern Daten für eine mikroökonomische (= marktökonomische) 
Betrachtungsweise, wenngleich sie innerhalb unserer vier Ökonomiken - als Einheit ver- 
standen - Problemgrößen darstellen. Zu den exogenen Faktoren, die Daten aller vier 
Ökonomiken darstellen, seien genannt: 

1. vom Menschen bislang unbeeinflußbare Naturereignisse: z. B. Überschwemmungs- 
katastrophen, Erdbeben, Epidemien; 

2. bislang nicht beeinflußbare Verhaltensänderungen der Menschen: z. B. Änderungen des 
regenerativen Verhaltens; Bewußtseinsänderungen globalen Ausmaßes (Moden, Fana- 
tisierungen, Ideologien). (Zu beachten: Es gibt auch beeinflußbare Verhaltensänderun- 
gen.) 

3. bislang nicht beeinflußbare technische Entwicklungen (technischer Fortschritt aufgrund 
individueller Erfindungen). (Zu beachten: Es gibt auch beeinflußbaren technischen 
Fortschritt.) 

Diese Gruppe an exogenen Faktoren 104 , die Daten der vier Ökonomiken sind, stellen den 
Katalog dessen dar, was wir nicht selber lösen können oder nicht glauben, lösen zu können, 
und deshalb den Nachbardisziplinen überlassen. Wir beschränken uns auf eine Aufzählung. 
Die zweite Gruppe der exogenen Faktoren bilden die Daten der klassischen Mikroöko- 
nomik, die jedoch grundsätzlich Variable der Sozialökonomik darstellen. Hier handelt es 
sich um Fragen, die wir zwar als Mikroökonomiker vorläufig als außerhalb unseres 
Arbeitsfeldes liegend bezeichnet haben, die wir aber grundsätzlich doch mit Hilfe unserer 
Ökonomiken glauben behandeln zu können 105 . Zum Beispiel: 

1. Kriege, Revolutionen, Zusammenbrüche von Volkswirtschaften; 

2. Expansion oder Kontraktion anderer Versorgungsbereiche (Bedarfsmärkte) als der von 
uns aus mikroökonomischer Sicht gerade analysierten; 

3. Expansion aller anderen Versorgungsbereiche, also die konjunkturelle Entwicklung und 
der Trend zur Wohlstandsgesellschaft; 

4. beeinflußbarer und regelbarer sozio-technischer Fortschritt; Erfindung neuer sozialer 
Systeme; Erfindung und Verbreitung neuer Bedürfnisse. 

Auch bei diesen exogenen Faktoren beschränken wir uns hier auf eine Aufzählung. Da es 
sich bei ihnen um Daten der Mirkoökonomik handelt, sind diese ja definitionsgemäß aus 
unserer vorliegenden mikroökonomischen Untersuchung ausgeschlossen. 

6. 1.2. 2 Endogene Bestimmungsfaktoren der Entwicklung 

Soziale Systeme können die Fähigkeit besitzen, auf Entwicklungen (die z. B. durch exo- 
gene Faktoren ausgelöst wurden) ihrerseits mit Entwicklungen zu reagieren. Diese sekun- 
dären Entwicklungen können wiederum tertiäre Entwicklungen auslösen und so fort. Set- 
zen wir innerhalb dieser Entwicklungsreihe an, so stellen wir fest, daß die unmittelbaren 
Ursachen im System selbst liegen. Wir nennen sie deshalb endogen. 

Die Entwicklungsdynamik, die soziale Systeme aus sich selbst hervorbringen, resultiert 
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aus Gleichgewichtsprozessen. Wir werden uns an anderer Stelle noch eingehend mit 
der Gleichgewichtstheorie beschäftigen, so daß es hier ausreichen mag, darauf hinzuwei- 
sen 106 . 

6.1.3 Entwicklungs arten 

6. 1.3.1 Wachstum und Strukturdynamik 

Wir wollen zwischen zwei Entwicklungsarten unterscheiden, zwischen Wachstum und 
Strukturdynamik. Beim Wachstum gehen wir davon aus, daß die Anzahl der Elemente 
und der Beziehungen in einem System dieselben bleiben; es verändert sich das Volumen . 
Die sozialen Aggregate etwa wachsen in bezug auf die Individuen, die sie umfassen. Die 
Beziehungsströme (Leistungs- und Lenkungsströme) wachsen, indem sie breiter, umfang- 
reicher werden. 

Negatives Wachstum nennen wir Schrumpfung. 

Strukturdynamik bedeutet eine Veränderung der Zahl der Elemente und/oder ihrer 
Beziehungen. Die Zahl der Elemente oder die Zahl der Beziehungen zwischen ihnen nimmt 
zu bzw. ab. Wir sprechen dann von einer Steigerung (Verminderung) des Komplexitäts- 
grades. 

Im allgemeinen erfolgen Wachstum und Strukturdynamik gleichzeitig. Möglicherweise 
verursachen sie sich auch gegenseitig. In diesen Fällen ist es dann besonders wichtig, beide 
Entwicklungsarten voneinander zu trennen. 

6. 1.3. 2 Entropie der Entwicklungen 

Wir haben Wachstum und Schrumpfung, Steigerung und Minderung des Komplexitäts- 
grades nebeneinandergestellt. Weiter ist zu fragen, inwieweit ein Wachstumsprozeß z. B. 
in eine Steigerung des Komplexitätsgrades und ein Schrumpfungsprozeß etwa in eine 
Minderung des Komplexitätsgrades übergehen kann. Wir müssen feststellen, ob soziale 
Entwicklungen auch umkehrbar sind. Es lassen sich einseitige, nicht umkehrbare Entwick- 
lungen beobachten, etwa soziale Systeme, die nur wachsen können, bei einer Schrumpfung 
jedoch zusammenbrechen, oder soziale Systeme, deren Komplexitätsgrad nur einseitig 
zunehmen kann. Diese in die Systeme »eingelagerte Einbahn« nennen wir Entropie (ein- 
gelagerte Wendung). 107 

In der Physik wird von einer Entropie berichtet, die in der Richtung einer Entdifferenzie- 
rung erfolgt. Durch die Erosion z. B. werden die Höhenunterschiede abgetragen. Durch 
Ausbreitung der Wärme erfolgt ein allgemeiner Wärmeausgleich 108 , der letztlich den 
Wärmetod des Universums bedeutet. In der Biologie 109 dagegen wird von einer Entropie 
in Richtung einer Höherdifferenzierung gesprochen. Im Kampf der Arten haben sich die 
höherdifferenzierten Lebewesen durchgesetzt. Für die Ökonomik können wir einige all- 
gemeine Thesen zur Frage der Entropie nutzbar machen. Goetz Briefs z. B. hat die 
moderne Demokratie eine »Schön wetterverfassung« genannt. Sie könne nur bei wirt- 
schaftlicher Expansion, nicht jedoch bei einer scharfen Depression existieren. Hermens 
und Kaltefleiter haben gezeigt, daß eine relative politische Stabilität nur in Zeiten der 
Expansion, des Wachstums möglich ist. Krisen und Depressionen hingegen sind Nährboden 
für extremistische Bewegungen und Parteien, deren Demokratieverständnis zumindest 
fragwürdig ist. Einer Demokratie ist also im wirtschaftlichen Bereich die Norm bereits 
vorgegeben, einseitig auf wirtschaftliches Wachstum ausgerichtet sein zu müssen 110 . 
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6.1.4 Entwicklungsketten 

6. 1.4.1 Dynamische Elemente und dynamische Systeme 

Um die Gesamtheit der Entwicklungszusammenhänge zu erfassen, wollen wir sie auf- 
gliedern. Das muß notwendigerweise willkürlich geschehen, denn die Geschichte bildet 
eine in sich zusammenhängende Struktur, die nur angenommene, aber keine wirklichen 
Zäsuren kennt m . Trotzdem stellen wir Entwicklungszusammenhänge fest, die mehr 
oder weniger dicht sind. 

Die in sich zusammenhängende Entwicklungsstruktur der Geschichte wiederholt sich nicht. 
Wir stellen aber typische Entwicklungsvorgänge fest, die häufig in gleicher oder ähnlicher 
Form auftauchen. Wir können aus der Gesamtstruktur der Geschichte solche Entwicklungs- 
gruppen ausgliedern. Wir können diese weiter unterteilen und stoßen schließlich auf 
typische Entwicklungszusammenhänge, die sich sinnvoll nicht mehr weiter aufgliedern 
lassen. Diese kleinsten Operationellen Entwicklungseinheiten wollen wir Entwicklungs- 
schritte nennen. 

Die Entwicklungsschritte bilden für unsere Analyse gewissermaßen dynamische Elemente. 
Die dynamischen Elemente setzen sich zu dynamischen Systemen (Entwicklungsgruppen) 
zusammen. Diese bilden wiederum Teile umfassenderer dynamischer Systeme (säkulare 
Trends) usw., bis die Gesamtheit aller dynamischen Systeme im Gesamtsystem der Ge- 
schichte (das System schlechthin) aufgeht. 

Wenn wir in unserer Analyse Entwicklungsschritte aus der Geschichte pointierend heraus- 
heben, muß dem die Synthese von Entwicklungsganzheiten (dynamischen Systemen) fol- 
gen. Nur auf diese Weise behalten wir im Blick, daß die dynamischen Elemente und Sub- 
systeme letztlich unwiederholbare Ganzheiten in der Geschichte sind. Sie sind in den histo- 
rischen Gesamtzusammenhang eingebettet und können lediglich durch unsere Erkenntnis- 
und Darstellungsmethoden isoliert werden, so daß sie auf diese Weise einen Anfang und 
ein Ende gewinnen. 

Dynamische Systeme (Entwicklungsgruppen) können Entwicklungsketten und Entwick- 
lungskreisläufe bilden. 

6. 1.4. 2 Entwicklungsketten 

In einer Entwicklungskette folgen einander im zeitlichen Ablauf mehrere typische Ent- 
wicklungsschritte (dynamische Elemente). Sie bedingen sich dabei gegenseitig. Entwick- 
lungsketten können mehr oder weniger lang sein. 

Bisweilen können wir Entwicklungsketten auch als unterbrochene Ketten beobachten 112 . 
Dann werden die typischen Entwicklungsfolgen der Kette vorübergehend von anderen, 
etwa exogen verursachten Entwicklungen, überlagert. Sobald diese stärker wirkenden, 
überlagernden Entwicklungen jedoch wieder abflauen, tritt das Entwicklungsbild unserer 
Entwicklungskette wieder hervor. 

Typische exogen bedingte Entwicklungsüberlagerungen bildeten in der jüngsten Vergan- 
genheit die beiden Weltkriege und die nationalsozialistische Zeit (exogene Faktoren). So 
können wir feststellen, wie viele soziale Systeme in Deutschland 1945 wieder dort ange- 
knüpft haben, wo sie 1933 oder 1936 in ihrer Eigenentwicklung von außen gestoppt 
worden waren. 

Wenn wir von typischen Entwicklungsketten sprechen, so besagt das nicht, daß alle sozia- 
len Systeme diesen Entwicklungslinien notwendig und immer folgen. Vielmehr gibt es 
auch Ausnahmen. Es ist oft praktischer und einfacher, bei der Analyse der Entwicklung 
eines sozialen Systems gerade diese Abweichungen von einer typischen Entwicklungskette 
herauszuarbeiten, also gewissermaßen in einem negativen Verfahren vorzugehen, als die 
gesamte Entwicklung in ihrer Einzigartigkeit darzustellen. 
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Bei diesem Negativ-Verfahren kann unter Umständen die Analyse sehr viel rascher aus- 
geführt und dargestellt werden. 

6.1.5 Entwicklungskreisläufe 

6. 1.5.1 Stationäre Kreisläufe 

Wir wollen ein besonderes Augenmerk den Entwicklungsketten widmen, die in sich selbst 
zurückführen. Hier führt etwa der Entwicklungsschritt »von A zu B« zu einem zweiten 
Entwicklungsschritt »von B zu C«, um wiederum einen neuen Entwicklungsschritt »von 
C zu A« auszulösen und so fort. Die dynamischen Elemente sind also hier kreislaufartig 
hintereinander geschaltet. Sie führen immer wieder aufeinander zurück und bringen damit 
immer wieder dasselbe System aus sich hervor. 

Kreisläufe in Entwicklungen zu erkennen, ist von außerordentlicher Bedeutung, weil da- 
durch viele Mißverständnisse ausgeschlossen werden können. Bisweilen haben sich nämlich 
Wissenschaftler durch die Feststellung der Unveränderlichkeit sozialer Zustände täuschen 
lassen. Sie nahmen an, daß die Unveränderlichkeit sozialer Zustände »Friedhofsstille« 
bedeute, also die Abwesenheit jeglicher Dynamik 113 . Daß das nicht zutreffen muß, zeigt 
die Feststellung von dynamischen Kreisläufen. In einem solchen Kreislauf kann die Dyna- 
mik außerordentlich groß sein. Alle Aggregate sind unter Anspannung aller ihrer Kräfte 
in Bewegung. Ihre Tätigkeit führt jedoch so aufeinander zurück, daß ihr Ergebnis die 
Reproduktion des schon bestehenden sozialen Systems ist. Man mag das positiv oder nega- 
tiv beurteilen — so hat dies die funktionalistische Schule Talcott Parsons positiv 114 
beurteilt, die Konflikttheorie Dahrendorfs 115 jedoch abgelehnt -, wichtig ist hier, fest- 
zustellen, daß die stationäre Stabilität eines Systems gerade durch dynamisches Kreislauf- 
geschehen am besten erklärt werden kann. Das System erhält sich hier selbst. 

Eine Systempolitik, die sich bemüht, Systeme unverändert zu erhalten, sollte sich bemü- 
hen, ihre innere Dynamik kreislaufartig in sich selbst zurückzuführen. Umgekehrt muß 
eine Systempolitik, die eine neue Ordnung erstrebt, unter Umständen bemüht sein, 
kreislaufartig in sich geschlossene Systeme durch Setzung von äußeren Daten aufzu- 
brechen 116 . 

6. 1.5. 2 Kumulative Kreisläufe 

Kreislaufprozesse können so in sich zurückführen, daß sie zwar keine Strukturdynamik, 
wohl aber Wachstum verursachen. Während also die Struktur des Systems sich immer wie- 
der reproduziert, beginnen etwa unter dem Einfluß der Kreislaufdynamik die Aggregate 
sich zu dehnen: Es werden immer mehr Individuen in sie hineingezogen. Oder aber es be- 
ginnen die Ströme (Lenkungs- oder/und Versorgungsströme) anzuschwellen. Ein solches 
Geschehen nennt man üblicherweise einen kumulativen Prozeß. 

Kumulative Prozesse können in Richtung eines größeren oder eines geringeren Volumens 
ablaufen. Wir sprechen dann von kumulativen Wachstums- oder Schrumpfungsprozessen. 

6.1.6 Komplexe Entwicklungen 

Mit den erarbeiteten Begriffen und Instrumenten können wir nun Entwicklungs&omp/exe 
erfassen. Wir können synthetisch Vorgehen und aus Entwicklungselementen Systeme der 
Entwicklung zusammensetzen. Dabei können wir Wachstumsprozesse mit Prozessen der 
Strukturdynamik kombinieren. 

An einem willkürlichen Beispiel soll ein solches System komplexer Entwicklungen zu- 
nächst abstrakt Umrissen werden. Wir werden in den folgenden Abschnitten sodann 
typische Entwicklungskomplexe darstellen. Dabei greifen wir zuerst auf die allgemeine 
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Literatur zurück, um sodann komplexe Entwicklungen speziell mikroökonomischer 
Systeme zu untersuchen. 

Wachstumsprozesse und Strukturdynamik können zu einem Modell komplexer Entwick- 
lungen unter den folgenden Phasen kombiniert werden : 

Erste Entwicklungsphase: Ein einfaches System ist gegeben. Es ist in sich selbst stabil, 
reproduziert sich also immer wieder selbst (stationärer Kreislauf). 

Zweite Entwicklungsphase: Unter dem Einfluß eines exogenen Faktors - z. B. Krieg - 
werden Entwicklungsschritte ausgelöst, die das System komplexer werden lassen. Die 
Entwicklung verläuft auf größere Komplexität der Organisation zu ( Strukturdynamik ). 
Dritte Entwicklungsphase: Das nun komplexer gewordene System findet nach Anpassung 
an die veränderten Daten wieder ein strukturelles Gleichgewicht. Die organisatorische 
Entwicklung ist damit zu einem Stillstand gekommen. Sie verläuft wieder stationär. Nicht 
jedoch das Volumen des Systems. Es schwillt in einem kumulativen Wachstumsprozeß an. 
Das System ist inzwischen so effizient geworden, daß die Aggregate und die Ströme 
zwischen den Aggregaten wachsen. 

Vierte Entwicklungsphase : Das Wachstum des Volumens wirkt als endogener Entwick- 
lungsfaktor. Die Organisation des Systems kann dieses Volumen nicht mehr bewältigen. 
Damit setzen neue Entwicklungsschritte der Strukturdynamik ein. 

6.2 Spezielle Entwicklungstheorien 

6.2.1 Theorie komplexer Entwicklungsabschnitte 

6.2. 1 . 1 Theorie der Bürokratisierung 

Max Weber 117 hat den Prozeß der Bürokratisierung geschildert. Wir können mit Hilfe 
von ihm geprägter Begriffe eine typische Kombination von Wachstum und Strukturdyna- 
mik im Modell erfassen. Das Modell zeigt uns die Entstehung eines Versorgungssystems 
aus einer Versorgungslücke. 

Wir sehen uns einer Versorgungslücke gegenüber. Der Bedarf ist vorhanden, aber er ist 
latent. Das heißt, von den bestehenden sekundären Organisationen wird er nicht auf- 
genommen. Möglicherweise ist die Versorgungslücke so stark, daß sie bereits diskutiert 
wird. Man spricht von Mangel und beginnt, die Zeitläufte anzuklagen, ein eigentlicher 
Verantwortlicher für den Versorgungsmangel ist jedoch nicht in Sicht. 

In dieser Situation des diffusen Mangels, des latenten Bedarfes, steht ein genialer Anbie- 
ter auf. Es gelingt ihm intuitiv, den Mangel zu erfassen und den Bedarf zu formulieren. 
Was alle längst gefühlt und empfunden haben, faßt er in Wort und Tat. Es gelingt ihm, 
sich sofort und weithin verständlich zu machen. Viele, alle erfassen, worum es geht, und 
stimmen ihm spontan zu. Den genialen Anbieter nennen wir in Anlehnung an Max Weber 
charismatisch (charismatischer Führer). 

Der charismatische Führer spricht den Mangel nicht nur aus, er weiß ihn auch zu besei- 
tigen. Er schafft spontan neue Formen , durch die es möglich wird, Versorgungen zu leisten. 
Selten ist der charismatische Führer ein wirklicher Erfinder. Meist greift er schon seit 
längerem bestehende Ansätze auf, fügt sie in richtiger Weise zusammen und verhilft ihnen 
zum Durchbruch. 

Um die bisher mangelnde Versorgung in Gang zu bringen, bedarf es eines ersten großen 
Sprungs nach vorn. Der Entwicklung muß gewissermaßen vorgegriffen werden. Der 
geniale Anbieter ist seiner Zeit voraus. Bis ihn seine Zeit eingeholt hat, muß er eine 
Durststrecke durchstehen, was nicht immer gelingt. Hier ist Kredit notwendig. 

Es geht um Vorschuß an Vertrauen. Die Anhänger dürfen sich nicht durch Rückschläge 
beirren lassen. Es geht um Vorschuß an Mitteln und Geld. Mittel müssen aufgebracht wer- 
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den, ohne daß die neue Versorgung dies schon begründen könnte. Wir beobachten, wie 
Stifter und Spender zunächst nur wegen der Persönlichkeit des Charismatikers Mittel zur 
Verfügung stellen, ohne im einzelnen zu verstehen, wozu er sie verwenden will. 

Die nächste Phase bringt dann den Erfolg. Der Erfolg gibt Recht. Innerhalb kurzer Zeit 
breitet sich die neue Versorgungsmöglichkeit aus. Der Charismatiker wird nachgeahmt, 
wobei er nicht nur imitiert wird, sondern man sich ihm auch anschließt. Er macht Schule, 
gründet Dependencen und Missionen. 

Zuerst schart sich eine kleine Gruppe um den Charismatiker. Eine Jüngerschaft, in der 
jeder jeden kennt. Es handelt sich um eine primäre Gruppe. Allmählich aber wird die 
Anhängerschaft größer. Immer mehr beteiligen sich. Die Gruppe wird unübersichtlich, man 
weiß nicht mehr, was überall vor sich geht, das Kontakthalten wird schwierig. 

Noch hält der Charismatiker alles zusammen. Er reist, schreibt Briefe, er ruft die Grup- 
penführer zu sich. Allmählich aber wird die Größe der Gruppe zum Problem. Organi- 
sation wird notwendig. Der Charismatiker befaßt sich damit, Regeln aufzustellen, Richt- 
linien zu geben. Meist schreibt er sie nicht selbst im Zusammenhang, sondern sie werden 
von seinen Jüngern zusammengestellt. 

Wenn der Charismatiker stirbt oder abtritt, hinterläßt er gewöhnlich ein Wirrwarr. Er 
war vielleicht ein guter Organisator, aber ein schlechter Bürokrat. Bürokraten werden 
die Nachfolger, die sich aus seinem Charisma legitimieren, diese Legitimation vielleicht 
später in Erbfolgerechte wandeln oder sich durch Wahl bestätigen lassen. Sie schaffen den 
Apparat, die Bürokratie. Das sekundäre System entsteht. 

Feste Regeln werden geschaffen. Man ist jetzt nur noch mit bürokratischen Mitteln und 
durch Anweisungen in Kontakt. Die charismatischen Formen beginnen zu erstarren. 

Der grundlegende Zusammenhang dieser idealtypisch geschilderten Entwicklung besteht 
in folgender Entwicklungskette: 

- latenter Bedarf, 

- neue Versorgungsmöglichkeiten, zunächst charismatisch rudimentär angeboten, 

- Versorgungserfolg, 

- Wachstum der Gruppengröße, 

- Unübersichtlichkeit der großen Gruppe, 

- Organisation zum sekundären System, 

- Bürokratisierung und Verlust des Charismas. 

Das Charisma wird zuerst durch die Bürokratie ergänzt, schließlich abgelöst. Das ist durch 
den Erfolg und das Wachstum der Gruppe bedingt. Der Prozeß ist nicht umkehrbar. Aus 
einem bürokratischen Apparat ließe sich keine charismatische Gruppe entwickeln. Es 
besteht also eine Entropie zur größeren Komplexität. 

6 . 2 . 1.2 Theorie der Aufrüstung der Verbände 

Wir wollen nun einen anderen typischen Entwicklungsprozeß darstellen und verwenden 
dazu Werkzeuge, die J. K. Galbraith zur Verfügung gestellt hat 118 . Wir gehen wie im 
vorgenannten Modell wiederum von einer unzureichenden Versorgung aus. Wir wollen 
jedoch keine Versorgungslücke annehmen, sondern unterstellen Versorgung durch einen 
Markt , der allerdings als monopolistischer Markt die Versorgungsprobleme nicht befrie- 
digend zu lösen vermag. Bei hohen Monopolpreisen bleibt die Versorgung gering. 

Die von uns angenommene Situation räumt der einen Marktseite (den monopolistischen 
Produzenten) Marktmacht ein. Setzen wir hier das GALBRAiTHsche Aufrüstungstheorem 
an, so entsteht durch die Marktmacht ein Entwicklungsprozeß, dessen Strukturdynamik 
zu einer größeren Komplexität des Systems führt. Unter dem Druck der Monopolisten 
und der minderen Versorgung schließt sich das Aggregat der Konsumenten zu einem 
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Abnehmerverband zusammen. Wir können, um diesen ursprünglichen Organisationspro- 
zeß zu verstehen, den oben geschilderten Bürokratisierungsprozeß in unser Modell ein- 
bauen. Ein genialer Verbandsführer erkennt die Situation. Er spricht aus, was nottut und 
schart um sich eine Gruppe, welche die Keimzelle des neuen Verbandes (Verband V c in 
der Figur 42) wird. Er startet erste Aktionen gegen das Monopol. Erfolge geben ihm 
recht, neue Mitglieder strömen dem Verband bald zu. Der Verband wird schließlich zu 
einer bürokratischen Organisation. 

Das Prinzip der Gegenmacht ist jedoch nicht nur einseitig, sondern wechselseitig zu ver- 
stehen. Der neuorganisierte Verband übt nun seinerseits Macht aus. Er kann z. B. seine 
Mitglieder zu monopsonistischem Verhalten veranlassen und damit die Stellung der mono- 
polistischen Anbieter schwächen. 

Die Produzenten sehen ihre bisherige starke Stellung beeinträchtigt. Es wird vor ihren 
Augen demonstriert, was Verbandsmacht zu bewirken vermag. Sie setzen sich zur Wehr 
und rüsten ebenfalls in einem Verband (Verband V p in der Figur 42) auf. Dem ersten 
Aufrüstungsschritt zum Verband V c folgt damit ein Aufrüstungsschritt zum Verband V p . 
Aus dem ursprünglichen ökonomischen Markt (mit den Marktaggregaten P und C) ist 
damit ein komplexes System geworden, das zusätzlich zwei Verbände (V c und V p ) 
umfaßt. 




Figur 42 ©---<$—© 

In diesem komplexen System wirkt nun jeder neuerliche Aufrüstungsschritt des einen Ver- 
bandes als endogener Faktor zu einem weiteren Aufrüstungsschritt des anderen Verbandes 
und so fort. Es entsteht eine Entwicklungskette , die das System organisatorisch immer dich- 
ter werden läßt. Diese Entwicklungskette endet dort, wo keiner der beiden Partner mehr 
die Möglichkeit sieht, durch eine weitere Aufrüstung seines Organisationsgrades seine Lage 
zu verbessern. 

Der GALBRAiTHsche Aufrüstungsprozeß zeigt uns, wie sich über einem monopolistischen 
Markt ein Überbau von zwei Verbänden organisiert. Hat die Entwicklung einmal einge- 
setzt, so greift sie kettenförmig ineinander fort. Entwickungsschritt folgt auf Entwick- 
lungsschritt. Die Entwicklungskette zeigt Entropie zu höherem Komplexitätsgrad des 
Systems. 

Ursache der Entwicklung ist die natürliche Marktmacht , die sich in Minderversorgung aus- 
wirkt. Die ursprüngliche Marktmacht besteht in einem natürlichen Monopol der einen 
Marktseite. Wir können uns nun fragen, unter welchen besonderen Versorgungsbedingun- 
gen ein solches natürliches Monopol im allgemeinen zu erwarten steht. 

Zur Beantwortung ziehen wir das FiSHER-CLARKsche 120 Sektorenschema heran. Fischer 
und nach ihm Clark und Fourastie haben die gesamte Versorgung in 
drei Sektoren eingeteilt. Diese umfassen im wesentlichen 

1. Landwirtschaft 

2. Industrie und 

3. Dienstleistungen. 

In allen drei Sektoren stoßen wir auf Monopole. Im Industriesektor sind diese jedoch 
verhältnismäßig schnell abzubauen. Der technische Fortschritt ermöglicht im allgemeinen 
relativ rasch, Substitutionsgüter zu erstellen. Ehe noch die Marktgegenseite zur Verbands- 
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bildung schreiten kann, sind gewöhnlich die Substitutionsgüter, angelockt durch die hohen 
Monopolprämien, schon auf dem Markt. Im sekundären Sektor ist deshalb die Tendenz 
zur Bildung komplexer Verbandssysteme relativ gering. 

Nicht so in den anderen beiden Sektoren. Der primäre Sektor der Urproduktion (Land- 
wirtschaft, Bergbau) zeichnet sich durch relativ unelastisches Anbieter- und Nachfrage- 
verhalten aus. Beides begünstigt das Entstehen von Monopolen, die sich nur schwer durch 
technische Neuerungen beseitigen lassen 121 . Im tertiären Sektor der Dienstleistungen sind 
Produktion und Konsum uno actu miteinander verbunden. Die Produktion erfolgt im 
Konsumakt selbst und umgekehrt. Das begünstigt in starkem Maße persönliche, zeitliche 
und räumliche Präferenzen. Sie alle begünstigen die Bildung von dauernden Monopolen. 
Der GALBRAiTHsche Entwicklungsprozeß ist damit vorwiegend im primären und tertiären 
Sektor der Versorgung zu erwarten. Ja, man kann sagen, er ist hier geradezu die Regel. 
Die Versorgung in diesen Sektoren erfolgt zum großen Teil über komplexe Versorgungs- 
systeme, in deren Geschichte die GALBRAiTHsche Entwicklungskette zu finden ist. 

6. 2. 1.3 Theorie der Lobbybildung 

Das Modell eines typischen Entwicklungsprozes läßt sich aus der Lobbybildung ableiten. 
Wir gehen wiederum von einer Minderversorgung aus. Diesmal jedoch sei sie nicht aus 
einem ökonomischen Markt, sondern aus einer Wahl mit einseitigem Machtvorsprung 
entstanden. Wir unterstellen also einen Wahlmechanismus, bei dem der eine Partner (die 
Anbieter: Politiker oder Funktionäre) relativ unabhängig gegenüber dem anderen Partner 
(Nachfrager: Wahlbürger, Mitglieder) seien. Die Politiker (Funktionäre) haben also ein 
Monopol; sie haben nicht mit Konkurrenten um die Macht im Staat (im Verband) zu 
rechnen. 

Insoweit die Politiker (Funktionäre) keine Konkurrenz zu fürchten brauchen, sehen sie 
sich nicht veranlaßt, die größtmöglichen Anstrengungen zur Erfüllung der Wünsche ihrer 
Wähler (Mitglieder) zu vollziehen. Die Versorgung ist demnach für alle Wähler (Mitglie- 
der) oder doch für einzelne Wählergruppen (Mitgliedergruppen) gering. 

Die Wähler (Mitglieder) haben in unserem Modell annahmegemäß keine Möglichkeit, die 
Politiker (Funktionäre) aufgrund ihrer schlechten Leistungen abzuwählen. Sie müssen des- 
halb nach anderen Möglichkeiten einer Versorgungsverbesserung Ausschau halten. Sie kön- 
nen versuchen, sich in einem Verband zusammenzuschließen, der auf die Politiker (Funk- 
rionäre) Druck auszuüben beginnt. Damit entsteht innerhalb des Gesamtverbandes ein 
Unterverband , dessen Ziel Lobbytätigkeit ist. Die Verbandsbildung können wir wiederum 
nach unserem erstgenannten Entwicklungsmodell (M. Weber) verstehen. 

Ist es einer Gruppe gelungen, durch Lobbytätigkeit ihre Situation zu verbessern, so ent- 
steht ein Anreiz für die anderen Gruppen, ebenfalls Lobbyismus zu betreiben. Auf die Bil- 
dung von Lobby verbänden sind gewissermaßen Prämien gesetzt. So führt die eine Ver- 
bandsbildung zur nächsten. Je nach Größe des ursprünglichen Verbandes und nach Anzahl 
und Intensität der Interessen entsteht eine Vielzahl von Lobbyverbänden. 

Auch hier beobachten wir eine Entwicklungskette mit Entropie des Komplexitätsgrades. 
Fragen wir uns wiederum, worin der ursprüngliche Machtvorsprung der Politiker (Funk- 
tionäre) liegt, der diese Entwicklungskette auslöst und untersuchen wir diese Frage ge- 
trennt für den staatlichen und für den nichtstaatlichen Verband. 

Im staatlichen Verband wird die Konkurrenz unter den Politikern durch das Zwei-Par- 
teien-System reduziert. Dieses wiederum kann im Wahlrecht begründet liegen. FIer- 
mens 122 hat gezeigt, daß das Verhältniswahlrecht ein Viel-Parteien-System begünstigt, 
das Mehrheitswahlrecht dagegen auf ein Zwei-Parteien-System hin tendiert. Im staat- 
lichen Verband mit Mehrheitswahlrecht können wir deshalb mit einem Prozeß der Lobby- 
bildung rechnen. 
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Im nichtstaatlichen Verband wird die Konkurrenz ausgeschaltet, wenn der Verband so 
umfassend wird, daß sich keine Nebenverbände neben ihm halten können, und wenn 
gleichzeitig keine innerverbandliche Opposition besteht. Dieser Fall tritt oft dann ein, 
wenn ein Verband zum Zwangsverband ausgebildet wird 122a . Ein ursprünglich freier 
Verband erhält staatliche Privilegien und wird mit öffentlich-rechtlichen Zwangsbefug- 
nissen ausgestattet. Nun müssen ihm alle potentiellen Mitglieder kraft Gesetzes angehören. 
Gleichzeitig wird der Verband auf ganz spezielle Aufgaben ausgerichtet. Es bildet sich ein 
spezialisierter Verwaltungsapparat, dessen Funktionäre praktisch nicht mehr abwählbar 
sind. 

Im spezialisierten Zwangsverband besteht für die Funktionäre nunmehr wenig Anlaß, 
sich den Versorgungs wünschen ihrer Zwangsmitglieder anzupassen. Es ergibt sich eine Min- 
derversorgung mit Verbandsgütern. Diese regt die Lobbybildung an. 

6. 2. 1.4 Theorie der Zahlungsumleitung 

Für ein weiteres Modell zur Strukturdynamik gehen wir von einem komplexen Versor- 
gungssystem aus, das sich aus den Aggregaten der Produzenten und Konsumenten und 
deren jeweiligen Verbänden zusammensetzt. Wir unterstellen, daß ein ursprüngliches 
Angebotsmonopol herrscht, das durch Verbandsbildung ausgeglichen ist (der Prozeß der 
Gegenmachtbildung ist also abgeschlossen). 

Bei ursprünglichem Angebotsmonopol versucht der Nachfragerverband, darauf hinzuwir- 
ken, daß die Preise gesenkt und die Versorgung ausgeweitet werden. Er verhandelt ent- 
sprechend mit dem Anbieterverband, übt auf ihn Druck aus und erreicht - so nehmen wir 
an - bis zu einem gewissen Grade sein Ziel. Die besondere Leistung des Nachfragerver- 
bandes ist es also, seinen Mitgliedern niedrigere Preise und bessere Versorgung zu ver- 
schaffen. Olson, der kollektives Verhalten untersucht hat, kommt indessen zu dem Ergeb- 
nis, daß der einzelne Nachfrager freiwillig nicht in den Nachfragerverband eintreten 
wird 123 . Da die Preissenkung ein Gut ist, von dem Nicht-Verbandsmitglieder nicht aus- 
geschlossen werden können, kommt auch dem Nicht-Mitglied die Preissenkung zugute. 
Zusätzlich hat es gegenüber dem Mitglied sogar noch den Verbandsbeitrag gespart. Das 
Nicht-Eintreten in den Verband ist also vom einzelnen gesehen für den einzelnen durch- 
aus rational. Die Gewerkschaften z. B. klagen bewegt über diese Rationalität der »Tritt- 
brettfahrer« und sinnen auf Abhilfe. 

Der Verband sieht sich noch vor einer zweiten Schwierigkeit. Er kann seine Mitglieder 
nicht zwingen, niedrigere Preise zu bezahlen. Wenn die Mitglieder von sich aus höhere 
Preise bieten, kann der Verband zunächst nichts dagegen unternehmen. 

Tatsächlich können die Nachfrager erwarten, ihre persönliche Versorgung zu verbessern, 
wenn sie über die Tätigkeit ihres Verbandes hinaus noch selbst aktiv werden. Insoweit die 
Verbände nur einen Überbau über dem ursprünglichen ökonomischen Markt gebildet 
haben, können die Nachfrager auch eigene Verhandlungen führen. Sie können sich bereit 
erklären, höhere Preise als die Verbandstarife zu entrichten, um dafür besondere Versor- 
gungsvorteile zu erhalten. Neben den (niedrigeren) Verbandstarifen bilden sich damit 
(höhere) Effektivpreise heraus. Das Abweichen von Tarifen und Effektivpreisen nennen 
wir Preisdrift. 

Die Nachfrager, die einerseits im Nachfragerverband solidarisch handeln, treten anderer- 
seits im ökonomischen Markt infolge der Preisdrift wieder in Konkurrenz und treiben die 
Preise dem ursprünglichen Monopolpreis wieder zu. Der einzelne glaubt, sich einen per- 
sönlichen Versorgungsvorteil verschaffen zu können; tatsächlich gelingt ihm das nicht, 
wenn alle ebenso handeln. 

Der Nachfragerverband kann die genannten beiden Probleme (den Olson-Effekt und die 
Preisdrift) überwinden, wenn er nicht nur verhandelt, sondern auch abrechnet. Der Nach- 
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fragerverband als abrechnender Verband vereinbart nicht nur die Preise, sondern er zahlt 
auch aus. Die Zahlungsströme werden also auf einem Zahlungsumweg über den Nach- 
fragerverband geleitet. Je konsequenter das geschieht, um so geringer wird die Möglichkeit 
für die Nachfrager, noch auszuweichen und auch eigene Zuschläge zu bezahlen. 

Der Anbieterverband wird nun, um seine Position nicht zu verschlechtern, ebenfalls auf 
Abrechnung hinarbeiten. Die Entwicklung führt damit in einem zweiten Schritt auch zum 
Zahlungsumweg über den Anbieterverband. Preisdrift leitet damit die Entwicklung zum 
Zahlungsumweg ein. Die folgende Gesamtfigur mit den Teilfiguren 43-46 zeigt in Teil- 
figur 43 die nur verhandelnden Verbände, in Teilfigur 44 die in direkten Tauschbeziehun- 
gen stehenden Nachfrager und Anbieter. Teilfigur 45 veranschaulicht, daß der Nachfrage- 
verband die Abrechnung für die Nachfrager übernommen hat, Teilfigur 46, daß der An- 
bieterverband diesen Aufrüstungsschritt nachvollzogen hat. 

©•— ^>— -© 

Figur 43 



Figur 44 




Figur 45 




Figur 46 

6. 2. 1.5 Theorie der Kumulationswirkung von Umlagen 

Komplexe Systeme mit Zahlungsumwegen werden gewöhnlich durch Steuerungsströme 
zweiter Ordnung gelenkt. Spezielle Scheine werden dem Zahlungsstrom auf seinem Um- 
weg über die Verbände entgegengeleitet. Ein Kreislauf von Gut- oder Berechtigungs- 
scheinen tritt auf. 

Ein Kreislauf von Berechtigungsscheinen zeigt die Neigung, kumulativ Wachstumsprozesse 
entstehen zu lassen. Der Kreislauf der Steuerungsmittel zweiter Ordnung schwillt hier 
von Runde zu Runde an und treibt damit auch die Geldströme hoch. Wir können diesen 
kumulativen Prozeß aus folgendem Zusammenhang zu verstehen suchen. 

Die Nachfrager werden durch den Verband zu Beginn der Periode mit Berechtigungs- 
scheinen ausgestattet. Diese berechtigen sie, von den Anbietern Versorgungsleistungen ent- 
gegenzunehmen. Die Anbieter ihrerseits reichen die bei Abgabe ihrer Leistungen erhal- 
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tenen Scheine bei ihrem Verband ein und erhalten hierfür Bezahlung. Die Mittel dazu 
erhält der Anbieterverband vom Nachfragerverband, dem er die eingezogenen Gutscheine 
vorlegt. Der Nachfragerverband schließlich zieht die Geldmittel in Form von Verbands- 
gebühren bei seinen Mitgliedern ein. 

Der kumulative Prozeß entsteht in diesem komplexen Steuerungssystem dadurch, daß der 
Nachfragerverband nicht als individuelle Entgelte seine Gebühren einzieht, sondern als 
generelle. Er erhebt also die Finanzierungsmittel nicht nach Maßgabe des Verbrauches, 
sondern global, als monatliche, vierteljährliche oder jährliche Umlagen. Das einzelne Mit- 
glied kann nun seine Versorgung verbessern; denn gleichgültig, wieviel es verbraucht, sein 
Mitgliedsbeitrag als generelles Entgelt für die Versorgung bleibt zunächst davon un- 
berührt. Freilich, für die Gesamtheit der Mitglieder gilt das nicht. Denn in dem Maße, wie 
sie mehr verbrauchen, müssen die Beiträge (Umlagen) erhöht werden. 

Wenn nun einzelne Mitglieder ihre Versorgung durch Mehrverbrauch verbessern, entsteht 
Anlaß für die anderen Mitglieder, dies ebenfalls zu tun. Ein jeder wird sich sagen, daß er 
es nicht den anderen überlassen wolle, sich besser zu versorgen. Wenn alle auf diese Weise 
mehr verbrauchen und die Umlagen demgemäß erhöht werden, entsteht wiederum Anlaß 
für die Mitglieder, die Versorgung durch Mehrverbrauch zu intensivieren, um auf diese 
Weise wieder etwas von den erhöhten Beiträgen »hereinzuholen«. 

Die kumulative Wirkung geht also vom Umlagev er fahren aus. Damit stellt sich die Frage, 
warum der Nachfrageverband vom speziellen Entgelt zum generellen Entgelt übergeht. 
Wir werden uns im Kapitel zur Gleichgewichtsanalyse 124 noch ausführlich damit befas- 
sen. Wir wollen hier nur soweit vorgreifen, daß wir feststellen, daß generelle Beiträge oft 
weniger spürbar sind als spezielle Entgelte. Die Funktionäre des Nachfragerverbandes 
können also damit rechnen, daß sie beim Übergang zum generellen Entgelt (Beiträgen) 
bei sonst gleichen Umständen von den Mitgliedern mehr Finanzierungsmittel erheben kön- 
nen. Aufgrund der geringeren Spürbarkeit sind die Mitglieder also bereit, bei einem Bei- 
tragssystem insgesamt mehr an Finanzaufkommen für ihren Verband beizusteuern als bei 
einem Preissystem 125 . 

6.2.2 Theorie säkularer Entwicklungstrends 

6.2. 2.1 Einfaches dynamisches Modell säkularer Systementwicklung 

Wir haben einzelne typische Entwicklungsverläufe (Systeme von Entwiddungsschritten) 
untersucht. Wir haben sie pointierend aus der Fülle des Geschehens herausgehoben. Die 
einzelnen Entwicklungsverläufe können uns dazu führen, auch größere , historische Ent- 
wicklungen (Systeme von Entwicklungsgruppen) zu verstehen. 

Ein solcher größerer historischer Entwicklungszusammenhang mit einer Entwicklungs- 
dauer von 80-100 Jahren sieht ideal-typisch etwa folgendermaßen aus: 

- Entstehung eines sekundären Versorgungssystems (Markt, Wahl); 

- Auftreten von Monopolen; 

- Entstehen eines Gegenmachtverbandes; 

- Entstehen eines zweiten Gegenmachtverbandes; 

- die Verbände erstarken, sie übernehmen die Abrechnung, Entstehung eines Zahlungs- 
umweges; 

- die Verbände erstarken zu Zwangsverbänden; 

- Bildung einer Lobby von freien Unterverbänden. 

Wir wollen im folgenden die langfristige Strukturdynamik an drei historischen Beispielen 
verfolgen. Entsprechend unserem besonderen Interesse an der Dienstleistungsökonomik 
sind die Beispiele dem Arbeitsmarkt und dem tertiären Sektor entnommen. 
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6. 2. 2. 2 Dynamisches Modell des Arbeitsmarktes 

Mit der Zerschlagung der Zünfte und mit der Bauernbefreiung in der ersten Hälfte des 
letzten Jahrhunderts wurde der Weg frei für die Entwicklung eines ökonomischen Marktes 
für Industriearbeit 126 . Der »Markt für industrielle Arbeitskraft« unterschied sich dabei 
zunächst nicht von dem »Markt für Industriewaren« . Der vielfach erhobene Protest gegen 
den »Warencharakter« der Arbeit vermag diese Feststellung nicht zu ändern, sondern 
höchstens zu unterstreichen. 

Es war ein ökonomischer Markt, auf dem sich der Preis »Lohn« nach den Gesetzmäßig- 
keiten von Angebot und Nachfrage bildete. Der besondere Vorzug der marktlichen Orga- 
nisationsform dieser Zeit ist in der Freizügigkeit zu sehen, die hier in Gegensatz zu den 
handwerklichen Zunftordnungen und den bäuerlichen, patriarchalischen Verfassungen 
trat. Die aus den sich auflösenden, mittelalterlichen Bindungen entlassenen Menschen, die 
nun formell frei über ihr Schicksal entscheiden konnten, zogen in Massen in die Stadt und 
suchten Arbeit in den Fabriken. Durch das in keiner Relation zur Nachfrage stehende 
Überangebot von Arbeitskraft wurde der Lohn bis auf das physische Existenzminimum 
gedrückt. Frauen- und Kinderarbeit verschärften die Konkurrenz. Der Arbeiter wurde 
zum Proletarier 127 . 

Die niedrige Entlohnung ließ keinen Raum, um diesem Schicksal aus eigener Kraft wirk- 
sam zu begegnen. 

Den Markt für Industriearbeit in seiner ersten Phase, wie er etwa um 18 4 5 128 bei der 
Einführung der Gewerbefreiheit durch die Preußische Gewerbeordnung bestand, können 
wir entsprechend unseren früheren Überlegungen durch das Modell des einfachen ökono- 
mischen Marktes wiedergeben (vgl. Figur 47). Das Aggregat der Arbeitnehmer wird 
durch A, das der Arbeitgeber durch U dargestellt. 
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Figur 47 

Der mangelnden Versorgung durch diesen Markt, dokumentiert durch ein extrem niedriges 
Lohnniveau, suchten die Arbeiter zu begegnen. Es bildeten sich Notgemeinschaften und 
Solidargruppen. Diese lehnten sich an die überkommenen Organisationsformen der Zünfte 
und Bruderschaften an, deren Versorgungseinrichtungen wie »Büchsen« und »Laden« als 
Vorbilder dienten. Es waren Selbsthilfevereine für Notfälle und für gegenseitige Hilfe- 
leistungen. Da es den Arbeitern aufgrund ihres minimalen Lohnes nicht möglich war, aus- 
reichende Geldmittel für ihre Selbsthilfevereine abzuzweigen, blieb die Tätigkeit dieser 
Vereine beschränkt. Die Mitglieder der Vereine halfen sich vor allem auch durch gegen- 
seitige Dienstleistungen aus. Die Aktivität der Vereine war indes nicht darauf gerichtet, 
in das Geschehen am Arbeitsmarkt direkt einzugreifen. Es zielte auf die Milderung der 
Dysfunktionen des Marktes. 

Das Modell des Arbeitsmarktes und der Selbsthilfevereine läßt sich in der folgenden Figur 
veranschaulichen. Es zeigt, wie die Arbeiter in den Wahlen (W) die Vorstände der Selbst- 
hilfevereine (V) wählen. Die Vereine schließen schließen sich an den Markt (M) an. 
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Figur 48 
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Das Modell der Figur 48 war vor allem um 1860 aktuell. Damals bildeten sich zahlreiche 
Selbsthilfevereine unter der Initiative charismatischer Führer. Erinnert sei nur an die 
Namen von Kolping, Ketteier , Raiffeisen , Schulze-Delitzsch u. a. 

Freilich, die Verbreitung der Selbsthilfevereine und ihre Leistungen blieben beschränkt. 
Wesentlich für die Weiterentwicklung der Arbeitsmarktbeziehungen wurden die Selbst- 
hilfevereinigungen, die auf die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
direkten Einfluß nehmen wollten: Gewerkschaften und Gewerksvereine, die sich seit 1860 
mehr und mehr konstituierten. 

Um ihre Funktion zu verstehen, müssen wir uns verdeutlichen, daß die schwache Stellung 
der Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt nicht nur durch das Überangebot an Arbeit 
bedingt war, sondern auch durch die größere Marktmacht der Unternehmer. Der Unter- 
nehmer am Ort verfügte im allgemeinen über ein örtliches Monopol. Zudem stand er nicht 
unter dem Zwang zum Vertragsabschluß wie der vermögenslose Arbeitnehmer, der 
gezwungen war, seine Arbeitskraft zu verkaufen, wenn er nicht hungern wollte. 

Diese schwächere Marktstellung der Arbeiter konnten die Gewerkvereine auszugleichen 
versuchen, indem sie für alle Arbeiter mit dem Unternehmer (den Unternehmern) Ver- 
handlungen aufnahmen. Die Gruppenvertreter konnten dem Unternehmer eine geschlos- 
sene Front entgegensetzen. Die in der Vereinskasse angesammelten Fiilfsmittel erlaubten 
die Finanzierung von vorübergehender Arbeitslosigkeit. Diese Möglichkeiten wurden von 
Arbeiterführern zwar frühzeitig gesehen 129 , ließen sich jedoch praktisch nicht realisieren, 
da die Arbeitgeber über ausreichende Mittel verfügten, geschlossene Fronten der Arbeiter 
verhältnismäßig leicht aufzubrechen. 

Ein systematisches Auftreten der Arbeitnehmerorganisationen auf dem Arbeitsmarkt war 
insbesondere solange unmöglich, als staatliche Koalitionsverbote bestanden 13 °. Organi- 
sierte Kampfmaßnahmen, vor allem der Streik, waren davon betroffen. Als schließlich 
die Koalitionsverbote aufgehoben wurden, begann ein beispielloser Aufschwung der 
Gewerkschaften. 

Verhandlungspartner des Unternehmers wurde nunmehr die Gewerkschaft (bzw. die in 
der Unternehmung vertretenen Gewerkschaften). Das Modell dieser sozialen Struktur 
zeigt die Figur 49, in der Gruppenverhandlungen (G) zwischen Arbeitervertretern (V) 
und Unternehmern (U) in das System des Arbeitsmarktes mit einbezogen sind. 



Figur 49 
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Neben diesen Gruppenverhandlungen , die in den Abschluß von Tarifverträgen mündeten, 
bestand weiterhin die alte Marktbeziehung (M) zwischen dem Arbeiter (A) und dem Un- 
ternehmer (U). Die traditionelle Steuerung über den Markt blieb bis zum 1. Weltkrieg 
die Regel. Allerdings war die Tendenz zur Ausweitung der Gruppenverhandlungen auf 
immer größere Gruppen von Arbeitnehmern unübersehbar. 

Das im vorigen Absatz beschriebene Arbeitsmarktsystem entwickelte aus sich heraus 
Kräfte, die auf seine Weitergestaltung hinwirkten. Wir haben diese endogenen Faktoren 
der Strukturdynamik oben mit Hilfe des Galbraiththeorems dargestellt (countervailing 
power). 

Das Wachstum der Gewerkschaften hielt an. Sie erstarkten und wurden für den einzelnen 
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Unternehmer erst zu beachtlichen, dann zu gleichwertigen, schließlich zu übermächtigen 
Verhandlungspartnern. Dadurch wurden auf der Arbeitgeberseite Kräfte in Bewegung 
gesetzt, die sich mit einer solchen Verschlechterung der eigenen Position nicht abfinden 
wollten. Die Arbeitgeber schritten zur Gründung von Arbeitgeberverbänden, die nun 
ihrerseits ein Gegengewicht gegen die Gewerkschaften abgaben. Die folgende Figur 50 
zeigt, wie die Arbeitgeber (U) Funktionäre (V\j) wählen und (W 2 ), die sie zunächst in ihren 
Verhandlungen (G) mit den Arbeitnehmervertretern (Va) (Gewerkschaften) beraten und 
unterstützen. 




Figur 50 



Der nächste Entwicklungsschritt führt zur Ausbildung des Tarifvertragswesens in beider- 
seitigen Gruppenverhandlungen zwischen den Verbänden (vgl. Figur 51). 
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Figur 51 




Die Entwicklung der Arbeitgeberverbände begann bereits seit der Jahrhundertwende. Die 
Konsolidierung des Systems der Tarifpartner wurde nach dem Ersten Weltkrieg erreicht, 
als die Arbeitgeber die Gewerkschaften als Vertreter der Arbeitnehmer anerkannten. 

Das in Figur 51 wiedergegebene Modell eines organisierten Arbeitsmarktes ist seither 
(abgesehen von Gleichschaltungen in der nationalsozialistischen Zeit) für die Verhältnisse 
in der Bundesrepublik bestimmend gewesen. 

Eine Weiterentwicklung bahnt sich indes an. Unter dem Zeichen einer staatlichen Global- 
steuerung hat sich die Politik mehr und mehr auch in die Verhandlungen am Arbeitsmarkt 
eingeschaltet. Die »Konzertierte Aktion« bildete die Plattform, auf der Politiker und 
Funktionäre der Tarifverbände zu Verhandlungen zusammentrafen 131 . Damit war die 
Entwicklung zu einem politisierten Arbeitsmarkt, wie ihn die Figur 52 zeigt, eingeleitet. 
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Figur 52 
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6. 2. 2. 3 Dynamisches Modell der Gesetzlichen Krankenversicherung 

Die Einführung des allgemeinen Versicherungszwanges in der Krankenversicherung im 
Jahre 1884 132 ist zwar das bekannteste Datum in der Geschichte der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung, markiert aber keineswegs den Beginn ihrer Entwicklung. Die Vorläufer 
reichen weiter zurück. Wir wollen sie mit unserer dynamischen Analyse erfassen. 

Mit der endgültigen Zerschlagung der Zünfte durch die Gewerbeordnung im Jahre 
1869 133 erhob sich die Frage, was mit ihren ausgedehnten und etablierten sozialen Ein- 
richtungen geschehen sollte. Man sah keinen Anlaß, die Solidareinrichtungen der Gesellen 
und Meister mit den Zünften zu beseitigen. So wurde zwar der Zunftzwang aufgehoben, 
die »Büchsen« und »Laden« konnten aber weiterhin einen gewissen Mitgliederzwang aus- 
üben. Diese Solidareinrichtungen stellten im Krankheits- und Todesfälle eine Barunter- 
stützung zur Verfügung und gewährten den Mitgliedern Unterbringung in einem Spital 
oder/und gegenseitige praktische Hilfe 134 . 

Die Vollzugsorgane und Vorstände der Solidargemeinschaften wurden gewählt. Im Mo- 
dell ergibt sich damit das System einer einfachen Wahl, durch das dieses Versorgungs- 
system gesteuert wird (vgl. Figur 53). 




Figur 53 

Figur 53 zeigt das Aggregat der Mitglieder (V) und das Aggregat der Vollzugsorgane (K). 
Die interne Willensbildung in den Vereinigungen wird mit W bezeichnet. Diese Form der 
Solidarhilfe stand neben der herkömmlichen Marktbeziehung (M) zwischen Ärzten (Ä) 
und Patienten (P) (vgl. Figur 54). Freilich war der Zugang zum Arzt über den freien 
Markt infolge der hohen Honorare nur einer kleinen Gruppe von Gutsituierten möglich. 

Figur 54 

Auf medizinischem Gebiet waren die Leistungen, welche die Solidargemeinschaften zur 
Verfügung stellen konnten, auf gegenseitige Hilfe der Mitglieder untereinander be- 
schränkt. Andererseits war auch die ärztliche Kunst noch nicht sehr weit entwickelt. Das 
änderte sich grundlegend, als mit der starken Aufwärtsentwicklung der Naturwissenschaf- 
ten während des 19. Jahrhunderts die medizinische Hilfe durch Ärzte immer effizienter 
wurde. Die Solidargemeinschaften bemühten sich jetzt, für ihre Mitglieder auch ärztliche 
Hilfe zu gewinnen. Schon seit dem Mittelalter hatten viele »Büchsen« und »Laden« feste 
Verträge mit Spitälern geschlossen, die sich verpflichteten, gegen einmalige Stiftungen 
oder laufende Beiträge Bettenplätze zur Verfügung zu stellen 135 . Diese Vorbilder wur- 
den wieder aufgegriffen. 

Die Solidargemeinschaften versuchten nun in ähnlicher Weise, feste Verträge auch mit 
freien Ärzten abzuschließen. Ferner bemühten sie sich, diese freien Ärzte zu verpflichten, 
die Mitglieder (Versicherte [V]) zu behandeln (m). 

Damit entwickelten sich die Solidargemeinschaften zu Hilfskassen 136 , wie sie die Figur 55 
darstellt. 
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Das Modell der Solidargemeinsdiaften in der Figur 53 wird in der Figur 55 durch das 
Aggregat der Vertragsärzte (Ä) ergänzt, die über einen Markt (M) mit dem Kassenvor- 
stand (K) verbunden sind. Die Dienstleistungen (m) geben die Vertragsärzte unentgeltlich 
an die Versicherten ab. 




m 



Figur 55 

Das System der Hilfskassen mit festen Arztverträgen war im 19. Jahrhundert weit ver- 
breitet, gegenwärtig finden wir es noch im System der Knappschaftskassen mit ihren 
angestellten Sprengelärzten verwirklicht 137 . 

Nicht alle Hilfskassen wählten den Weg, Vertragsärzte fest anzustellen. Einige Kassen 
ließen den Mitgliedern freie Arztwahl. Die Versicherten hatten die Honorare für die 
Ärzte vorzulegen, die Kassen erstatteten ihnen die entstandenen Kosten (Kostenerstat- 
tungssystem). Für die Mitglieder hatte das nicht nur den Vorteil, daß sie den Arzt frei 
wählen konnten, sie brauchten auch keine Vollsicherung einzugehen. Sie konnten vielmehr 
eine Teilversicherung mit Selbstbeteiligung wählen, die wesentlich billiger war. 

Das System der freien Arztwahl über einen freien Markt (M) mit anschließender Kosten- 
erstattung durch die Ffilfskassen (K) zeigt die Figur 56. 

© 



Dieses System war für die V er sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit im 19. Jahrhundert 
typisch. 

In der Weiterentwicklung der Vereine auf Gegenseitigkeit verlor die Wahl der Vollzugs- 
organe der Kassen immer mehr an Bedeutung. Die ursprünglichen Solidarbeziehungen 
unter den Mitgliedern verschwanden in dem Maße, wie die Kassen wuchsen und ihr Mit- 
gliederbestand sich auf das ganze Reichsgebiet verteilte. 

Die Gegenseitigkeitsvereine verzichteten schließlich auf die Durchführung der Wahlen. 
Die Mitgliedschaft wurde durch einen Versicherungsmarkt geregelt und aus den Gegen- 
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Figur 57 
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seitigkeitsvereinen wurden praktisch Versicherungsunternehmen der privaten Kranken- 
versicherung 138 . Zwar führen diese ihre äußere Bezeichnung als »Versicherungs vereine 
auf Gegenseitigkeit« vielfach noch heute weiter, ihre innere Struktur jedoch ist eine rein 
ökonomische geworden. Sie entspricht dem Modell der Figur 57, das den Markt für ärzt- 
liche Leistungen (M^ und den angeschlossenen Versicherungsmarkt (M 2 ) des Versiche- 
rungsunternehmens (K) zeigt. 

Die Entwicklung führte also hier von den ursprünglichen Solidargemeinschaften über die 
Gegenseitigkeitsvereine mit freier Arztwahl zu den Versicherungsunternehmen der priva- 
ten Krankenversicherung. 

Wir kehren nun wieder zu den Hilfskassen mit Vertragsärzten (angestellten Ärzten) zu- 
rück (Modell Figur 55). In diesem System zeigte sich ein typisches Ungleichgewicht. Viele 
Kassen waren nämlich stark angewachsen. Durch einen begrenzten Versicherungszwang 
konnten sie zahlreiche Mitglieder an sich binden 139 . Damit gewannen sie eine gewisse 
Marktmacht. Diese Kassen konnten den angestellten Ärzten ihre Bedingungen diktieren. 
Sie drückten die Honorare, um möglichst billig die Leistungen für ihre Mitglieder zu 
erhalten. Da die Arzthonorare infolge eines Zahlungsumwegs über die Kasse flössen, 
konnten die Ärzte sich dem Druck der Kassen praktisch nicht entziehen. 

Als durch die Bismarcksche Sozialgesetzgebung 1884 der allgemeine Versicherungszwang 
eingeführt wurde, wuchs die Marktstellung der Kassen stärker an 14 °. In der Folgegesetz- 
gebung wurde der Versicherungszwang auf immer breitere Bevölkerungsschichten aus- 
gedehnt 141 , immer mehr Ärzte wurden von den niedrigen Honorarsätzen der Kassen 
betroffen. 

Die Gegenmaßnahmen der Ärzte konnten so nicht ausbleiben. Um die Jahrhundertwende 
begannen die Ärzte, sich zu organisieren 142 . Sie wählten (W 2 ) Ärztevertreter (KV) und 
nahmen mit den Kassen Gruppenverhandlungen (G) auf. Das System der Einzelverträge 
(M) blieb zwar noch lange Zeit bestehen, wurde aber durch Mantelverträge (G^ 143 
ergänzt, die die ärztlichen Vereinigungen mit den Kassen abschlossen. Diese Situation der 
Gesetzlichen Krankenversicherung in der Zeit von 1900 bis 1913 144 gibt in etwa das 
Modell der Figur 58 wieder. 
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Figur 58 

In der Folgezeit verlagerte sich das Gewicht von den Einzelverträgen immer mehr auf die 
Kollektivverträge (von M auf G). Die Einzel Verträge enthielten schließlich nichts weiter 
mehr als das, was durch die Gruppenverhandlungen schon vereinbart worden war. Der 
Markt (M) zwischen den Kassen und den Kassenärzten verschwand (vgl. Figur 59) 145 . 

Der Zahlungsumweg wurde um eine Station, nämlich die der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen, verlängert. In den Gruppenverhandlungen zwischen den Kassen und Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen verloren die Kassen mehr und mehr die Oberhand. Da die 
Ärzte sich überregional organisierten, die Kassen jedoch regional begrenzt waren, gewan- 
nen die Ärzte wieder eine stärkere Position. Dem wirkten die Kassen durch Bildung über- 
regionaler Kassenverbände entgegen. Durch solche Maßnahmen rüsteten beide Partner 
organisatorisch immer mehr auf. Die Entwicklung von 1913 bis 1931 ist dadurch gekenn- 
zeichnet 146 . 
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Figur 59 

In einem allerdings erwiesen sich die Kassen ständig als überlegen. Sie verfügten über die 
Möglichkeit, ihre Mitglieder zum Beitritt zwingen zu können (Zwangsmitgliedschaft). Die 
Ärzteverbände dagegen waren auf freiwilliger Basis organisiert und mußten mit einem 
Austritt ihrer Mitglieder rechnen, wenn sie diese zu sehr in Abhängigkeit zu bringen ver- 
suchten. Das setzte ihrer Macht nach außen eine Grenze: Denn das Korrelat der Macht des 
Verbandes nach außen ist die Abhängigkeit der Mitglieder im Inneren. 

Erst 1931 erhielten auch die Kassenärztlichen Vereinigungen vom Staat das Privileg der 
Zwangsmitgliedschaft. Sie wurden zu öffentlich-rechtlichen Zwangsverbänden der Kas- 
senärzte 147 . Damit fanden die Kräfte zwischen den Verhandlungspartnern auf höchstem 
Niveau des Organisationsgrades wieder ein Gleichgewicht. Dieser hohe Organisationsgrad 
(Zwangsmitgliedschaft) bedeutete aber gleichzeitig, daß von den KV’en ein Druck auf die 
Ärzte ausgeübt werden konnte. Die Ärzte befürchteten nun, daß ihre Handlungsfreiheit, 
die sie in der medizinischen Verantwortung für ihre Patienten und als traditionell »freier 
Beruf« beanspruchen zu müssen glaubten, durch ihre eigene Zwangsorganisation begrenzt 
werde. Gegenüber diesem Druck, der auf sie zukam, organisierten sie sich irj freien Ärzte- 
verbänden , die als Pressure-groups den Kassenärztlichen Zwangsorganisationen entgegen- 
traten 148 . Das einfache Wahlsystem (W 2 ) mit seinem mehrstufigen Aufbau erweiterte 
sich durch die Bildung der freien Verbände (F), die durch interne Wahlen (W 3 ) ihre Wil- 
lensbildung regelten und mit den Kassenärztlichen Vereinigungen in Gruppenverhand- 
lungen (G 2 ) traten (vgl. Figur 60). 
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Figur 60 

Eine Bestandsaufnahme der gegenwärtig existierenden Versorgungssysteme für ärztliche 
Leistungen zeigt nochmals die Figur 61. 

Neben dem einfachen ökonomischen Markt (Figur 54) für wenige, die einen Versicherungs- 
schutz nicht nötig haben oder ihn sich nicht leisten können, insgesamt etwa 2 °/o der Bevöl- 
kerung 149 , finden wir die beschriebenen komplexen Versorgungssysteme mit und ohne 
Zahlungsumwege. Das reine Marktsystem der privaten Krankenversicherung (Figur 57) 
versorgt heute rund 10 °/o der Bevölkerung, die gemischten Systeme der Gesetzlichen 
Krankenversicherung decken dagegen ca. 88°/o des Bedarfs. Gekennzeichnet sind diese 
Systeme durch den Zahlungsumweg. Figur 55 zeigt die knappschaftliche Versorgung mit 
angestellten Sprengelärzten 150 und Figur 60 das allgemeine Modell der Gesetzlichen 
Krankenversicherung 151 . Die gestrichelten Linien sind Konkurrenzbeziehungen, die eine 
gewisse Durchlässigkeit des Gesamt-Versorgungssystems andeuten. 
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6. 2. 2.4 Die Gesetzliche Krankenversicherung und das Pauschalhonorierungsverfahren 

Einen praktischen Anwendungsfall für kumulative Wachstumsprozesse der Verbandslei- 
stungen finden wir bei der Gesetzlichen Krankenversicherung mit Pauschalhonorierung. 
Das Modell dieses Vergütungssystems haben wir an anderer Stelle bereits kurz entwik- 
kelt 152 . Wir wollen es der Übersichtlichkeit halber hier nochmals wiedergeben. Das Mo- 
dell stellt folgende vier Aggregate dar: V — Versicherte; Ä = Ärzte; K = Kassen; 
KV = Kassenärztliche Vereinigungen. Die Geldströme sind durch Pfeile mit dem Index g 
gekennzeichnet: g t = Kassenbeiträge der Versicherten; g 2 = Gesamtvergütung an die 
KV en; g 3 = Honorare an die Ärzte. Der Fluß der Krankenscheine als Steuerungsmittel 
zweiter Ordnung ist durch Pfeile mit dem Index s wiedergegeben: s 4 = Ausgabe der 
Krankenscheine bei den Kassen; s 2 = Vorlage bei den Ärzten; s 3 = Leistungsblätter, die 
die Ärzte einreichen; s 4 = Abrechnungen und Auflistungen der KV’en. 




Figur 62 

Das Modell zeigt einen Zahlungsumweg über zwei Stationen (g^-gg) und einen Kreis- 
lauf von Steuerungsträgern zweiter Ordnung fo-sj. 

Die Besonderheit beim Pauschalhonorierungsverfahren ist, daß die Gesamtvergütung (g 2 ) 
zwischen den Verhandlungspartnern K und KV ausgehandelt wird. Diese Gesamtvergü- 
tung wird nach Abzug von Verwaltungskosten und anderen geringen Abzügen nach Maß- 
gabe der eingereichten Scheine ohne Rest repartiert (verteilt). Den eingereichten Scheinen 
entsprechen die vorher erbrachten Leistungen der Ärzte an die Versicherten (Fälle). 
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Dieses Verfahren überträgt das sogenannte Morbiditätsrisiko kurzfristig auf die Ärzte. 
Steigt die Morbidität (Zahl der Erkrankungen pro Versicherten) an, und erbringen die 
Ärzte entsprechend mehr Leistungen, so entfällt auf jede Leistung (Schein als Leistungs- 
nachweis) nunmehr ein geringerer Geldbetrag. Die Honorare pro Schein sinken. Die 
Gesamtvergütung bleibt gleich. Erst in der (oder den) nächsten Verhandlungsrunde(n) 
können die KV’en unter Hinweis auf die höhere Leistung der Ärzte versuchen, eine größere 
Gesamtvergütung zu vereinbaren. Ist inzwischen die Morbidität wieder abgesunken (z. B. 
nach einer Grippewelle), so gelingt es den Ärzten unter Umständen nicht, eine höhere Ge- 
samtvergütung auszuhandeln. In diesem Falle ist das Morbiditätsrisiko ganz bei den 
Ärzten verblieben. Dasselbe gilt auch für den umgekehrten Fall, daß die Krankheits- 
häufigkeit vorübergehend sinkt. 

Die Übertragung des Morbiditätsrisikos auf die Ärzte wird damit begründet, daß die 
Ärzte in erster Linie auf die Zahl der Krankheitsfälle einwirken können. Das Pauschal- 
honorierungsverfahren (PHV) ist also als Bremse für eine Vermehrung der ärztlichen Lei- 
stungen gedacht. Erhöhte Leistungen sollen sich nicht sogleich »auszahlen«. Hier soll ein 
ökonomisches Interesse bei den Ärzten angesprochen werden, das sie veranlassen soll, bei 
der Abgabe von Leistungen zurückhaltend zu sein. 

Wir wollen nun untersuchen, wie das System wirkt und ob tatsächlich der gewünchste 
Steuerungseffekt eintritt. Wir unterstellen, daß die Verhaltensweisen der Beteiligten nach 
dem Maximierungsprinzip bestimmt werden. Das bedeutet, daß die Versicherten für ihre 
Scheine möglichst viele Leistungen zu erhalten wünschen, daß die Ärzte versuchen, ihr 
Einkommen möglichst zu erhöhen, die KV’en eine möglichst große Gesamtvergütung aus- 
handeln wollen und die Kassen bestrebt sind, ihre Ausgaben möglichst gering zu hal- 
ten 153 . Außerdem unterstellen wir, daß der einzelne Arzt sein Praxisergebnis dadurch 
erhöhen kann, daß er mehr Leistungen erbringt. Auf welche Weise diese Mehrleistungen 
entstehen (ob durch größere Krankheitshäufigkeit der Versicherten oder durch größere 
Leistungsbereitschaft des Arztes), spielt dabei im Augenblick keine Rolle. 

Bei einer Leistungsvermehrung der Ärzte kommt auf die KV’en eine größere Anzahl von 
Einzelleistungspunkten (Leistungsnachweisen, Scheinen) zu. Da nur eine feste Gesamt- 
vergütung zur Verfügung steht, entfällt auf jede Einzelleistung ein geringerer Betrag. Der 
Wert des Einzelleistungspunktes sinkt. Die Ärzte sehen, daß sie zwar verstärkt tätig 
geworden sind, daß sie jedoch dadurch ihr Einkommen nicht erhöhen konnten und kehren 
zur früheren Art ihrer Praxisführung zurück. Damit würde also die Absicht, unter der 
das System errichtet wurde, erreicht. 

Die bremsende Wirkung auf die Leistungsvermehrung kann jedoch nur dann angenommen 
werden, wenn der einzelne Arzt den Zusammenhang erkennt und damit rechnen kann, 
daß die anderen Ärzte ebenfalls die Vermehrung ihrer Einzelleistungen wieder zurück- 
nehmen. 

Das ist nicht sehr wahrscheinlich. Nehmen wir an, daß einige Ärzte bei der vermehrten 
Zahl ihrer Leistungen verbleiben, so können diese ihr Einkommen erhöhen. Gleichzeitig 
müssen die anderen Ärzte eine Einkommenseinbuße hinnehmen, da ja der Wert der 
Einzelleistungspunkte nunmehr sinkt. Um den Einkommensrückgang auszugleidien, füh- 
len sie sich zur Leistungsvermehrung angehalten. Die Rückkehr zum früheren Niveau der 
Leistungen kann also nur angenommen werden, wenn alle Ärzte gleichmäßig handeln. 
Das ist aber ein extremer Sonderfall. 

Man hat versucht, das gleichmäßige Verhalten der Ärzte durch Kontrollen zu erreichen. 
Diejenigen Ärzte, die mit ihren Leistungen wesentlich vom Durchschnitt abwichen, wur- 
den einer Honorarkürzung unterworfen. Die Kontrollen wurden dabei von Ausschüssen 
der KV’en ausgeübt, bei denen auch die Kassen ein mehr oder weniger großes Mitsprache- 
recht hatten 154 . 
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Analysiert man jedoch das Vorgehen bei den Honorarkürzungen, so stellt man fest, daß 
die Kontrollen notwendig auf Durchschnittswerte angewiesen sind. Objektive Maßstäbe 
für einen »angemessenen« Leistungsumfang gibt es nämlich nicht. Wenn aber Durch- 
schnitte zur Norm werden, dann müssen sie sich notwendig von selbst anheben. Diese 
endogene Dynamik wird durch diejenigen bedingt, die unter den Durchschnittswerten lie- 
gen. Sie werden versuchen, ihr Einkommen zu verbessern, indem sie sich mindestens an die 
Durchschnittswerte anpassen. Wenn dieser Anpassungsprozeß gruppenweise geschieht, wer- 
den die Durchschnitte beständig nach oben gedrückt. Die Kontrollstelle kann bei einem 
gleichmäßigen Anstieg der Einzelleistungen zwar eine gleichmäßige Veränderung der 
Durchschnittswerte feststellen, aber nicht alle Ärzte vorladen und ihnen die Honorare 
kürzen. Effektive Kontrollen sind also nur dann möglich, wenn einzelne Ärzte ihre Ein- 
zelleistungen vermehren. Solche wirklichen Einzelfälle haben jedoch nur schwache finan- 
zielle Auswirkungen und lohnen den Aufwand der Kontrolle kaum 155 . 

Geht die Vermehrung der Einzelleistungen jedoch nicht individuell, sondern bei ganzen 
Ärztegruppen vor sich, so sind die Kontrollen in ähnlicher Weise unwirksam wie bei einem 
gleichmäßigen Anstieg des Leistungsniveaus der gesamten Ärzteschaft. In diesem Fall 
wird auch die Ärzteschaft als Ganzes davon betroffen. Insgesamt sinkt der Wert der 
Leistungspunkte. Bei einer Gruppe, die ihre Leistungen vermehrt hat, schlägt sich ein Ein- 
kommenszuwachs nieder. Gruppenweise werden die anderen folgen, wollen sie nicht Ein- 
kommenseinbußen hinnehmen. Bei ungleichmäßigem Ansteigen der Einzelleistungen ist 
also damit zu rechnen, daß weitere Gruppen nachziehen. Diese ziehen wiederum weitere 
Gruppen mit. Indem die anderen Gruppen nachziehen, steigt die Zahl der Einzelleistungen 
weiter an, der Wert der Einzelleistungspunkte sinkt weiter. Dies wird aber jeweils erst 
am Ende einer Abrechnungsperiode bemerkbar, wenn die gestiegene Zahl der Einzellei- 
stungen auf eine konstante Gesamtvergütung trifft. Einzelne Gruppen stellen dann fest, 
daß ihr Einkommen zurückgeht. Das kann für sie ein Anreiz sein, ihre Einzelleistungen zu 
vermehren, um ihr Einkommen zu halten oder zu steigern. Andere Gruppen stellen fest, 
daß die Vermehrung von Einzelleistungen sich für sie bewährt hat, ihr Einkommen ist 
gestiegen. Sie setzen ihre Leistungsvermehrung fort. Es bildet sich ein kumulativer Prozeß 
der Vermehrung der Einzelleistungen 156 . 

Nehmen wir nun an, den KV’en würde es gelingen, im Zuge der Leistungsvermehrung der 
Ärzte auch eine höhere Gesamtvergütung bei den Kassen durchzusetzen. Bei höherer Ge- 
samtvergütung steigen dann die Werte der Leistungspunkte wieder an. Das bewirkt nicht, 
daß der kumulative Prozeß einschläft. Im Gegenteil. Die Ärzte sehen, daß ihre Leistungs- 
steigerung zu einer Einkommenssteigerung führt und werden dadurch angeregt, sie fort- 
zusetzen. 

Analysieren wir nun das Verhalten der Kassen. Die Kassen können auf die Erhöhung der 
Gesamtvergütung verschieden reagieren. Sie können ihre Erfüllungsbereitschaft auf ande- 
ren als den ärztlichen Bereichen reduzieren, um auf diese Weise Beträge freizubekommen, 
und sie können ihre Beitragssätze heraufsetzen. Soweit sie ihre Beiträge erhöhen, fällt die 
Erhöhung der Einzelleistungen auf die Versicherten zurück. Für sie wird die Kassen- 
zugehörigkeit also teurer. 

Die Versicherten können unter Umständen von der Beitragserhöhung gar nichts spüren. 
Für sie ist ja nicht der Anteil am Krankenversicherungsbeitrag in ihrer Belastungspsycho- 
logie merklich, sondern die Summe der Abzüge für Sozialversicherung 157 und Lohn- 
steuer. Die Beitragserhöhung z. B. kann durch eine gleichzeitige Einkommenssteuersenkung 
wieder ausgeglichen werden. 

Unterstellen wir jedoch eine Merklichkeit der Beiträge, so können die Versicherten diese 
zum Anlaß nehmen, ihre Nachfrage nach ärztlichen Leistungen zu senken. Das ist anzu- 
nehmen, wenn die Versicherten glauben, durch eine Einschränkung ihrer Nachfrage die 
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Beiträge senken zu können. Sehr wahrscheinlich ist das nicht. Eher anzunehmen ist eine 
inverse Reaktion. Die Versicherten versuchen, für ihre gestiegenen Beiträge höhere Lei- 
stungen »hereinzuholen«. Wenn sie schon so viel bezahlen müssen, dann wollen sie auch 
etwas davon haben. Die Beitragserhöhung führt damit zu einer Nachfragesteigerung. 

Die oben besprochenen Effekte der Repartition sind derartig, daß die Erfüllungsbereit- 
schaft der Ärzte gewachsen ist. Die erhöhte Nachfrage der Versicherten und die gestie- 
gene Erfüllungsbereitschaft der Ärzte führt zu einem weiteren Ansteigen der Einzellei- 
stungen. Der kumulative Prozeß der Leistungssteigerung findet einen erneuten Anstoß. 
Die Inflation der Leistungen geht sich selbst verstärkend weiter. 

Um diesen Prozeß zu unterbrechen, ist man zunehmend zu einer anderen Abrechnungs- 
methode übergegangen 158 . Eine Reihe von Kassen honoriert nach Einzelleistungsvergü- 
tung. Hier hat der behandelnde Arzt durch die Preisvorschriften der Gebührenordnung 
und die Art und Zahl der von ihm erbrachten Einzelleistungen einen genauen Überblick 
über sein zu erwartendes Einkommen. Die Scheine als Steuerungsträger 159 zweiter Ord- 
nung sind hier also nicht Berechtigungsscheine, deren Geldwert sich erst am Ende der 
Periode ergibt, sondern Gutscheine, deren Geldwert von vornherein bekannt ist. Auch 
bei der Verwendung von Gutscheinen sind kumulative Prozesse möglich; sie sind jedoch 
gemildert, da die Leistungsvermehrung eines Einzelnen (oder einer Gruppe) zwar dessen 
Einkommen erhöht, nicht aber gleichzeitig das Einkommen der restlichen Gruppen senkt. 

6. 2. 2. 5 Dynamisches Modell der Krankenhauspflegedienste 

In den vorangegangenen Abschnitten haben wir eine sekundäre Entwicklungskette be- 
schrieben, die zur Vorherrschaft eines einzigen komplexen Versorgungssystems geführt 
hat; das war das Beispiel des Arbeitsmarktes. Wir haben zum anderen an der Entwicklung 
der Krankenversicherung gesehen, daß sich auch mehrere, zum Teil komplexe Versor- 
gungssysteme ergänzen können und nebeneinander die Gesamtversorgung sicherstellen 
(siehe Gesamtmarktdarstellung der Figur 61). Am Beispiel der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung mit Pauschalhonorierung haben wir ferner kumulative Prozesse und ihre 
Wirkungen beobachten können. Die Wirkungen dieser kumulativen Prozesse haben eine 
Weiterentwicklung des Systems in Gang gebracht. 

Im folgenden werden wir die Entwicklung der Krankenhauspflegedienste beobachten. 
Auch hier stellen wir Wachstumsprozesse und kumulative Prozesse fest, in Verbindung 
mit der Neuentstehung von Versorgungssystemen. 

Die Einrichtung Krankenhaus und die in ihm geleiteten Pflegedienste haben sich im Laufe 
der Geschichte vielfach verändert. Damit hat sich gleichzeitig auch, wie wir in diesem 
Abschnitt zeigen möchten, die Organisation seiner Dienste entwickelt. Die reiche Vielfalt 
der gesellschaftlichen Fürsorgeeinrichtungen des Mittelalters war in der Zeit der Reli- 
gionskriege und der Aufklärung dahingeschmolzen 16 °. Bei Beginn unseres Beobachtungs- 
zeitraumes, etwa um die Wende zum 19. Jahrhundert, stellen wir ein stark reduziertes 
System der Krankenpflege fest. Die damaligen Spitäler waren zugleich Armenhäuser. Jeder 
Kranke, der noch in seine Großfamilie oder in die Familie seines Arbeitgebers (Meisters) 
eingeordnet war, wurde, soweit es eben ging, zu Hause gepflegt 161 . Er hätte sich vermut- 
lich auch nicht gern unter die Außenseiter der Gesellschaft ins Krankenhaus begeben. 
Umgekehrt, jeder der standortlos war, der keinen Rückhalt in der Gesellschaft mehr 
hatte, war infolge der primitiven Lebensumstände, in die er geriet, alsbald einer Krank- 
heit ausgeliefert und kam so, wenn er sich selbst nicht mehr helfen konnte, ins Spital. 

Damit bildete sich ein in sich zurückführender Kreis, der das Krankenhaus immer wieder 
auf das Niveau des Armenhauses drückte. 

Wie erfolgt nun die Rekrutierung der Krankenhauspflegedienste in diesem Krankenhaus- 
Armenhaus? 



82 




Strukturprinzip der frühen Wirtschaft war vor allem die Eigenversorgung. So versorgten 
sich auch die Krankenhäuser bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts selbst mit Pflegedien- 
sten. Diejenigen Kranken, die einigermaßen etwas leisten konnten, die nicht bettlägerig 
oder eben genesen waren, versorgten diejenigen, denen es schlechter als ihnen selbst ging 162 . 
Die erforderlichen Dienste waren durchweg Haushaltsdienste, die nicht eben schwer zu 
erlernen waren. 

Der Eigenversorgung mit Diensten kam die Funktionshäufung im Krankenhaus zugute. 
Wenn das Krankenhaus zugleich auch Altersheim, Entbindungsanstalt, Armenhaus und 
Waisenhaus war, bestand eher die Möglichkeit, das Gleichgewicht zwischen Pflegebedürf- 
tigen und Pflegefähigen zu finden. 

Diese Eigenversorgung mit Diensten durch das Gleichgewicht an Dienstfähigen und Dien- 
bedürftigen konnte freilich nur ein sehr geringes Niveau an Dienstleitungsqualität zur 
Verfügung stellen. Andererseits wurden qualifiziertere Dienste auch nicht benötigt, denn 
jeder Anspruchsvollere suchte sich ja, sofern es eben ging, vom Krankenhaus fernzuhalten 
und wurde von seiner eigenen sozialen Gruppe versorgt 163 . 

Das Modell dieser Versorgung können wir als geschlossenen Kreis des Armenhauses = 
Krankenhauses darstellen. Die Gruppen von Produzenten von Pflegeleistungen und von 
Konsumenten sind identisch. Dieses in sich ruhende, gleichgewichtige System wird nun 
durch autonome Faktoren von außen aufgebrochen. Zwei Faktoren wollen wir kurz 
beschreiben: Der medizinische Fortschritt führt zu einer qualitativen Hebung des medizi- 
nischen Angebotes im Krankenhaus und bewirkt damit gleichzeitig eine Hebung des 
Anspruchsniveaus. 

Die Proletarisierung breiter Schichten führt zu einer Steigerung der Nachfrage nach Kran- 
kenhausleistungen. Dadurch, daß die Arbeitermassen auf das Krankenhaus angewiesen 
sind, bleibt es nicht mehr Sammelplatz der Asozialen allein. Auch das führt zu einer He- 
bung des Anspruchsniveaus. Beides bewirkt eine zunehmende Funktionstrennung im Kran- 
kenhaus. Die Einheit von Krankenhaus und Armenhaus wird gelöst. Ein Krankenhaus 
aber, das das Odium des Armenhauses verliert und in dem qualifizierte medizinische Ver- 
sorgung möglich ist, zieht nunmehr auch wohlsituierte Schichten an 164 . Sie können sich 
jetzt eine bessere Versorgung im Krankenhaus versprechen, als sie ihnen zu Hause möglich 
gewesen wäre. Der medizinische Fortschritt hatte die vorwiegend pflegerische Aufgabe 
des Hospitals alter Prägung grundlegend gewandelt, indem er der ärztlichen Diagno- 
stik und Therapie den bestimmenden Platz im Krankenhaus einräumte 165 . Das wie- 
derum hatte einen bedeutsamen Wandel im Ärztestande zufolge: Die Spitzenkönner 
waren nun nicht mehr unter den Leibärzten der Fürsten, sondern unter den wissenschaft- 
lich und praktisch ausgebildeten Klinikärzten zu suchen. Die »Direktoren der Kranken- 
häuser repräsentierten den Höchststand medizinischen Wissens, man vertraute sich ihnen 
an, zumal auch die Krankenhäuser etwa durch die Bereitstellung von Einzelzimmern ent- 
sprechende Aufnahmemöglichkeiten boten« 166 . Die Faktoren der Entwicklung wirkten 
also alle in derselben Richtung. Sie verstärkten sich dabei gegenseitig. Resultat dieses 
kumulativen Prozesses ist die Auflösung der Funktionenkombination des Krankenhauses/ 
Armenhauses und die Entwicklung zur Klinik. 

Durch die Funktionstrennung zwischen Krankenhaus und Armenhaus ist die Eigenversor- 
gung mit Pflegediensten nicht mehr länger möglich. Die weniger kranken und die gesun- 
den Insassen werden aus dem Krankenhaus entlassen zugunsten der akut Kranken 167 . 
Damit aber verschwinden auch die Pflegefähigen und es bleiben ausschließlich Pflege- 
bedürftige zurück. Das Gleichgewicht zwischen Dienstfähigen und Dienstbedürftigen wird 
aufgelöst. 

Das Krankenhaus muß nun die notwendigen Pflegedienste von außen beschaffen. Es ent- 
wickelte eine quantitativ steigende Nachfrage nach Pflegediensten. 
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Das steigende Versorgungsniveau der Kliniken legt neue Maßstäbe an die Krankenhaus- 
pflege an. Sowohl Ärzte als auch Krankenhausinsassen erwarten qualitativ höhere Lei- 
stungen. Es entwickelt sich demnach eine steigende Nachfrage nach qualitativ besseren 
Pflegediensten. 

Diese quantitativ wie qualitativ steigende Nachfrage nach Pflegediensten ist zunächst 
noch wenig auffallend. Sie wächst erst allmählich und nur in dem Maße, in dem neue 
Krankenhäuser eingerichtet werden. Als mit den Choleraepidemien der Jahre um 1830 
allenthalben Spitäler eingerichtet wurden, entstand ein plötzlicher fühlbarer Nachfrage- 
überhang nach Krankenhauspflegediensten 16S . 

Wir wollen im folgenden untersuchen, welche neuen Systeme entstanden, um diesen Nach- 
frageüberhang abzubauen. 

Hier ist zunächst der ökonomische Markt festzustellen. Ausscheidende, ehemalige Kranke, 
verbleiben als Lohnwärter im Krankenhaus. Zwischen dem Krankenhaus und dem Wärter 
entsteht ein ökonomischer Markt. Verständlich ist, daß die unausgebildeten Lohnwärter 
nicht eben qualitativ hochstehende Pflegedienste erbringen konnten. Zudem bestand ein 
Überangebot an Arbeitskräften. Das Entgelt der Lohnwärter ist demzufolge minimal. 
Uber die Versorgung durch sie wird überall geklagt 169 . Das Modell des Marktes für 
Lohnwärter können wir mit der Figur 63 erfassen. Dabei bezeichnen S die Lohnwärter, 
K die Krankenhäuser, M die Marktbeziehungen. 
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Figur 63 



Die exogenen Faktoren des medizinischen Fortschritts und die Proletarisierung breiter 
Schichten als Folge der einsetzenden Industrialisierung verstärken aber nicht nur das 
Bedürfnis nach Pflege, sondern vor allem das Bedürfnis nach qualitativ hochstehender 
Pflege. Diese Art der Pflege wurde in Frankreich von den sogenannten Barmherzigen 
Schwestern schon seit Mitte des 17. Jahrhunderts praktiziert. Aber erst 1808 wurde mit 
den Clemens-Schwestern in Münster eine ähnliche Kongregation in Deutschland gegrün- 
det 17 °. 

Das Besondere dieser neuen Pflegegemeinschaften war, daß ein ordensmäßiger Verband 
entstand, dessen Mitglieder freilich in den Krankenhäusern, frei von klösterlicher Klau- 
sur, arbeiteten. Die Vorzüge der ordensmäßigen Organisation 171 wie langfristige Bin- 
dung, straffe hierarchische Gliederung und religiöse Zielsetzung wurden mit der Möglich- 
keit kombiniert, in der Welt wirksam zu werden. Die christlichen Gebote der Nächsten- 
liebe motivierten eine gute Pflege der Kranken, die langfristige Bindung ließ neben der 
sozialen Sicherheit der Ordensmitglieder einen großen Erfahrungsschatz an kranken- 
pflegerischem Wissen entstehen, der von Generation zu Generation weitergegeben werden 
konnte. 

Die Mutterhäuser der verschiedenen Kongregationen schlossen mit den Krankenhausträ- 
gern sogenannte Gestellungsverträge ab, in denen sie die gesamte Wirtschaftsführung und 
Krankenpflege im jeweiligen Krankenhaus in eigener Regie übernahmen und dafür gegen 
ein geringes Gestellungsgeld eine Anzahl Schwestern abordneten 172 . Die Gemeinden 
oder andere Krankenhausträger entledigten sich damit der für sie nicht mehr zu meistern- 
den Aufgabe, qualitativ hochstehende Krankenpfleger aufzutreiben. Oftmals konnten sie 
zudem auch noch Finanzmittel einsparen, weil die Barmherzigen Schwestern in den ihnen 
übertragenen Anstalten besser wirtschafteten als die früheren Spitalmeister. Dieses Ver- 
sorgungssystem können wir mit folgendem Modell beschreiben (vgl. Figur 64). 



84 




Figur 64 



Das Mutterhaus (MH) schließt in eigenem Namen für seine Schwestern mit dem Kranken- 
hausträger (K) einen Gestellungsvertrag ab. Die Vertragsbedingungen werden in Grup- 
penverhandlungen (G) von den Parteien ausgehandelt. 

Die Kongregationen breiteten sich in den ersten beiden Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
nur zögernd aus, da sie sich nur wie durch Zellteilung fortpflanzen konnten und der ver- 
fügbare personelle Bestand rasch absorbiert war. Sie waren organisatorisch und personell 
nicht beliebig vermehrbar. 

Da gaben die großen Seuchen in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts und der 
dadurch bedingte plötzliche Nachfragestoß nach guter Krankenpflege den Anstoß zu Neu- 
gründungen von Kongregationen im großen Stil. Von einzelnen charismatischen Führer- 
persönlichkeiten (z. B. Clemens Droste-Vischering in Münster, Theodor Fliedner in Kai- 
serswerth u. a.) wird dabei das System der Kongregationen übernommen, aber auf den 
organisch gewachsenen Kern, die Schwestern des Stamm-Mutterhauses, verzichtet. Jede 
neue Gründung wirkte dabei wieder als Stamm-Mutterhaus, also als Multiplikator. Im 
Jahre 1836 entstand auch auf evangelischer Seite durch Fliedner das erste Diakonissen- 
mutterhaus 173 . 

Einen weiteren Nachfragestoß brachten die Kriege in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Die 
neue Kriegsführung beruhte auf der Mobilisierung von Volksarmeen. Dadurch verviel- 
fachte sich die Zahl der Verwundeten. Die Versorgung der höheren Zahl der Verwundeten 
konnte aber von den Sanitätsdiensten alter Art nicht mehr gewährleistet werden. Florence 
Nightingale war es, die durch ihre Arbeit im Krimkrieg (1854/55) dem Einsatz von 
Frauen in der Kriegskrankenpflege den Weg ebnete 174 . Schon zu Beginn des Jahrhun- 
derts, während der Befreiungskriege gegen Napoleon, hatte es in Deutschland Vater- 
ländliche Frauenvereine gegeben, die ebenfalls die Betreuung der Verwundeten übernah- 
men. Die organisatorische Zusammenfassung dieser Bestrebungen gelang Henri Dunant 
mit der Initiierung der Rotkreuzidee. Um diesen Gedanken zu verwirklichen, entstanden 
auch in Deutschland Rotkreuzvereine, in deren Formationen weibliche Krankenpflege- 
gemeinschaften aufgenommen wurden 175 . Diese Gemeinschaften übernahmen anfänglich 
das System der Mutterhäuser, das wir im vorigen Abschnitt bereits beschrieben haben. In 
einem für die Fortentwicklung dieses Versorgungsbereiches wichtigen Punkt unterschieden 
sie sich allerdings von den konfessionellen Mutterhäusern. Die Rotkreuzmutterhäuser 
waren weltlich, die religiöse Zielsetzung war kein wesentlicher Bestandteil der internen 
Gestaltung. 

Auf die früher tief eingewurzelten Motive der christlichen Nächstenliebe, aus denen sich 
bei den Pflegekongregationen die Leitlinien des praktischen Handelns ableiteten, wurde 
bei diesen neuen Gemeinschaften bewußt verzichtet. Sie wurden durch humanitäre Ideale 
ersetzt. In diesen aber gab es keine Begründung mehr für einen straffen hierarchischen 
Aufbau der Gemeinschaften. In zunehmendem Maße begannen die Mitglieder die Ge- 
schicke ihrer Gemeinschaft selbst in die Hand zu nehmen. Das leitete eine Entwicklung 
ein, die von der Mitbestimmung der einzelnen Schwestern (S) durch die Wahl der Oberin 
als Repräsentantin des Mutterhauses (MH) letztlich zum Schwesternverein vom Roten 
Kreuz führte. Wir können diese Gemeinschaft daher durch das folgende Modell der 
Figur 65 darstellen. Die Gruppenverhandlungen (G) zwischen Mutterhaus (MH) und 
Krankenhaus (K) werden durch die Willensbildungsprozesse in den Schwesternvereinen 
bestimmt. Die Schwestern (S) wählen z. B. in Wahlen (W) die Oberin des Mutterhauses 
(MH). 



85 




Figur 65 
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Neben den beiden Nachfragestößen, die wir als exogene Faktoren der raschen Ausbreitung 
qualitativ wertvoller Krankenpflege genannt haben, beschleunigte und vergrößerte noch 
der anfangs genannte kumulative Prozeß den Bedarf der Krankenhäuser nach Pflege- 
diensten. Die Fortschritte der ärztlichen Kunst verlangen dabei im gleichen Maße nach 
Fortschritten in der Krankenpflege 176 . Die einfachen hygienischen Maßnahmen, mit 
denen man noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts die Ärzte zufriedenstellen konnte, genüg- 
ten den gestiegenen Ansprüchen nicht mehr. 

Mit der Zeit entstand ein Schatz an Verhaltensregeln, die die Krankenschwester beherr- 
schen mußte. Die Beherrschung dieser »Theorie« legitimierte freilich die einzelne Pflegerin 
noch nicht als Krankenschwester. »Schwester« war man nur, wenn man einer der aner- 
kannten Gemeinschaften, die wir oben beschrieben haben, angehörte. 

Der große Bedarf an Pflegekräften veranlaßte die Krankenhäuser in zunehmendem Maß, 
Personen für die Pflege einzustellen, die nicht den genannten Gemeinschaften angehörten. 
Dies waren oftmals ehemalige Mutterhausschwestern, die ausgetreten waren, weil sie Geld 
zum Unterhalt von Angehörigen verdienen mußten oder weil sie ihre persönliche Freiheit 
durch das Mutterhaussystem eingeengt sahen. 

Für diese »wilden« Schwestern war aber kein Platz in den Gestellungsverträgen. Auch 
fehlte ihnen der Rückhalt des Mutterhauses in den Zeiten, in denen sie krank waren, oder 
für die Versorgung im Alter. Kurz, ihre sozialökonomische Situation entsprach der der 
Lohnwärter (vgl. Figur 63), und die war in höchstem Maße unbefriedigend. 

Die »wilden« Schwestern schritten daher zur Selbsthilfe. 1903 wurde die Berufsorganisa- 
tion der Krankenpflegerinnen Deutschlands, der heutige Agnes-Karll-Verband gegrün- 
det 177 . Dieser Schwesternverein vermittelte preiswerte Versicherungen, übernahm Rechts- 
beratung in Streitfällen mit dem Arbeitgeber und richtete eine eigene Stellenvermittlung 
für seine Mitglieder ein. Die Mitglieder entrichteten dafür einen Verbandsbeitrag. Sie be- 
stimmten außerdem die Geschicke und die Aufgaben des Vereins durch die Wahl des 
Vorstandes. Wir zeigen dieses System in folgendem Modell (vgl. Figur 66). 







Figur 66 



Die Schwestern (S) schlossen Arbeitsverträge als Einzelverträge mit dem Krankenhaus 
ab (M), konnten aber über den gewählten Vorstand (SV) versuchen, die Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen zu verändern. Dazu fanden Gruppenverhandlungen (G) zwi- 
schen dem Verein (SV) und dem Krankenhaus (K) statt. 



86 




In späteren Jahren ging auch der Agnes-Karll-Verband teilweise dazu über, analog zu den 
Mutterhäusern (vgl. Figur 65) Gestellungsverträge mit den Krankenhäusern abzuschlie- 
ßen. Dadurch fiel dann für diesen Teil der Mitglieder die direkte Marktbeziehung zwi- 
schen Schwestern und Krankenhaus fort. Es entstand ein Zahlungsumweg über den Schwe- 
sternverband, der nominell der Arbeitgeber der Schwestern wurde. 

Eine wesentliche Aufgabe des Agnes-Karll-Verbandes war die Bemühung um die Verein- 
heitlichung der Ausbildungsrichtlinien für den Krankenschwesternberuf und die Einfüh- 
rung einer staatlichen Prüfung. Dies wurde im Jahre 1906 erreicht. Damit war die Be- 
rufsbezeichnung »Krankenschwester« endgültig von der Zugehörigkeit zu bestimmten 
Gemeinschaften losgelöst. Es konnte ein freier »Markt« für Krankenschwestern entstehen, 
der den verschiedensten Organisationsformen offenstand und nicht von vornherein auf 
bestimmte ideelle Gemeinschaften beschränkt blieb. Auf diesem Markt kamen in der 
Folge auch Organisationen zum Zuge, die bewußt und vorwiegend die materiellen Inter- 
essen der Krankenschwestern als Arbeitnehmer vertraten, die Gewerkschaften. 

Ansätze der gewerkschaftlichen Organisation in diesem Bereich zeigten sich schon 1896, 
als der »Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter« gegründet wurde 178 . Den eigent- 
lichen Durchbruch erzielte diese Organisationsform aber erst mit dem Gesetz über den 
Vaterländischen Hilfsdienst im Jahre 1916. Hierin war die Anerkennung der Gewerk- 
schaften als Sprecher der Arbeitnehmer verankert. Die Krankenschwestern wurden als 
Sektion Gesundheitswesen in die Gliederung verschiedener Gewerkschaften übernommen, 
die nun deren Ansprüche vertraten und in Tarifverträgen zu verankern suchten. Als Ver- 
handlungspartner der Gewerkschaften bildeten sich mit der Zeit Arbeitgebergemeinschaf- 
ten heraus 179 . So entstand im Jahre 1920 der »Reichsverband der privaten und gemein- 
nützigen Kranken- und Pflegeanstalten Deutschlands«. Die Anstalten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände hatten ihre Vertretung innerhalb des »Reichsarbeitgeberverban- 
des deutscher Gemeinden und Gemeindeverbände«, dem Vorläufer der nach dem 2. Welt- 
krieg gegründeten »Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände«. Wir können dieses 
Versorgungssystem in folgendem Modell beschreiben (vgl. Figur 67). 
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Figur 67 



Verhandlungspartner der Gewerkschaften (SV) sind die Krankenhausträger (KT). 

Die von diesen Partnern ausgehandelten Arbeits- und Entlohnungsbedingungen wurden 
mit der Zeit stillschweigend von allen anderen Gruppen übernommen, obwohl die Zahl 
der gewerkschaftlich organisierten Krankenschwestern nie an die der Mutterhausschwe- 
stern oder der in Schwesternvereinen organisierten Gruppen heranreichte. In internen 
Wahlen konnten die Gewerkschaftsmitglieder und die Krankenhäuser Einfluß auf die 
Führung der Organisation und damit der Verhandlungskommission nehmen. 

Die hier beschriebenen Organisationsformen der Krankenpflege konnten naturgemäß nicht 
die ganze Vielfalt der historisdien Erscheinungsformen wiedergeben. Es kam uns vor allem 
darauf an, für jedes Versorgungssystem ein Beispiel herauszugreifen und modellartig 
darzustellen. 
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Bevor wir an einem Stammbaum der Versorgungssysteme auch diejenigen Erscheinungs- 
formen aufzeigen wollen, die heute nicht mehr existieren, wollen wir zuerst den Gesamt- 
markt der Krankenhauspflegedienste in einem perspektivischen Bild darstellen und die 
prozentualen Anteile nennen, mit der die jeweiligen Versorgungssysteme an der Gesamt- 
versorgung gegenwärtig beteiligt sind (vgl. Figur 68). 




Figur 68 



Nach dem Modell der Figur 64 sind heute organisiert: die Angehörigen katholischer Kon- 
gregationen und die Diakonissen der evangelischen Mutterhäuser, insgesamt etwa 27 °/o 
aller Krankenschwestern. Mit der Figur 65 werden erfaßt: die Mitglieder des Verbandes 
der Schwesternschaften vom Roten Kreuz, die Mehrzahl der Mitglieder des Zehlendorfer 
Verbandes für ev. Diakonie, ein Teil der Mitglieder des Agnes-Karll-Verbandes, insge- 
samt ca. 15 °/o. 

Figur 66 beschreibt die Organisation der verschiedenen Schwesternvereine, die einen Anteil 
von etwa 16 % an der Gesamtversorgung haben. Figur 67 gibt das Schema der gewerk- 
schaftlichen Organisation wieder, nach dem zur Zeit rund 13 % der Krankenschwestern 
organisiert sind. 

Die übrigen Krankenschwestern sind nicht organisiert und werden daher in unserem 
Schema durch das System des ökonomischen Marktes dargestellt. Es sind dies zur Zeit 
etwa 29 °/o aller Krankenschwestern 180 (Figur 63). 

Den Stammbaum der Versorgungssysteme für Krankenpflegedienste können wir wie in 
der Figur 69 darstellen. 

Auf der Ordinate haben wir markante Punkte der geschichtlichen Entwicklung eingetra- 
gen und insbesondere das Auftreten exogener Faktoren markiert, die kumulative Prozesse 
der Nachfragesteigerung ausgelöst haben. Die Abszisse zeigt die Breite der Versorgung, 
die einzelnen Versorgungssysteme und die prozentualen Anteile an der Gesamtversorgung 
auf. 
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Figur 69 



Aus der gemeinsamen Wurzel der Eigenversorgung erwachsen zu verschiedenen Zeitpunk- 
ten und mit unterschiedlichem Anteil an der Gesamtversorgung die neuen Krankenpflege- 
systeme. Wir haben die einzelnen historischen Phasen schon im vorangegangenen Teil 
näher beschrieben. Den Anteil an der jeweiligen Gesamtversorgung symbolisieren wir 
durch die Stärke der Äste, wobei mit genügendem statistischen Material verständlicher- 
weise nur die neuere Entwicklung belegt werden kann. Eine prozentuale Aufteilung haben 
wir dementsprechend nur für 1965 vorgenommen. 
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Anmerkungen zum Vorwort 



1 Eine ausgezeichnete Übersicht über die neuere Literatur gibt Mishan, E. J.: The Postwar Litera- 
ture on Externalities: An Interpretative Essay. In: Journal of Economic Literature 1971, S. 1-28. 

2 Vgl. hierzu die ständig wachsende Literatur über öffentliche Güter. Mittlerweile klassische Dar- 
stellungen: Olson, Mancur: Die Logik des kollektiven Handelns. Tübingen 1968 und Buchanan, 
J. M.: The Demand and Suppley of Public Goods. Chicago 1968. Eine Neuerscheinung mit guten 
Aussichten, einst zu den Klassikern gerechnet zu werden: Fröhlich, N., Oppenheimer, J. A., 
Joung, O.: Political Leadership and Collective Goods. Princeton 1971. 

3 Vgl. z. B. Tullock, Gordon: Private Wants, Public Means. New York 1970. 

4 Dovns, Anthony: ökonomische Theorie der Demokratie. Tübingen 1968. 

5 Herder-Dorneich, Philipp: Politisches Modell zur Wirtschaftstheorie. Freiburg 1957. 

6 Dahl, R., und Lindblom, Ch.: Politics, Economics and Welfare. New York 1953. 

7 Vgl. Herder-Dorneich, Philipp: Zur Theorie der sozialen Steuerung. Köln 1965; Der Markt 
und seine Alternativen. Freiburg/Wien 1968. 

8 Fisher, Allan G. B.: Capital and the Growth of Knowledge, in: Economic Journal, 1933, 
S. 379-389. 

9 Fourastie, Jean: Die große Hoffnung des 20. Jahrhunderts, Köln 1969. 

10 Fuchs, Victor (Ed.): Production and Productivity in the Service Industries, New York 1969. 

11 Zimmerman, Louis: The propensity to monopolize, Amsterdam 1952. 

12 Vgl. Schneider, Erich: Einführung in die Wirtschaftstheorie, Bd. II, 8. Aufl., S. 354-363. 

13 Vgl. z. B. Luhmann, Niklas: Zweckbegriff und Systemrationalität. Tübingen 1968, und ders.: 
Soziologische Aufklärung. Köln und Opladen 1970. 

14 Luhmann, Niklas: Zweckbegriff . . ., a.a.O., S. 162. 

15 Luhmann, Niklas: Funktionale Methode und Systemtheorie, in: Soziologische Aufklärung, 
a.a.O., S. 38. 

16 Herder-Dorneich, Philipp: Soziale Ausgleichsprozesse und Steuerungsvorgänge: Gleich- 
gewichtsanalyse. Noch unveröffentlichtes Manuskript. Bochum 1971. 

17 Herder-Dorneich, Philipp u. a.: Honorarreform und Krankenhaussanierung, Berlin 1970. 

18 Vgl. Schenk, Karl-Ernst: (Hrsg.) Systemanalyse in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. 
Berlin 1971, insbesondere die Aufsätze von Schenk und Meffert. 

19 Schenk, Karl-Ernst: Gedanken zur Untersuchung von Koordinationsmechanismen mit system- 
analytischen Methoden, in: Schenk, Karl-Ernst: Systemanalyse . . ., a.a.O., S. 83-102. 
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Anmerkungen zum Hauptteil 



1 Aus der umfangreichen Literatur zur Systemtheorie wollen wir nur einige bedeutende Arbeiten 
herausgreifen. Bertalanffy, L. v., Allgemeine Systemtheorie. Wege zu einer neuen Mathesis 
Universalis. In: Deutsche Universittäszeitung, Heft XII, Nr. 5/6, 1957, S. 8 f.; 

Wieser, W., Organismen, Strukturen, Maschinen, Fankfurt 1959; Eckmann, D. P., Ed., Systems: 
Research and Design. Proceedings of the First Systems Symposium at Case Institute of Techno- 
logy, New York-London 1961; Ludwig, F. J., Systems Philosophy, Englewood Cliffs, N. Y., 
1962; Ashby, W. R., Design for a Brain. The Origin of Adaptive Behavior, 2. Aufl., London 
1960; Johnson, R. A., Käst, F. E. und Rosenzweig, F. E., The Theory and Management of 
Systems, New York-San Francisco— Toronto-London 1963; Parsons, T., The Social System, 
5. Aufl., Glencoe, Illinois, 1964; Stachowiak, H., Denken und Erkennen im Kybernetischen 
Modell, Wien 1965. 

Katz, D., und Kahn, R. L., The Social Psychology of Organization, New York-London-Sidney 
1966; Flechtner, H. J., Grundbegriffe der Kybernetik. Eine Einführung, 4. Aufl., Stuttgart 
1969; Narr, W. D., Theoriebegriffe und Systemtheorie, Stuttgart, Berlin-Köln-Mainz 1969; 
Cleland, D. J., und Ring, W. R., Systems Analysis and Project Management, New York-St. 
Louis-San Francisco-Toronto-London-Sidney 1968; Dobriner, W. M., Social Structures and 
Systems. A Sociological OverView, Pacific Palisades, California, 1969; Luhmann, N., Funktio- 
nen und Folgen formaler Organisation, Berlin 1964; ders., Zweckbegriff und Systemrationalität. 
Über die Funktion von Zwecken in sozialen Systemen, Tübingen 1968. Schenk, Karl-Ernst 
(Hrsg.): Systemanalyse in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Berlin 1971. 

2 Vgl. Fuchs, H., Systemtheorie, in: Handwörterbuch der Organisation, hrsg. von E. Grochla, 
Stuttgart 1969, Sp. 1618 ff. 

3 Vgl. Ashby, W. R., General Systems Theory and the Problem of the Black Box, in: Regelungs- 
vorgänge in lebenden Wesen. Nachrichtenverarbeitung, Steuerung und Regelung in Organismen, 
zusammengestellt von H. Mittelstaedt, München 1961; ebenso Beer, St., Kybernetik und 
Management, Hamburg 1959. 

4 Vgl. Fuchs, H., a.a.O., Sp. 1616 f. 

5 Zum Komplexitätsbegriff vgl. auch Beer, St., Decision and Control, New York 1966; ebenso 
Ashby, R., An Introduction to Cybernetics, London 1965; weiter Naschold, F., Systemsteue- 
rung, Stuttgart, Berlin-Köln-Mainz 1969. 

5a Die Marktwirtschaft wurde etwa von den Physiokraten als ein »natürliches System« aufgefaßt. 
Die Neoliberalen betonten demgegenüber, daß es sich nur um ein »künstliches System« handle, 
das der intensiven Pflege durch Ordnungspolitik bedürfe. 

5b Die Zahl der Texte, die sich mit der isolierten Darstellung des Wirtschaftssystems befassen, ist 
Legion. Eine umfassende deutschsprachige Darstellung gibt Schneider, Erich: Einführung in 
die Wirtschaftstheorie, Tübingen, Bd. I, 12. Aufl. 1965, Bd. II, 11. Aufl. 1967, Bd. III, 10. Aufl. 
1967. Die vielfältigen Auffassungen in der Politikwissenschaft machen es schwerer, ein Werk 
als repräsentativ herauszugreifen. Wir nennen trotzdem Easton, David: A Systems Analysis 
of Political Life. New York 1965. 

6 Vgl. Fuchs, H., a.a.O., Sp. 1626. 

7 Die von den Neoliberalen Eucken, Böhm, Lutz, F. A. Meyer und anderen als Antwort auf den 
Totalitarismus der dreißiger und frühen vierziger Jahre entwickelten ordnungspolitischen Mo- 
delle basieren auf einem Denken in Zusammenhängen und Interdependenzen, wie es der System- 
theorie eigen ist. Ihre Beiträge können deshalb in systemtheoretische, gesamtgesellschaftliche 
Analysen relativ problemlos übersetzt werden. 

8 Im Zusammenhang mit dem Ganzheitsbegriff sei auf folgende Literatur verwiesen: Lang- 
behn, J., Vom Geist des Ganzen, Freiburg 1930; weiterhin: Die Ganzheit in Philosophie und 
Wissenschaft. Othmar Spann zum 70. Geburtstag, Hrsg, von W. Heinrich, Wien 1950; Ellis, O., 
und Ludwig, F. J., Systems Philosophy, Englewood Cliffs, N. J., 1962; Eckmann, D. P., 
Systems Philosophy, New York 1961. 

9 Vgl. Spann, O., Ganzheitliche Logik, aus dem Nachlaß herausgegeben von Heinrich, W., 
Klosterneuburg 1957; ders., Die Haupttheorien der Volkswirtschaftslehre auf Lehrgeschichtlicher 
Grundlage, 25. Auflage durchgesehen, Heidelberg 1949; ders., Hauptpunkte der universalisti- 
schen Staatsauffassung, 2., erw. Auflage, Berlin-Wien 1931; ders., Gesellschaftsphilosophie, 
München-Berlin-Oldenburg 1928; die Werke von Spann sind 1963 von Heinrich, W., und 
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Riehl, H., in einer Gesamtausgabe (Graz, Akad. Dr. u. Verl. Anstalt, 1963) herausgegeben 
worden. 

10 Vgl. Rombach, Heinrich: Substanz, System, Struktur, Bd. I, Freiburg-München 1965, S. 15 ff. 

i° a Vgl, ebenda. 

11 Die Definition des Verfassers weicht von der bisher vielfach üblichen ab, zeichnet sich jedoch 
durch Operationalität und inhaltliche Bestimmtheit aus, ohne zu eng gefaßt zu sein. Im folgenden 
werden Definitionen anderer Autoren wiedergegeben, um die Breite bisher versuchter Defini- 
tionen vor Augen zu führen. Dabei wird sichtbar, daß diese Definitionen entweder zu eng gefaßt 
sind, so daß sie nur auf die Sozialpolitik ganz bestimmtur historischer Phasen zutreffen, oder zu 
weit gezogen werden, so daß sie nicht mehr operational sind. Die meisten Definitionen lassen 
sich zudem nicht in die Nachbarwissenschaften (vor allem Wirtschaftswissenschaft und Sozio- 
logie) integrieren. 

»Sozialpolitik im allgemeinen ist diejenige Politik des Staates, welche Mißstände im Gebiete des 
Verteilungsprozesses mit Mitteln der Gesetzgebung zu bekämpfen sucht« (Adolph Wagner). 
»Sozialpolitik ist die auf Sicherung fortdauernder Erreichung der Gesellschaftszwecke gerichtete 
Politik. Sozialpolitik ist der Inbegriff aller Maßnahmen, die auf die Abschwächung der Klassen- 
gegensätze abzielen« (O. von Zwiedineck-Südenhorst). 

»Sozialpolitik ist der Inbegriff der Maßnahmen und Einrichtungen, die im Interesse der Gesell- 
schaft die Gemeinschaft, die Freiheit, die Würde der arbeitenden Menschen fördern sollen, in 
Verbindung mit einer nachhaltigen Verbesserung ihres Verhältnisses zur Güterwelt« (Ad. Weber). 
»Sozialpolitik ist Aufrechterhaltung der gesellschaftlichen Einheit« (F. Heinemann). 
»Sozialpolitik ist der Komplex der planmäßigen Bestrebungen und Maßnahmen, die primär den 
Zweck verfolgen, das Verhältnis der Klassen und Stände zueinander und zu den Staatsgewalten 
nach Maßgabe von Wert-(insbesondere oft Gerechtigkeits-)Vorstellungen zu beeinflussen« (L. 
Heyde). 

»Sozialpolitik ist die Betätigung des Staates (oder staatsähnlicher öffentlicher Gewalten) gegen- 
über den gesellschaftlichen Klassen« (L. v. Wiese). 

Wilfrid Schreiber definiert wie folgt: »Sozialpolitik der Zukunft geht über in allgemeine 
soziale Ordnungspolitik. Ihr Ziel ist nicht mehr die Integration einer einzelnen Gruppe oder 
Klasse, ihr Ziel ist das Gemeinwohl schlechthin. Aus Sozialpolitik wird Gesellschaftspolitik.« 

Im Gegensatz dazu Elisabeth Liefmann-Keil: »Die Sozialpolitik ist eine Politik der Einkom- 
mensverteilung geworden, ungeachtet mancher Ansätze und Bestrebungen, aus ihr eine Gesell- 
schaftspolitik zu machen.« 

12 Schon früh haben klarsichtige Nationalökonomen diese künstlich definierten Erkenntnisobjekte 
(Wirtschaftslehre als Knappheitslehre) abgelehnt. Hier sei als bedeutendstes Beispiel Ammon 
genannt, der bereits vor dem I. Weltkrieg das aus »Bedürfnis« und »Knappheit« gebildete 
Objekt der Nationalökonomie als »Pseudobegriff« abgelehnt hat. Ammon ging vielmehr auf 
eine allgemeine Beziehungslehre hinaus (vgl. Ammon, A., Objekt und Grundbegriffe der Theore- 
tischen Nationalökonomie, Wien-Leipzig 1911, S. 369 ff.). Ammon bringt in seinem Buch eine 
vorzügliche Übersicht der Geschichte der nationalökonomischen Objekte (S. 31 ff.). 

Wie Schneider, Samuelson und andere nimmt gegenüber dieser gerade zitierten Auffassung auch 
Lütge einen anderen Standpunkt ein, der Wirtschaft und Wirtschaften nur vom Tatbestand der 
Knappheit her verstehen will und kann. Vgl. Lütge, F., Ausgangstatsachen der Volkswirt- 
schaftslehre, in: Handbuch der Wirtschaftswissenschaften, Bd. II, S. 12 f. 

13 Vgl. Galbraith, J. K., Gesellschaft im Überfluß, München-Zürich 1963, S. 221 f. 

14 Vgl. Galbraith, J. K., a.a.O., S. 221 f. 

15 Vgl. hierzu auch Abschnitt 5: Die gesamte Versorgung des Bedarfs. 

16 entfällt. 

17 Zur Neoklassik zählt man vor allem Marshall und Edgeworth und die durch sie begründeten 
Schulen. 

18 Vgl. dazu die Ausführungen des Verfassers in der 1968 veröffentlichten Schrift: Der Markt 
und seine Alternativen in der freien Gesellschaft, speziell S. 13 ff., in der er sich ausführlich 
mit den Daten des EucKENschen Datenkranzes auseinandersetzt. Herder-Dorneich, Ph., Der 
Markt und seine Alternativen in der freien Gesellschaft, ökonomische Theorie des Pluralismus, 
Hannover-Wien-Freiburg 1968. Vgl. dazu ebenfalls Schneider, E., Einführung in die Wirt- 
schaftstheorie, II. Teil, Wirtschaftspläne und Wirtschaftliches Gleichgewicht in der Verkehrs- 
wirtschaft, Tübingen 1961, S. 270 f. Weiterhin Eucken, W., Die Grundlagen der National- 
ökonomie, 7. Auflage, Berlin-Göttingen-Heidelberg 1959, insbesonders S. 127 f. 

19 Auf die mit diesem Fachkomplex verbundenen Probleme geht der Verfasser in einer anderen 
Arbeit ausführlich ein. 



92 




20 Diese Stufentheorie entwickelte Bücher. Hildebrand unterschied nach dem Stand des Tausch- 
verkehrs: Naturalwirtschaft, Geldwirtschaft, Kreditwirtschaft. Schmoller sah folgende Ent- 
wicklungsstufen: Agrarische Eigenwirtschaft, Wirtschaft der Stadt, Wirtschaft der Territorien, 
Wirtschaft der Nationalstaaten, Wirtschaft der Weltstaaten. List kannte eine Einteilung nach 
Jäger- und Hirtenstufe, Agrikulturstufe, Agrikultur-Manufakturstufe, Agrikultur-Manufaktur- 
Handelsstufe. Eine ausführliche - methodische - Kritik dieser Stufentheorien bringt Eucken, 
W., Grundlagen . . ., a.a.O., S. 38 ff. 

21 Vgl. hierzu Eucken, W., Grundsätze der Wirtschaftspolitik, Hamburg 1964, gekürzte Ausgabe, 
S. 10 f.; ders., Grundlagen . . ., a.a.O., S. 78 ff. 

22 Das Sektorenmodell mit der Einteilung der Wirtschaft in einen primären, einen sekundären 
und einem tertiären Sektor wurde von Fourastie entwickelt. Vgl. Fourastie, J., Die große 
Hoffnung des Zwanzigsten Jahrhunderts, a. d. Französischen v. B. Lutz, Köln-Deutz 1954. 

23 Kriterium, ob es sich um eine primäre oder um eine sekundäre Gruppe handelt, sind für Cooley 
die »face-to-face-relations«, die überwiegend gegeben sein müssen, wenn man von »primären« 
Gruppen sprechen will. Vgl. dazu Cooley, C. H., Organization, New York, 5. Auflage 1963, 
S. 23 ff., 1. Auflage 1909. 

24 entfällt. 

25 Von den Stufentheoretikern der historisdien Schule hat sich vor allem Bruno Hildebrand mit 
der Problematik des Naturaltausches befaßt und ihn mit dem Geldtausch verglichen. Vgl. Hil- 
debrand, B., Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft, Frankfurt a. M. 1884. Vgl. 
ebenso die Ausführungen Euckens zum Naturaltausch. Eucken, W., Grundlagen . . ., a.a.O., 
S. 89 f., 112 f., 153 f. 

26 Differenziertere Aussagen zum Geldtausch finden sich ebenfalls schon bei den Stufentheore- 
tikern. Vgl. dazu das bereits oben angeführte Werk von Bruno Hildebrand, Die National- 
ökonomie der Gegenwart und Zukunft, a.a.O. 

Die Literatur späterer Zeit zur Geldwirtschaft, zur Entwicklung des Geldwesens, ist umfangreich. 
Besonders hingewiesen sei auf Gerloff, W., Die Entstehung des Geldes und die Anfänge des 
Geldwesens, 3. Aufl., Frankfurt (M), 1947; Helfferich, K., Das Geld, 5. unveränderte Auflage, 
Leipzig 1921; Schilcher, R., Geldfunktionen und Buchgeldschöpfung, Berlin 1958; Geb- 
hardt, H., Numismatik und Geldgeschichte, Heidelberg 1949; außerdem besonders auf Schmöl- 
ders, G., Geldpolitik, Tübingen 1962. Die vom Verfasser entwickelte Theorie der Scheine ist 
als Versuch einer Weiterentwicklung der Theorie der Zahlungsmittel zu einer umfassenden all- 
gemeinen Theorie der Steuerungsmittel zu verstehen. Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Soziale 
Kybernetik - die Theorie der Scheine, Köln 1965. 

26 a Vgl. dazu auch Röpke. Röpke hat bereits darauf hingewiesen, daß der »Bereich des Marktes, 
des Wettbewerbs, der von Angebot und Nachfrage bewegten Preise und der durch sie gesteuer- 
ten Produktion nur als Teil einer höheren und weiteren Gesamtordnung . . . verstanden werden 
kann . . . Die Welt, in der wir uns hier bewegen, ist die der Preise, der Märkte, des Wettbewerbs, 
der Lohnsätze, der Zinssätze, der Wechselkurse und der übrigen Wirtschaftsquanten. Das ist 
natürlich durchaus fruchtbar und legitim, sofern wir uns der bewußten Verengung unseres 
Blickwinkels bewußt sind . . .« Trotz und wegen dieser Erkenntnis hat Röpke nie den sich selbst 
vorgegebenen Bezugsrahmen gesprengt, Daten zu Variablen gemacht und Beziehungszusammen- 
hänge zwischen den verschiedenen Ökonomiken gesucht. Das aber muß - und kann - nun 
geschehen. Vgl. Röpke, W., Jenseits von Angebot und Nachfrage, Erlenbach, Zürich-Stuttgart 
1938, S. 130, S. 133. 

27 Über den Aufbau des psychischen Apparats in Es, Ich und Über-Ich vgl. Freud, S., Abriß der 
Psychoanalyse. Das Unbehagen in der Kultur, Frankfurt a. M.-Hamburg 1953, 163.-182. Tsd. 
1959, S. 6-9. In neuester Zeit hat im deutschen Sprachbereich Alexander Mitscherlich die psy- 
choanalytische Tradition in die Sozialwissenschaft eingeführt. (Vgl. Mitscherlich, A., und Mit- 
scherlich, M., Die Unfähigkeit zu trauern, München 1967, 53.-66. Tsd. 1969, S. 17 ff. et pass.; 
Mitscherlich, A., Auf dem Weg zur vaterlosen Gesellschaft, München 1963, 19.-23. Tsd. 
1968, S. 51 ff. et pass.) 

28 Freud hat den Begriff der Sublimierung geprägt. Vgl. Freud, S., Die infantile Sexualität, in: 
Freud, S., Drei Abhandlungen zur Sexualtheorie, Frankfurt-Hamburg 1964. 

29 Eine gegenüberstellende Wertung der verschiedenen Ebenen, ein Abwägen von Individual- und 
Gemeininteresse findet sich speziell im Solidarismus Peschs. Vgl. Pesch, H., Lehrbuch der Natio- 
nalökonomie, Bd. I, Freiburg 1924, Bd. II, Freiburg 1923-26. Vgl. dazu auch die Ausführungen 
von Oswald von Nell-Breuning. Nell-Breuning, O. v., Baugesetze der Gesellschaft, Frei- 
burg 1968. 

30 Diese Ausdrucksweise wird von den Politikern »hoch geschätzt«, da sie »den Massen schmeichelt 
und eine ausgezeichnete Gelegenheit bietet, um nicht nur der Verantwortung auszuweichen, son- 
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dern auch die (politischen, d. Verfasser) Gegner zu zerschmettern«. Schumpeter, J. A., Kapita- 
lismus, Sozialismus und Demokratie, 2. erw. Auflage, Bern 1950, S. 426. 

31 Der Verfasser hat diese Problematik in einer anderen Arbeit speziell analysiert und hat dabei 
herausgestellt, daß gerade komplexe Systeme nicht reine Systeme, sondern Mischsysteme sind. 
Er ist dort auf die daraus resultierenden Probleme unter Zuhilfenahme einer neuen System- 
politik eingegangen. Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Der Markt . . ., a.a.O. 

32 Vgl. Schumpeter, J. A., Kapitalismus . . ., a.a.O., S. 427 ff. 

33 Vgl. hierzu die Ausführungen des Verfassers. Herder-Dorneich, Ph., Politisches Modell zur 
Wirtschaftstheorie. Theorie der Bestimmungsfaktoren finanzwirtschaftlicher Staatstätigkeit, Frei- 
burg 1959, insbesondere S. 41 ff. 

34 Auf das interessenideologische Element in der Gesellschaft weist Myrdal besonders hin. Vgl. 
Myrdal, G., Das politische Element in der nationalökonomischen Doktrinbildung, deutsche 
Übersetzung von G. Mackenroth, überarbeitet von M. Schüler, Hannover 1963, bes. S. 185 ff.; 
vgl. Habermas, J., Erkenntnnis und Interesse, Frankfurt a. M. 1968. 

35 In der Schrift »Zur Theorie der sozialen Steuerung« analysiert der Verfasser die einzelnen Steue- 
rungsmechanismen, untersucht mögliche Kombinationsmodelle und überprüft analytisch gewon- 
nene Erkenntnisse an Hand konkreter gesellschaftlicher Systeme. 

»Soziale Kybernetik« ist eine Auseinandersetzung mit den Grundprinzipien der Steuerungs- 
mechanismen unter besonderer Berücksichtigung von Regelkreismodellen. Die daraus entwik- 
kelte »Theorie der Scheine« enthält informationelle und kommunikative gesellschaftliche Pro- 
zesse. 

In »Der Markt und seine Alternativen« entwickelt der Verfasser ordnungstheoretische und 
ordnungspolitische Gedanken, die sich in Strukturmodellen konkretisieren. 

Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Zur Theorie der sozialen Steuerung, Köln 1965; ders., Soziale 
Kybernetik. Die Theorie der Scheine, Köln 1965; ders., Der Markt . . ., a.a.O. 

36 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Anthropologie des pluralistischen Zeitalters, in: Soziale Verant- 
wortung, Festschrift für Goetz Briefs zum 80. Geburtstag, hrsg. von J. Broermann und Ph. 
Herder-Dorneich, in Verbindung mit F. A. Hermens, F. K. Mann, W. Schreiber, Berlin 1968. 

37 Die Begriffe Mikro- und Makrosoziologie sind noch nicht so weit verbreitet wie die Begriffe 
Mikroökonomik und Makroökonomik. Während es speziell Aufgabe der Mikrosoziologie ist, 
sich mit »Primärgruppen« zu befassen, richtet die Makrosoziologie ihr Augenmerk auf die se- 
kundären Systeme. Eine klare Grenzziehung zwischen den Aufgabenbereichen soll und kann 
nicht vorgenommen werden. 

38 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Politisches Modell . . ., a.a.O., ders., Wahl und Wahlmechanis- 
mus - Ansatzpunkte zu einer Systemanalyse des Wählens als Beitrag zu einer allgemeinen 
Theorie der Wahl, in: Der Mensch im sozio-ökonomischen Prozeß, Festschrift für Wilfrid 
Schreiber zum 65. Geburtstag, hrsg. von F. Greiß, Ph. Herder-Dorneich, W. Weber, Berlin 1969 
S. 61 ff. 

39 Vgl. zu Gruppenverhandlungen, zu Strategie und Taktik des Vorgehens, zu Auseinander- 
setzungen zwischen Staat und Interessenverbänden: Külp, Bernhard, Lohnbildung im Wechsel- 
spiel zwischen politischen und wirtschaftlichen Kräften, Berlin 1965; Ross, A., Trade Union 
Wage Policy, 4th printing, Barkeley and Los Angeles 1956; Dunlop, J. T., Ed., The Theory of 
Wage Determination. Proceedings of a Conference held by the international Econmic Associa- 
tion, London-New York 1957; Dunlop, J. T., and Healy, J. J., Collective Bargaining, Home- 
wood 1955; Ross, A. M., and Hartmann, P. T., Changing Patterns of Industrial Conflict, 
New York— London 1960; ebenso Stammer, O., u. a., Verbände und Gesetzgebung. Die Ein- 
flußnahme der Verbände auf die Gestaltung des Personalvertretungsgesetzes, Köln und Opladen 
1965; bezeichnend ist auch die engagierte Analyse Pirkers über die Entwicklung der Gewerk- 
schaften nach 1945. Vgl. Pirker, Th., Die Blinde Macht. Die Gewerkschaftsbewegung in West- 
deutschland, 2 Bde., I: Von 1945-1952. Vom »Ende des Kapitalismus« zur Zähmung der Ge- 
werkschaften; II: 1953-1960. Weg und Rolle der Gewerkschaften im neuen Kapitalismus, 
München 1960. 

40 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Soziale Kybernetik . . ., a.a.O., ders., Anthropologie des plura- 
listischen Zeitalters, a.a.O. 

41 Vgl. hierzu auch Abschnitt 2.4.3 Versorgung durch Geldwirtschaft. 

42 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Soziale Kybernetik . . ., a.a.O., S. 44-116. 

43 Der Untertitel »Theorie der Scheine« soll die operationale Intention der »Sozialen Kyber- 
netik« anzeigen. 

44 In der Praxis wird oft unterschieden zwischen Wahlscheinen (allgemeine Berechtigung zum 
Wählen) und Stimmzetteln. In dieser Arbeit wird das aus Vereinfachungsgründen unterlassen. 
Wahlscheine werden Stimmzetteln begrifflich-inhaltlich gleichgesetzt. 
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44a Gutscheine sind gut für eine bestimmte Warenmenge, die jedem Gutschein zugewiesen ist, z. B. : 
Garderobenmarke für den Mantel auf Haken 176; Essengutschein für ein Mittagessen am Don- 
nerstag usw. Berechtigungsscheine geben Anspruch, an der Verteilung eines in seinem Umfang 
noch unbestimmten Warenvorrats teilzunehmen; z. B. Lotterielos eröffnet die Teilnahme an der 
Verlosung, wie hoch die gesamte Gewinnsumme ist, ist dabei noch offen. Krankenschein = Be- 
rechtigung zur unentgeltlichen Behandlung; Meisterbrief = Berechtigung einen Meisterbetrieb zu 
eröffnen, usw. 

45 Fourastie, J., Die große Hoffnung..., a.a.O.; Fisher, A. B., Economic Progress and Social 
Security, London 1945; ders., A Note on Tertiary Production, in: Economic Journal, 1952, Dez. 
Heft, S. 820-834; Clark, C., The Conditions of Economic Progress, 2. Aufl., London 1951. 

46 Das Punktsystem in der Rentenversicherung ist zur Zeit noch nicht realisiert. Es wird jedoch 
in Argentinien stark diskutiert und man erwägt, es einzuführen. In Deutschland hat besonders 
Schreiber die Vorzüge dieses Systems herausgestellt. Vgl. Schreiber, W., Existenzsicherheit in 
der industriellen Gesellschaft, Köln 1955; ders., Zur Reform der Rentenreform, in: Zeitschrift 
für Sozialreform, Januar 1966, S. 1 ff. Eine vorzügliche Darstellung findet sich bei Alle- 
kotte, h., Ansätze zur Fortführung der Reform der gesetzlichen Rentenversicherung unter 
besonderer Berücksichtigung von Organisationsfragen (aufgezeigt anhand zweier rezenter Gut- 
achten. Sozialenquete, BRD und PASS, Argentinien), Berlin 1970. 

47 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Wahl und Wahlmechanismus . . ., a.a.O. 

48 Vgl. Dovns, Anthony: ökonomische Theorie der Demokratie. Tübingen 1968, S. 91, 
S. 242/243, S. 246-251. 

49 Die Ansätze zur Kreislaufökonomik finden sich bei Quesnays, Sismondi, Marx und Johannsen, 
über deren Ergebnisse die Theorie erst nach 1920 hinausgelangte. Vgl. Lexis, W., Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre, Leipzig 1926; Wagemann, E., Konjunkturlehre, Berlin 1928; Grünig, F., 
Der Wirtschaftskreislauf, München 1933. Wegweisend waren die Arbeiten von Föhl und Peter. 
Vgl. Föhl, C., Geldschöpfung und Wirtschaftskreislauf, München und Leipzig 1937; Peter, H., 
Mathematische Strukturlehre des Wirtschaftskreislaufs, Göttingen 1954. Eine gute Einführung in 
die Problematik gibt Erich Schneider. Schneider, E., Einführung in die Wirtschaftstheorie, 
Bd. I, Tübingen 1961. 

50 Vgl. hierzu Johannsen, N., Kreislauf des Geldes, Berlin 1903. 

51 Vgl. die Ausführungen von Zimmermann, L. J., Geschichte der theoretischen Volkswirtschafts- 
lehre, 2. durchgesehene Auflage, Köln 1961, S. 46 f. 

52 Vgl. Quesnais, F., Allgemeine Grundsätze der wirtschaftlichen Regierung eines ackerbautreiben- 
den Reiches, Jena 1921 (Deutsche Ausgabe). 

53 Vgl. Say, J. B., Traite d’economie politique, ou simple exposition de la maniere dont se for- 
ment, se distribuent et se consomment les richesses, 2 Bde., Paris 1803, deutsche Übersetzungen 
von Jakob (Halle 1807, Wien 1914) und Mörstadt (Heidelberg 1818/19; 1830); ders., Cate- 
chisme d’economie politique, ou Introduction familiere, qui montre de quelle fa$on les richesses 
sont produites, distribuees et sonsommees dans les societes, Paris 1815, 1881, deutsche Über- 
setzungen: Fahnenberg (Karlsruhe 1816) und Theobald (Stuttgart 1827). Aus der Literatur über 
Say seien hervorgehoben: Barreve, A., Theorie economique et impulsion Keynesienne, Paris 
1952, und Krelle, W., Das Saysche Theorem in der Nationalökonomie, Diss. Freiburg 1947. 

54 Keynes, J. M., The General Theory of Employment, Interest and Money, London and New 
York 1936, deutsch: Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, München 
1936, Neudruck Berlin 1955; ders., Alternative Theories of the Rate of Interest, Ec. J. Lon- 
don 47 (1937); ders., Professor Tinbergen’s Method, Ec. J. London 49 (1939). Aus der Literatur 
über Keynes sei hervorgehoben: Harris, S. E. (Ed.), The New Economics. Keynes Influence 
on Theory and Public Policy, New York 1950, Hansen, A. H., A Guide to Keynes, New 
York-London-Toronto; 1953, Harrod, R. F., The Life of John Maynard Keynes, London 
1952; Schneider, E., Der Streit um Keynes. Dichtung und Wahrheit in der neueren deutschen 
Keynes-Diskussion, Jb. f. Nö. u. Stat., Bd. 165, Stuttgart (1953). 

55 Vgl. z. B. Jöhr, A., Theoretische Grundlagen der Wirtschaftspolitik, II. Die Konjunktur- 
schwankungen, Tübingen-Zürich 1952. Hier ist der wohl gründlichste Versuch gemacht worden, 
Markttheorie und Kreislauftheorie in einer Synthese zusammenzufassen. 

56 Vgl. hierzu Herder-Dorneich, Ph., Soziale Kybernetik . . ., a.a.O. 

57 Föhl veröffentlichte bereits 1937 eine grundlegende Arbeit zur Kreislauftheorie. Föhl, C., Geld- 
schöpfung und Wirtschaftskreislauf, a.a.O. Bemerkenswert ist auch sein Aufsatz »Volkswirt- 
schaftliche Regelkreise höherer Ordnung in Modelldarstellung«, veröffentlicht in: H. Geyer und 
W. Oppelt, Volkswirtschaftliche Regelungsvorgänge im Vergleich zu Regelungsvorgängen der 
Technik, München 1957. Bei Tustin sei auf folgende Arbeiten verwiesen: Tustin, A., The Me- 
chanisms of Economic Systems. An Approach to the Problem of Economic Stabilisation from the 



95 




Point of View of Controlsystem Engineering, London 1953; ders., An Engineer’s View of the 
Problem of Economic Stability and Economic Regulation, in: Review of Economic Studies, 
Bd. 19, Nr. 49, 1951-1952, S. 85 ff.; ders., The Effects of Backlash and of Speed-Dependant 
Friction on the Stability of Closed-Cycle Controlsystems, J. I. E. E., Bd. 94, Nr. 1, 1947. 

58 Vgl. Herder-Dornejch, Ph., Soziale Kybernetik, a.a.O., S. 50 f. 

f ’ 9 Scheine vermögen jedoch auch durch Parallelfluß zum Verrichtungsprozeß bei der Leistungs- 
erstellung zu steuern: z. B. Steuerkarten, die ein zu bearbeitendes Werkstück begleiten und auf 
denen alle vorzunehmenden Angaben nach Ort, Zeit, Art und Umfang eingetragen sind. Mit die- 
sem Parallelfließen wollen wir uns in diesem Zusammenhang nicht befassen. 

60 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Der Markt . . ., a.a.O. 

61 Abweichend von dieser Definition des Verfassers spricht Wessels von Dienstleistungen als 
Tätigkeitsakten, die unmittelbar Bedürfnisse befriedigen. Lüthge bezeichnet Dienstleistungen als 
persönliche Mittel im Gegensatz zu sachlichen Mitteln, wobei beide Kategorien unter den Ober- 
begriff Güter zu subsumieren sind. 

62 Zum Gruppenakkord vgl. die Ausführungen von Beste, Th., Fertigungswirtschaft und Be- 
schaffungswesen, in: Handbuch der Wirtschaftswissenschaften, hrsg. von Hax, K., und Wes- 
sels, Th., Bd. I, 2. überarb. u. erw. Aufl., Köln und Opladen 1966, S. 233 f. 

63 Mit dem Begriff Repartition bezeichnet man eine Zuteilung, bei der eine Gesamtheit von Ein- 
heiten eines Gutes nach einem festgelegten Schlüssel auf die Anspruchsberechtigten bzw. auf 
Nachfrager verteilt wird. Der Begriff hat vor allem im Börsenhandel Bedeutung erlangt: Bei der 
Uberzeichnung einer Emission wird die Zuteilung der Stücke an die einzelnen Zeichner prozen- 
tual herabgesetzt. Im Steuerwesen begegnet man ebenfalls der Repartition, wenn eine fest- 
stehende Steuersumme entsprechend einem bestimmten Schlüssel von der Gesamtzahl der Steuer- 
schuldner aufgebracht werden muß. 

64 Vgl. Bd. II. 

65 Karll, Agnes: Geschichte der fünf ersten Jahre unseres Verbandes, in: Unterm Lazaruskreuz, 
v. 15. 1.-15. 8. 1908, Sonderdruck. 

66 Vgl. Bd. II. 

67 Zum Problem der Willensbildung der Schwesternschaft des Roten Kreuzes vgl. Kötz, W., Maß- 
nahmen und Vorschläge zur Behebung des Mangels an Krankenhauspflegediensten, Diss. Köln 
1970, S. 40 f. 

68 Vgl. dazu Herder-Dorneich, Ph., Zur Theorie der sozialen Steuerung, a.a.O., speziell S. 75 ff. 
Ebenso Schulze, E., Das Urheberrecht in der Musik und die deutsche Urheberrechtsgesellschaft, 
3. Auflage, Berlin 1965. 

69 Vgl. Ziffer 5.2. 

70 Vgl. dazu die Arbeiten des Verfassers: Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß 
der gesetzlichen Krankenversicherung, Stuttgart-Bcrlin-Köln-Mainz 1966; ders., Analyse der 
gesetzlichen Krankenversicherung, drei Untersuchungen, Berlin 1965; ders., Soziale Ordnungs- 
politik der Gesetzlichen Krankenversicherung, Aufsätze und Vorträge, Köln 1967. 

71 Hier sei nun kurz darauf verwiesen, daß oft gerade nur hochkomplexe Systeme gegenüber ein- 
fachen, elementaren Systemen in der Lage sind, ein bestimmtes Maß an Versorgung zu garantie- 
ren. Die gleichgewichtstheoretischen Ansätze unseres Gesamtmarktmodells zeigen, welche zu- 
sätzlichen Versorgungsmöglichkeiten in der Kombination von Systemen erschlossen werden kön- 
nen. Gerade diese Kombinationen aber werden durch Zahlungsumwege, durch Zusammenfassung 
von Zahlungsströmen aj miteinander gekoppelt, b) effizienter gestaltet. 

72 Zum Rembourskredit vgl. Thiess, E., Kurz- und mittelfristige Finanzierung, Wiesbaden 1958, 
spez. S. 80 ff. Weiterhin Schneider, J., Akkreditive im gebundenen und freien Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland, Mannheim-Freudenheim 1955. 

73 Zum System der Lernmittelfreiheit vgl. Herder-Dorneich, Ph., Zur Theorie der sozialen 
Steuerung, a.a.O., S. 85 ff. 

74 Zu den unterschiedlichen Zielen vgl. Cees: Verband der Schulbuchverlage e. V. Mit eigenen 
Büchern lernt sich’s besser, in: Bertelsmann-Briefe, Heft 37, Gütersloh 1965, S. 8 ff. 

75 Zur gesetzlichen Regelung der Lernmittelfreiheit in Nordrhein-Westfalen vgl.: Merkblatt für 
Schulleiter und Lehrer zur Durchführung der Lernmittelfreiheit im Lande Nordrhein-Westfalen 
für das Schuljahr 1968/69 (1. August 1968 - 31. Juli 1969), IB 2-30 - 20/0, Nr. 1284/68. 
Rechtsgrundlage für die Durchführung der Lernmittelfreiheit ist das Gesetz über die Durchfüh- 
rung der Lernmittelfreiheit im Lande Nordrhein-Westfalen (Lernmittelfreiheitsgesetz - LFG) 
vom 29. Juni 1965 (GV. NW. S. 210), geändert durch Gesetz vom 23. Mai 1967 (GV. NW. 
S. 72). 

76 Diese gesetzlich festgelegte Regelung trifft aber für die Praxis nicht ganz zu. Der Schüler be- 
kommt einen Gutschein, auf dem ein Betrag von 50 °/o des Wertes der durchschnittlichen Bücher- 
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preise eingetragen wird. Da für jedes Fach mehrere Bücher genehmigt sind, die im Preis oft 
erhebliche Unterschiede aufweisen, kommt es häufig vor, daß die Erziehungsberechtigten mehr 
als 50 °/o für die Bücher zahlen müssen - mit Ausnahme der Härtefälle - wenn nämlich für 
die Schüler Bücher ausgewählt werden, deren Preis über dem Durchschnitt liegt. 

77 Für die Klasse 1 der Grundschulen lagen sie z. B. im Schuljahr 1968/69 bei DM 8,-, für die 
Klasse 5 der Hauptschulen bei DM 40,—. 

78 Über die Auswahlproblematik vgl. besonders Fernis, H. G., Der entmündigte Lehrer. Vortrag 
auf der von der Ev. Akademie Loccum, dem Hause Bertelsmann und dem Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels in Loccum veranstalteten Tagung »Der Schulbuchmarkt der 70er 
Jahre«, am 9. April 1969 veröffentlicht in: Bertelsmann-Briefe, Heft 63, Juli 1969, S. 12-15; 
ferner Gutjahr-Löser, P., Schulbuchmarkt mit Stolperdrähten, in: Rheinischer Merkur vom 
25. 4. 1969. 

79 Für die Einführung oder Beibehaltung einer allgemeinen Lernmittelfreiheit gibt es nach Körner 
nur wahlpolitische Gründe (vgl. Körner, K., Lernmittelfreiheit - ein Anachronismus, in: Ber- 
telsmann-Briefe, Heft 37, Gütersloh 1965, S. 21). 

80 In Hessen wurde die Lernmittelfreiheit bereits mit den Gesetzen vom 16. Februar und 12. Juli 
1949 eingeführt (vgl. Gesetz über Unterrichtsgeld- und Lernmittelfreiheit vom 16. Februar 1949 
und Gesetz zur Durchführung der Lernmittelfreiheit vom 12. Juli 1949, beide in: Beilage zum 
Amtsblatt des Hessischen Ministers für Erziehung und Volksbildung, Jg. 6. Nr. 11, Wiesbaden 
1953, S. 2 ff. 

81 Vgl. Der Vollzug der Lernmittelfreiheit im Schuljahr 1969/70 an allgemeinbildenden Schulen, 
in: Amtsblatt des Hessischen Kultusministers, Jg. 22, Wiesbaden 1969, S. 8/9. 

82 Die Krankenscheine haben durch die Neuregelung der Reichsversicherungsordnung vom 1. 1. 
1970 zustäzlich den Charakter von Wertpapieren erhalten. Auf diese Eigenschaft wollen wir 
im folgenden nicht näher eingehen. 

83 Vgl. dazu: Kortmann, K. D., Der Übergang von der Pauschal- zur Einzelleistungsvergütung 
bei der Honorierung von kassenärztlichen Leistungen, Diss. Köln 1968. 

84 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß . . ., a.a.O., S. 328. 

85 Vgl. Figur 25. 

86 Die Gesamtvergütung kann als Pauschale entweder auf der Grundlage des Kopfpauschal- oder 
des Fallpauschalsystems berechnet werden (§ 368 f., Abs. 2 und 3 RVO). Die Reichsversiche- 
rungsordnung definiert das Kopfpauschale als den durchschnittlichen Jahresbedarf eines Ver- 
sicherten an kassenärztlichen Leistungen, d. h., es wird pro Jahr und Mitglied ein Festbetrag 
angesetzt (§ 368 f., Abs. 2 RVO). Dabei ist die wirtschaftliche Lage der Krankenkasse und die 
seit der letzten Festsetzung des Kopfpauschales eingetretene Veränderung der Grundlohnsumme 
angemessen zu berücksichtigen. Bei dem Kopfpauschalsystem lassen sich unterscheiden: das Fest- 
pauschale und das Grundpauschale. Das Festpauschale umfaßt den Jahresbedarf eines Ver- 
sicherten an kassenärztlichen Leistungen unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der 
Krankenkassen. Dieser Betrag bleibt während der Laufzeit des Honorarvertrages zwischen Kas- 
sen und Kassenärztlichen Vereinigungen konstant. Das Grundpauschale wird zunächst auf die 
gleiche Art berechnet wie das Festpauschale, im Unterschied zu diesem wird es aber während 
der Vertragsdauer den Veränderungen im Grundlohn und Leistungsbedarf der Versicherten 
angepaßt. Der Berechnung des Fallpauschales liegt der durchschnittliche Jahresbedarf an ärzt- 
lichen Leistungen je Behandlungsfall zugrunde. »Als Behandlungsfall gilt die gesamte von dem- 
selben Arzt innerhalb desselben Abrechnungszeitraumes an demselben Kranken vorgenommene 
Behandlung.« Die Zahl der Behandlungsfälle ist letztlich mit der Gesamtzahl der Kranken- und 
Überweisungsscheine identisch. Die Form dieser Gesamtvergütungsart ist seit Einführung des 
Krankenarztrechts am 17. 8. 1955 nicht mehr üblich gewesen und findet nach Kortmann im heu- 
tigen Abrechnungsverkehr zwischen KVen und Kassen keine Anwendung mehr. Vgl. dazu: 
Kortmann, K. D., a.a.O., S. 51 ff. 

87 Vgl. Bundesgesetzblatt I, S. 1857. 

88 Zuletzt geschehen am 18. März 1965; vgl. Bundesgesetzblatt I, S. 89. 

89 Das gilt allerdings nicht bei Vergütungen, wenn Träger der Sozialversicherung oder die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung die Zahlung leisten. (Vgl. § 3 
der Gebührenordnung für Ärzte.) 

90 Die Beziehungen zwischen Arzt und Patient haben nur noch marktähnlichen Charakter; sie 
wurden deshalb vom Verfasser auch als »Quasimarkt« bezeichnet. 

91 Vgl. Stackelberg, H. v., Marktform und Gleichgewicht, Berlin 1934. 

c2 entfällt. 

93 Vgl. Triffin, R., Monopolistic Competition and General Equilibrium Theory, Cambridge 
(Mass.), 1940, Neudruck 1941. 
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94 Vgl. hierzu und im folgenden Arndt, H., Mikroökonomische Theorie, Bd. 1 und 2, speziell 
Bd. 1, Marktgleichgewicht, Tübingen 1966, S. 35 ff. 

95 Vgl. Sanmann, H., Marktform, Verhalten, Preisbildung bei heterogener Konkurrenz, in: Jahr- 
buch für Sozialwissenschaft, Bd. 14, 1963, Heft 1, S. 56 ff. 

96 Arndt, H., Mikroökonomische Theorie, 1. Bd., Marktgleichgewicht, a.a.O., S. 40. 

97 Ebenda. 

98 Vgl. Arndt, H., a.a.O., S. 39 f.; ebenso Sanmann, H., a.a.O., S. 56 ff. 

99 Im Falle der Stellenvermittlung oder Arbeitsvermittlung war anfänglich der einzelne auf sidi 
selbst gestellt. Markttransparenz war nicht gegeben. Die Gewerkschaften erkannten jedoch bald, 
daß sich hier für sie wesentliche Möglichkeiten boten, dem Arbeitnehmer zu helfen. Sie organi- 
sierten Arbeitsnachweise, die wegen des überregionalen Organisationsbereiches der Gewerk- 
schaften durchaus effizient waren. Private Vermittler traten später hinzu. Trotz allem war das 
dadurch bewirkte Vermittlungsergebnis unzureichend. Der Staat schaltete sich ein. Nachdem das 
Reichsarbeitsnachweisgesetz vom 22. 7. 1922 die Einrichtung öffentlicher Arbeitsnachweise an- 
geordnet und das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 16. 7. 1927 
den Aufbau der Vermittlungsorganisationen zu einem vorläufigen Abschluß gebracht hatten, 
wurden bereits Ende 1927 fast 90 °/o der Arbeitsuchenden durch die öffentlich-rechtlichen 
Arbeitsstellen vermittelt. Heute hat die Bundesanstalt für Arbeitslosenversicherung und Arbeits- 
vermittlung eine Monopolstellung auf dem Arbeitsmarkt. Lediglich im künstlerischen Bereich 
und Sportbereich (Fußball) bestehen Ausnahmen. Umstritten ist zur Zeit die von privaten Unter- 
nehmen ausgeübte Personalberatung, der gerade im Bereich der hochqualifizierten Führungs- 
kräfte Bedeutung zukommt. Auch hier finden wir also ein Nebeneinander von Organisations- 
formen. 

100 Vgl. die Ausführungen des Verfassers zur Gleichgewichtsproblematik in bereits zitierten 
Arbeiten. 

101 Entfällt. 

102 Vgl. Anmerkung 100. 

103 Dabei umgreift das Gesamtversorgungssystem (3) die Systeme (1) und (2) als Subsysteme. 

104 Gerade Eucken war es, der erkannte, von welch wesentlicher Bedeutung die »Daten« im wirt- 
schaftlichen Prozeß sind. Von seinem Erkenntnisobjekt »Wirtschaft« her mußte sein Datenkranz 
naturgemäß enger ausfallen als wir ihn sehen müssen. Denn in unserer Analyse beziehen wir ja 
weitere Bereiche ein: Damit aber werden Daten zu Variabein, zu Problemgrößen. Der Eucken- 
sche Datenkatalog wird - weil er schon historische Bedeutung erlangt hat - kurz wieder- 
gegeben. Er umfaßt: 

1. Die Bedürfnisse 

2. die Natur 

3. die Bevölkerung 

4. Bestand an Sachkapital 

5. rechtliche und soziale Organisation 

6. technisches Wissen. 

Vgl. dazu Eucken, W., Grundlagen . . ., a.a.O., S. 127 ff. 

105 Vgl. Anmerkung 104. 

106 Vgl. Anmerkung 100. 

107 Entropie, wörtlich mit »eingelagerte Wendung« zu übersetzen, ist in der Physik eine Größe, 
von der die Verlaufsrichtung von in der Natur ablaufenden Prozessen abhängt. Der Entropie- 
begriff ist mit einer Reihe von Gesetzen oder Gesetzmäßigkeiten verbunden worden. Briefs 
verwandte ihn in Zusammenhang mit dem Greshamschen Gesetz und entwickelte unter Hinzu- 
ziehung des Grenzmoraltheorems von Schöllgen die »Ethosentropie«. Vgl. Briefs, G., Hrsg., 
Laissez-faire-Pluralismus. Demokratie und Wirtschaft des gegenwärtigen Zeitalters, Berlin 1966 
S. 31 f. Besondere Bedeutung erlangte der Entropiebegriff jedoch in der Physik. Vgl. Anm. 108. 
Von dort übernahmen ihn Shannon und Weaver für die Informationstheorie (besser: Theorie 
der Informationsübertragung). Vgl. Shannon, C. E. und Weaver, W., The Mathematical 
Theory of Communication, Urbana, 111., 1959. Zur Kritik dieser Begriffsübertragung vgl. 
Mirow, H.-M., Kybernetik, Grundlage einer allgemeinen Theorie der Information, Wiesbaden 
1969; ebenso Klaus, G., Hrsg., Wörterbuch der Kybernetik, Berlin 1968. Ohne den Entropie- 
begriff zu benutzen, spricht auch der Soziologe Gehlen von »unumkehrbaren Entwicklungen«. 
Vgl. Gehlen, A., Studien zur Anthropologie und Soziologie, Neuwied und Berlin 1963, 
S. 261 f. 

108 Der Physiker Clausius führte im Jahre 1865 die von ihm als Entropie bezeichnete kalorische 
Zustandsgröße für den Bereich der Thermodynamik ein. Die Notwendigkeit für das Einführen 
dieser Größe ergab sich aus der Formulierung des 1. Hauptsatzes der Thermodynamik als dem 



98 




Gesetz von der Erhaltung der Energie. Danach laufen alle energetischen Prozesse in einer Rich- 
tung ab: von höheren zu niederen Energiestufen. Diese Erkenntnisse führten zur Formulierung 
des 2. Hauptsatzes der Thermodynamik, der besagt, daß die Entropie in abgeschlossenen Syste- 
men ständig zunimmt und nur im Grenzfall konstant ist. Dieser aus der Physik abgeleitete 
Entropiebegriff findet zunehmend Verwendung im Bereich der Kybernetik und im Bereich der 
Systemtheorie. Vgl. dazu z. B. Mirow, H.-M., Kybernetik, a.a.O.; Flechtner, H. J., Grund- 
begriffe der Kybernetik, Stuttgart 1968, 4. Auflage. 

109 Die Entwicklung des Menschen wird als »lineare Evolution« oder aber als »spiralische Evo- 
lution« verstanden, die in immer neuen Windungen immer neue Höhen erreicht. Vgl. dazu 
Berglar, P., Die gesellschaftliche Evolution der Menschheit, Bonn 1965, S. 296 f.; ebenso Teil- 
hard de Chardin, P., Der Mensch im Kosmos, 1959; ders., Das Auftreten des Menschen, 
Bd. III der Werke, 1964; ders., Der göttliche Bereich, Bd. IV der Werke, 1962; ders. Die Zukunft 
des Menschen, Bd. V der Werke, 1963; ders., Lobgesang des Alls, 1964. 

110 Vgl. hierzu Hermens, F. A., Wirtschaftliche und staatliche Stabilität, Frankfurt 1964; ebenso 
Kaltefleiter, W., Wirtschaft und Politik in Deutschland. Konjunktur als Bestimmungsfaktor 
des Parteiensystems, Köln-Opladen 1968, 2. erw. Auflage. 

111 Eine gegenteilige Meinung vertritt Oswald Spengler. Vgl. Spengler, O., Der Untergang des 
Abendlandes. Umrisse einer Morphologie der Weltgeschichte, 2 Bde., 33.-42. Tsd.; 1.-15. Auf- 
lage, München 1922. 

112 Typische Entwicklungsketten finden wir bei den bereits oben erwähnten Stufentheoretikern, 
ebenso bei Fisher, Clark, Fourastie und Galbraith, auf dessen Aufrüstungstheorem wir ausführ- 
licher eingehen. Vgl. z. B. Kapitel 6. 2. 1.2. 

113 Vgl. Dahrendorf, R., Class and Class Conflict in Industrial Society, London 1967; ders., 
Gesellschaft und Freiheit. Zur soziologischen Analyse der Gegenwart, München 1962; ders., 
Homo Sociologicus. Ein Versuch zur Geschichte und Kritik der Kategorie der sozialen Rolle, 
Köln und Opladen 1965. 

114 Vgl. Parsons, T., Beiträge zur soziologischen Theorie, a. d. Englischen von Brigitta Mitchall 
u. Dietrich Rüschemeyer, Neuwied-Berlin 1964; ders., Social Classes and Class Conflict in the 
Light of Recent Sociological Theory, in: American Economic Review, 1949, Bd. 39, S. 16 ff.; 
ders., The Social System, 3. Aufl., New York-London 1966; ders., Structure and Process in 
Modern Societies, 5. Aufl., New York-London 1967. 

115 Vgl. Anmerkung 114. 

116 Eine solche Politik kann in der Regel nicht als Politik unzusammenhängender Eingriffe ver- 
standen werden. Am Beispiel der Gesetzlichen Krankenversicherung hat der Verfasser versucht, 
mögliche Ansätze transparent zu machen. Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Soziale Ordnungspolitik 
der Gesetzlichen Krankenversicherung . . ., a.a.O. Diesen ordnungspolitischen Einstieg hat er in 
einer späteren Arbeit weiterentwickelt. Vgl. Herder-Dorneich, Ph. u. a., Honorarreform und 
Krankenhaussanierung. Dienstleistungsverbände - Pflegesatzsenkung - Neutrale Subventionen, 
Berlin 1970. 

117 Vgl. dazu Weber, M., Wirtschaft und Gesellschaft, 2. Halbband, 4. Auflage, Tübingen 1956, 
insbesondere S. 662 ff. 

118 Vgl. Galbraith, J. K., American Capitalism. The Concept of Countervailing Powers, Revised 
Ed., London 1964, Speziell S. 108 ff. »However the tendency of power to be organized in 
response to a given position of power is the vital characteristic of the phenomenon I am here 
identifying. As noted, power on one side of the market creates both the need for, and the 
prospect of reword to, the exercise of countervailing power from the other side. This means 
that, as a common rule, we can rely on countervailing power to appear as a curb on economic 
power.« Galbraith, J. K., a.a.O., S. 113. 

119 Vgl. Anmerkung 100. 

120 Vgl. Anmerkung 45. 

121 Die Entwicklungen von Buna, Süßstoff und Nylon sind Beispiele für Ausnahmen: verringert 
wurde die Abhängigkeit von Naturkautschuk, Zucker und Seide. Wobei allerdings festzuhalten 
ist, daß die Qualität der Naturprodukte von den synthetischen Stoffen nicht in allen Eigen- 
schaften erreicht wurde. 

122 Vgl. Hermes, F. A., Verfassungslehre, 2. Aufl., Köln und Opladen 1968; ders., Demokratie oder 
Anarchie? Eine Untersuchung über die Verhältniswahl, Frankfurt 1959. Vgl. dazu auch die 
Beiträge von Fritz Erler, Josef Hermann Dufhues und Heinz Starke zu dem Thema: Zur Be- 
deutung und Verantwortung der sozialpolitischen Verbände, in: Aufgaben und Stellung der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen in der Bundesrepublik Deutschland, Veröffent- 
lichung der Walter-Raymond-Stiftung, Bd. 6, Köln-Opladen 1966. Politiker bestätigen darin 
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aus ihrer Praxis direkt oder indirekt die theoretischen Thesen von Hermens, der stellvertretend 
genannt wurde für eine Vielzahl gleichdenkender Politologen. 
l22a Institutionalisierte Faktionen gibt es verschiedentlich in Verbänden. Wir verweisen als Bei- 
spiel auf die Wahlen in den österreichischen Kammern mit Faktionen, die den politischen Par- 
teien entsprechen. Vgl. März, E., und Weissel, E.: Die Kammern für Arbeiter und Ange- 
stellte. (Arbeiterkammern), in: Pütz, Th.: Verbände und Wirtschaftspolitik in Österreich. Ber- 
lin 1966, S. 393-436, hier S. 412. 

123 Olson, M., jr., Die Logik des kollektiven Handelns, Tübingen 1968. 

124 Die Ausgaben werden durch dieses Abzugsverfahren weniger spürbar, unmerklich. 

125 Diese Entwicklung ist in geradezu klassischer Weise zu beobachten im System der Kranken- 
versicherung in der BRD. Der Verfasser ist darauf in seiner Arbeit, »Sozialökonomischer 
Grundriß der Gesetzlichen Krankenversicherung« (Stuttgart-Berlin-Köln-Mainz 1966) aus- 
führlich eingegangen. 

126 Vgl. darüber hinaus Heyde, L.: Abriß der Sozialpolitik, 12. Auflage, Heidelberg 1966; 
Lütge, F.: Deutsche Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 2. Auflage, Berlin-Göttingen-Heidel- 
berg 1960; Hinze, Kurt: Die Arbeiterfrage zu Beginn des modernen Kapitalismus in Branden- 
burg-Preußen, Berlin 1927; Jantke, Carl: Vorindustrielle Gesellschaft und Staat, in: 
Arnold Gehlen, Helmut Schelsky, Hrsg., Soziologie. Lehr- und Handbuch zur modernen 
Gesellschaftskunde, Düsseldorf-Köln 1955, S. 93 ff. 

127 Schreiber kennzeichnet Proletariat durch: 

a) extrem geringes Lohneinkommen, 

b) extrem lange Arbeitszeit, 

c) Unstetigkeit des Einkommens, 

d) Gefährdung durch Krisen, 

e) Fehlen von Vermögen, 

f) geringes Bildungsniveau, 

g) Erblichkeit des Proletarierstatus, 

h) mangelnde Subjektstellung des Arbeiters. 

Vgl. Schreiber, W., Sozialpolitik, in: Handbuch der Wirtschaftswissenschaften, hrsg. von 
Hax, K. und Wessels, Th., 2. überarb. u. erw. Auflage, Bd. II, Köln-Opladen 1966, S. 278 ff. 

128 Mit der damals gegebenen Situation haben sich die Wirtschaftshistoriker intensiv auseinander- 
gesetzt. Vgl. Sombart, W., Die deutsche Volkswirtschaft im 19. Jahrhundert und im Anfang 
des 20. Jahrhunderts, Berlin 1919; Henderson, W. O., The State and the Industrial Revolution 
in Prussia, 1740-1870, Liverpool 1958; Lütge, F., Deutsche Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 

2. Aufl., Berlin-Göttingen-Heidelberg 1960; Hansherr, H., Wirtschaftsgeschichte der Neuzeit, 

3. Aufl., Köln und Graz 1960. 

129 Aufständische Gesellengruppen verwendeten bereits im Mittelalter die Büchsen und Laden, 
die eigentlich zur Finanzierung der Krankensicherung dienen sollten, als Streikkasse. Vgl. 
Stahl, W., Das deutsche Handwerk, Bd. 1, Gießen 1874; ebenso Schanz, G., Zur Geschichte 
der deutschen Gesellenverände, Leipzig 1871. 

130 Bismarck setzte 1878 das Sozialistengesetz durch, das die Handhabe bot, alle Vereine, Gruppen, 
Organisationen mit sozialistischer oder kommunistischer Tendenz zu verbieten und aufzulösen. 
Dieses Gesetz wurde erst 1890 aufgehoben. Aber auch dann waren der freien Entfaltung der 
Gewerkschaften durch eine strenge Auslegung des Vereinsrechts Grenzen gesetzt (Verbot von 
Behandlung wirtschaftlicher und politischer Fragen. Überlokales Verbindungsverbot). Eisenbah- 
ner und Landarbeiter blieben vom Koalitionsrecht ausgeschlossen. § 153 der Gewerbeordnung 
stellte Zwang oder Bedrohung anderer zum Zwecke des Beitritts zu Koalitionen oder zu Streik- 
verabredungen unter Strafe. Nach und nach entfiel jedoch eine Vorschrift nach der anderen: 
1908 wurde das Verbindungsverbot aufgehoben. Die Revision des Vereinsrechts zu Beginn des 
Ersten Weltkrieges erlaubte die Behandlung wirtschaftlicher und sozialpolitischer Fragen. Das 
Hilfsdienstgesetz von 1916 brachte die rechtliche Anerkennung der Gewerkschaften. 1918 wurde 
der § 153 der Gewerbeordnung gestrichen. 

131 Zur Konzertierten Aktion vgl. Schlecht, O., Konzertierte Aktion als Instrument der Wirt- 
schaftspolitik. Erweiterte Fassung eines Vortrags, gehalten am 24. Juni 1968 vor dem Walter- 
Eucken-Institut, Freiburg i. Br., Tübingen 1968; Möller, A., Kommentar zum Gesetz zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, 2. neubearbeitete und ergänzte Aufl., 
Hannover 1969; Schiller, K., Stabilität und Wachstum als wirtschaftspolitische Aufgabe, Son- 
derdruck aus dem Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 15 vom 
14. 2. 1967, bes. S. 15 f. ; ders., Wirtschaftspolitik 1967, veröffentlicht im Handelsblatt vom 
23 . 124 . 12. 1966; ders., Gemeinsame Aufgaben in der Wirtschaftspolitik, in: 1967 und danach. 
Erwartungen, Befürchtungen, Berechnungen, hrsg. vom DIHT, Bonn 1967, S. 15-28; Wall- 
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raff, H.-J., Die Konzertierte Aktion - Analyse ihrer Leitideen, in: Gewerkschaftliche Mo- 
natshefte, 20. Jg., Köln 1969, Heft 6, S. 337 f.; Tacke, B., Gewerkschaftliche Vorstellungen 
zur Tarifpolitik im Rahmen der konzertierten Aktion, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 
20. Jg., Köln 1969, Heft 5, S. 259 ff.; Ehrenberg, H., Lohnpolitik und Konzertierte Aktion, 
in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 20. Jg., Köln 1969, S. 266 ff. 

132 Vgl Gesetz betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. 6. 1883 (RGBl S. 73); 
es trat am 1. 12. 1884 in Kraft. 

133 Das erstarrte Zunftleben wurde in Preußen 1810, durch Gesetz des Norddeutschen Bundes im 
Jahre 1868 und durch die Gewerbeordnung 1869 mit Einführung der »Gewerbe- und Handels- 
freiheit« beseitigt. 

134 Vgl. Peters, H., Die Geschichte der Sozialversicherung, Reihe: Fortbildung und Praxis, 
Heft 39, Bad Godesberg 1959, S. 22 ff. 

133 Vgl. Peters, H., a.a.O., S. 22 ff. 

136 Vgl. Stolt, E., Die Ersatzkassen der Kranken Versicherung. Geschichte, Gestalt, Recht, Reihe: 
Fortbildung und Praxis, Heft 12, 4. völlig neubearb. Aufl., Bad Godesberg 1954, S. 1 ff. 

13 ' Vgl. Schewe, D., und Nordhorn, K., Übersicht über die Soziale Sicherung in Deutschland. 
Stand: Januar 1967, hrsg. vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 6. Aufl., Kas- 
sel 1967, S. 86. 

138 Zu den geschichtlichen Wurzeln der privaten Krankenversicherung vgl. Tauer, E., und Lin- 
den, Ch., Private Krankenversicherung, Schriftenreihe »Die Versicherung«, Bd. 6, Wiesbaden 
1965, S. 21 ff. Die sogenannten eingeschriebenen Hilfskassen wurden 1911 durch das Gesetz 
über die Aufhebung des Hilfskassengesetzes in Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit umge- 
wandelt und der Privatversicherungsaufsicht unterstellt, ein Teil von ihnen besteht heute in den 
Ersatzkassen weiter. Vgl. Ducker, M., Entwicklungsmöglichkeiten der privaten Krankenversi- 
cherung in einem pluralistischen System der sozialen Sicherung, Frankfurt/Main 1968, S. 66 f. 

139 Vgl. Vogel, W., Bismarcks Arbeiterversicherung. Ihre Entstehung im Kräftespiel der Zeit, 
Braunschweig 1951, S. 20 ff. ; vgl. auch Hax, K., Die Entwicklungsmöglidikeiten der Individual- 
versicherung in einem pluralistischen System der sozialen Sicherung, Schriftenreihe des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung, Heft 15, Köln 1968, S. 79: »Entgegen den anfänglichen 
Befürchtungen einer erdrückenden Konkurrenz durch die Zwangskassen, entwickelten sich die 
Hilfskassen nunmehr sehr gut. Ihr W'achstum nahm derartiges Ausmaß an, daß an manchen 
Orten die Bestandsfähigkeit der lokalen Zwangskassen in Frage gestellt war.« Zu den Hilfs- 
kassen vgl. auch Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß . . ., a.a.O., S. 55, und 
die dort angegebene Literatur. 

140 Verstärkt wurde diese Marktstellung durch das Abänderungsgesetz zum Krankenversiche- 
rungsgesetz vom 10. 4. 1892 (RGBl, S. 379), das die Krankenkassen ausdrücklich ermächtigte, in 
ihrem Status zu bestimmen, »daß die ärztliche Behandlung . . . nur durch bestimmte Ärzte ... zu 
gewähren« sei. 

141 Vgl. Klette, D., Die Kassenarztverträge der sozialen Krankenversicherung. Ihr geschicht- 
licher Werdegang mit Motiven, Diss. Tübingen 1965, S. 41 ff. 

142 Im Jahre 1900 wurde der »Verband der Ärzte Deutschlands« gegründet, der auch vielfach 
nach seinem Gründer und dessen Heimatstadt »Hartmannbund« oder »Leipziger Verband« 
genannt wurde. Vgl. Heinemann, G. W., Kassenarztrecht, 3. Aufl., Berlin 1933, S. 4; vgl. auch 
Plaut, Th., Der Gewerkschaftskampf der deutschen Ärzte, Diss. Freiburg 1912; Puppe, B., Die 
Bestrebungen der deutschen Ärzte zur gemeinsamen Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen, 
Diss. Münster 1911. 

143 Durch die Zulassungs- und Vertragsrichtlinien vom 14. 11. 1928 wurde neben dem Einzel- 
dienstvertrag der Abschluß von Mantelverträgen zugelassen, zu denen die Ärzte aber ausdrück- 
lich ihre Beitrittserklärung geben mußten. 

144 Am 23. Dezember 1913 erlangten die Spitzenverbände der Ärzteschaft in Verhandlungen mit 
den Krankenkassen durch das sogenannte »Berliner Abkommen« ein gewisses Mitspracherecht 
an der kassenärztlichen Versorgung. Vgl. Hess/Venter, Das Gesetz über Kassenarztrecht, 
Handbuch des Kassenarztrechts, Bd. I, Köln 1955, S. 23 f. 

145 Der Einzelvertrag wurde endgültig durch die »Verordnung über die Zulassung von Ärzten zur 
Tätigkeit bei den Krankenkassen« vom 17. 5. 1934 (RGBl I, S. 399) abgeschafft, denn sie defi- 
nierte die Zulassung nicht mehr als Berechtigung zum Abschluß eines Einzeldienstvertrages, 
sondern als Berechtigung und Verpflichtung gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands, an der kassenärztlichen Versorgung teilzunehmen. Vgl. Klette, D., a.a.O., S. 197. 

14(5 Vgl. Goldammer, H.-D., Die Beziehungen zwischen Kassenärztlichen Vereinigungen und 
Krankenkassen, Diss. Köln 1964, S. 14 ff.; vgl. Hadrich, J., Die Arztfrage in der deutschen 
Sozialversicherung. Ihre soziologischen und wirtschaftlichen Probleme, Berlin 1955, S. 13 ff. 
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147 Durch die Notverordnung vom 8. 12. 1931 wurden die Kassenärztlichen Vereinigungen als 
Vertragspartner der Kassen mit den Rechten einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft gesetzlich 
anerkannt. Vgl. Kortmann, K. D., a.a.O., S. 31 f. 

148 Den Vorsitz in den zu öffentlich-rechtlichen Zwangsorganisationen erhobenen Kassenärztlichen 
Vereinigungen übernahmen die Vorsitzer des jeweils stärksten Ärzteverbandes am Ort. Dadurch 
hätte eine völlige Integration und Aufhebung der freien Ärzteorganisationen eintreten können. 
In Wirklichkeit lebten die freien Ärzteverbände jedoch weiter und neue kamen hinzu. Vgl. 
Herder-Dorneich, Ph., u. a., Honorarreform und Krankenhaussanierung . . ., a.a.O., S. 79. 

149 Vgl. Frommknecht, H., Der Kostentrend in PKV und GKV, in: Arbeit und Sozialpolitik, 
24. Jg., Heft 3/4, Baden-Baden März/April 1970, S. 101. 

150 Im Jahre 1967 betrug die Mitgliederzahl der Gesetzlichen Krankenversicherung rd. 28,699 Mil- 
lionen, davon waren rd. 1,229 Mill. Personen bei den Knappschaftlichen Krankenkassen ver- 
sichert, also 4,28 °/o aller Mitglieder. Bezogen auf die gesamte Wohnbevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland (59,873 Milk), waren das sogar nur 2,05 °/o. Vgl. Statistisches Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland 1969, hrsg. vom Statistischen Bundesamt, Stuttgart-Mainz 
1969, S. 15 und S. 374. 

151 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß . . ., a.a.O. 

152 Vgl. Kapitel 4.4.2.2.I. 

153 Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß . . ., a.a.O., S. 294 f. 

154 Die Verteilung der Gesamtvergütung an die Kassenärzte unterliegt der Nachprüfung durch 
Prüfungsinstanzen, die für die Beziehungen der KV’en zu den RVO-Kassen gesetzlich vorge- 
schrieben sind (vgl. § 368 n. Abs. 4 RVO) und zwischen den Ersatzkassen und der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung vereinbart werden. Vgl. die Darstellungen des Instanzenzuges, in: 
»Urteil L - 7/Ka - 622/64 vom 12. 5. 1965 des Landessozialgerichts Hessen in Darmstadt«, 
in: Der freie Arzt, Heft 9, 1965, S. 90; zum Prüfungswesen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
vgl. auch: Hess/ Venter, Das Gesetz über Kassenarztrecht, a.a.O., S. 297 ff. 

155 Zudem wird es dem einzelnen Arzt durch die Einschaltung des Ärzteregreßschutzverbandes 
leicht gemacht, sich gegen nachteilige Folgen von Prüfungsverfahren zu wehren und den Rechts- 
weg zu beschreiten. Vgl. Herder-Dorneich, Ph., Sozialökonomischer Grundriß . . ., a.a.O., 
S. 293. Oeter vertritt dagegen die Meinung, daß die Regreßpflicht eine wirksame und im 
übrigen vor allem auch praktikable Methode zur Eingrenzung des Kostenaufwandes der Kran- 
kenversicherung darstellt. Vgl. Oeter, F., Krankheit und Versicherungsordnung, in: Gesetzliche 
Krankenversicherung in einer freiheitlichen Gesellschaft. Analysen und Probleme, hrsg. von 
Schreiber, W., Berlin 1963, S. 72. 

150 Zur Interessenlage bei den Abrechnungsverfahren vgl. auch: Herder-Dorneich, Ph., Sozial- 
ökonomischer Grundriß . . ., a.a.O., S. 294 ff.; vgl. auch: Sozialenquete. Soziale Sicherung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Bericht der Sozialenquete Kommission, erstattet von Walter 
Bogs, Hans Achinger, Helmut Meinhold, Ludwig Neuendörfer, Wilfrid Schreiber, Stuttgart- 
Berlin-Köln-Mainz 1966, S. 224. 

157 Zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag vgl. Kurzwelly, F.-W., Der Gesamtsozialversicherungs- 
beitrag, Reihe: Fortbildung und Praxis, Heft 37, Bad Godesberg 1962. 

158 Eine Umfrage der Kassenärztlichen Bundesvereinigung über die Honorarverträge mit den 
RVO-Kassen vom ersten Vierteljahr 1967 ergab, daß die Einzelleistungsvergütung in der 
Mehrzahl aller Kassen Anwendung findet. 



Kassenart 


Zahl der Kassen, 

die die Gesamtvergütung 

nach Einzelleistungen abrechnen 


Prozentsatz 


Ortskrankenkassen 


402 


36,1 


Betriebskrankenkassen 


1270 


52,8 


Innungskrankenkassen 


177 


83,2 


Landkrankenkassen 


91 


88,3 


Knappschafts- und Seekrankenkassen 


6 


100 



Quelle : Kortmann, K. D., a.a.O., S. 58. 

159 Vgl. dazu Herder-Dorneich, Ph., Soziale Kybernetik . . ., a.a.O. 
i6° Ygp Giese, W., Geschichte der Caritas, Bd. 2, Freiburg 1922. 

161 Vgl. Sticker, A., Die Entstehung der neuzeitlichen Krankenhauspflege, Stuttgart 1960, S. 14. 

162 Vgl. Sticker, A., a.a.O., S. 15, und Ulkorn, G., Die christliche Liebestätigkeit, Stuttgart 1895, 
S. 686. 
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163 Einen entsprechenden Hinweis finden wir bei: Buss, F.-J., Der Orden der Barmherzigen 
Schwestern, Schaffhausen 1847, S. 460. 

164 Vgl. Jetter, D., Struktur und Aufgabe des Krankenhauses um 1800, in: Das Krankenhaus, 
54. Jg., 1962, Heft 9, S. 362. 

165 Vgl. Seidler, E., Geschichte der Pflege des kranken Menschen, a.a.O., S. 105. 

166 Seidler, E., a.a.O., S. 106. 

167 Ein genaues Datum läßt sich nicht fixieren. 1787 wird in Bamberg ein Krankenspital errichtet, 
»welches ausdrücklich und ausschließlich nur für heilbare Kranke bestimmt war«. (Seidler, E., 
a.a.O., S. 106, und Jetter, D., a.a.O., S. 359). 

168 Vgl. Sticker, A., a.a.O., S. 18. 

169 Vgl. Horn, E., öffentliche Rechenschaft über meine zwölfjährige Dienstführung als zweiter 
Arzt des königlichen Charite Krankenhauses zu Berlin nebst Erfahrungen über Krankenhäuser 
und Irrenanstalten, Berlin 1818, S. 83, zitiert in: Sticker, A., a.a.O., S. 75. 

170 Vgl. Droste zu Vischering, C. A., Über die Genossenschaft der Barmherzigen Schwestern, 
insbesondere über die Einrichtung einer derselben, und deren Leistungen in Münster, 2. Aufl., 
Münster 1873, S. 28. 

171 Heimbucher, M., Die Orden und Kongregationen der katholischen Kirche, 3., großenteils neu- 
bearbeitete Aufl. in zwei Bänden, Paderborn 1933 und 1934; Bd. 1: § 1 Begriff und Einrich- 
tung der Orden; Bd. 2: § 148-155 als Beispiele für Kongregationen. 

172 Ein anschauliches Beispiel für die Übernahme eines Krankenhauses bringt Wopserer, G., Die 
neuen Formen sozial-caritativer Arbeit in der Oberrheinischen Kirchenprovinz 1834-1870, Frei- 
burg 1957, S. 61 ff. 

173 Vgl. Fliedner, Th., Erster Bericht über die Diakonissenanstalt zu Kaiserswerth nebst kurzer 
Nachricht über das evangelische Asyl und die evangelische Kleinkinderschule daselbst, Kaisers- 
werth 1. 5. 1837, abgedruckt in: Sticker, A., a.a.O., S. 189-200. 

174 Vgl. Seidler, E., a.a.O., S. 126 f. 

175 Vgl. Grüneisen, F., Das deutsche Rote Kreuz in Vergangenheit und Gegenwart, Potsdam 1939. 

176 Vgl. Seymer, L. R., Geschichte der Krankenpflege, Stuttgart 1936, S. 107 f. 

177 Karll, A., Geschichte der fünf ersten Jahre unseres Verbandes, in: Unterm Lazaruskreuz, v. 
15. 1.-15. 8. 1908, Sonderdruck. 

178 Vgl. Fraenkel, A., Die Berufsorganisationen der Krankenschwestern, Diss. Heidelberg 1922, 
S. 259 f. 

179 Vgl. Streiter, G., Die wirtschaftliche und soziale Lage der beruflichen Krankenpflege in 
Deutschland, 2. Aufl., Jena 1924, S. 177 f. 

180 Diese Zahlen sind entnommen aus einer noch unveröffentlichten wissenschaftlichen Arbeit: 
Kötz, W., Maßnahmen und Vorschläge zur Behebung des Mangels an Krankenhauspflege- 
diensten, Diss. Köln 1970. 
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